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Balle und den Saalkrreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurt, Delitzſch Bikterfeld,
Wikkenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.
Haupk-Geſrhäftsſtelle: Barz 42/43. Geöffnet werkkags von 7 Whr früh bis 7 Uhr nachm. v Schriftleilung: Harz 42/43. Sprechſtunde werktags /2l2 l Uhr mittags.

Klaſſ enſchule.
Das preußiſche Schulelend.

Bei Beratung des ſogenannten Kultusetats im preußiſchen
Dreiklaſſenhauſe rechnete der Abg. Genoſſe Borchardt mit
der ganzen preußiſchen Schulpolitik in einer großen Rede
ab. Wir geben daraus folgendes wieder:

Abg. Borchardt (Soz.):
Unter den 4 Milliarden des Etats ſind für den Kultusetat

2554 Millionen Mark ausgeworfen. Der Etat der öffent-
lichen Schuldenverwaltung beträgt 410 Millionen, der der all
gemeinen Finanzverwaltung 249 Millionen, ſogar für die
Lotterieverwaltung ſind 147 Millionen vorhanden.
Alſo ſo außerordentlich find die Aufwendungen für den Kultus-
etat nicht, und wenn man der vorjährigen Aufforderung des
Herrn v. Heydebrandt, einen Leitfaden über die Kultus-
leiſtungen Preußens herauszugeben, nicht gefolgt iſt, ebenſo-
wenig wie dem gleichen Wunſche eines Zentrumsabgeordneten
bei der Steuerverwaltung, ſo vielleicht deshalb, weil die Re
gierung ſelber nicht ganz ſo ſicher war über den Eindruck, den
wahrheitsgemäße Zahlen die auch wir durchaus
wünſchen tatſächlich im Lande draußen machen würden.
(Sehr gut! b. d. Soz.) Uebrigens geben die Bürger
Preußens neben den 283 Millionen für den Kultusetat
über 1000 Millionen für das Militär aus, alſo
eine Sache, die mit der Kultur ſehr wenig zu tun hat.
Wenn man uns übrigens ſagt, daß die 283 Millionen für
Kulturzwecke verwendet werden, ſo muß man doch bedenken,
daß Kultur doch nicht ganz dasſelbe iſt wie Kultus. Jm Kul-
turſtaat ſind enthalten 2354 Millionen für evangeliſche
Geiſtliche und Kirchen, 2 Millionen für Bistümer,
12 Millionen für katholiſche Geiſtliche, 450 Millionen
für Kultus- und Religionsunterricht, 1,8 Mil-
lionen für evangeliſche Konſiſtorien und eine Mil-
lion einmalige Ausgaben für die Kirche, ſo daß von vorn-
herein über 40 Millionen abzuziehen ſind. Es iſt eine Unge-
rechtigkeit, wenn man diejenigen, die keine Kirche brauchen,
keine Geiſtlichen und keine Bistümer und dergl., zwingt, auch
mit ihrem Gelde dafür beizuſteuern. Eine Ungerechtigkeit
kann aber niemals im Sinne der Kultur liegen. (Sehr
wahrl b. d. Soz.) Von den 224 Millionen dauernder Ausgaben
werden verwendet für das GElementarunterrichtsweſen,
worunter aber auch manche Ausgaben ſind, die nicht der Volks
bildung zuzurechnen ſind, 170 Millionen Mark, für die höheren
Lehranſtalten 22 Millionen, für die Univerſitäten mit der
Charité 17 Millionen, für Kunſt und Wiſſenſchaft 8 Millionen
und für das techniſche Unterrichtsweſen gar nur 6 Millionen.
(Hört, hört! links.) Es iſt merkwürdig, daß nicht angegeben
wird, wieviel Kinder in den Elementarſchulen
unterrichtet werden; aber auch im ſtatiſtiſchen Jahr-
buch für den preußiſchen Staat gehen die Angaben darüber nur
bis 1906, die über das höhere Schulweſen dagegen ſchon bis
1910. Wenn nun in den Elementarſchulen 614 Millionen. Kin-
der unterrichtet werden, ſo entfallen auf jedes Kind von den
170 Millionen 26,15 Mk. (Hört, hört! b. d. Soz.) Nach der
amtlichen Statiſtik von 1906 gab es auf dem Lande 383 000 öffent-
liche Volksſchulen mit 73 000 Klaſſen, ſo daß die dort unterrich-
teten 3800 000 Kinder zum größten Teil in zwei und ein-
klaſſigen Schulen unterrichtet wurden. Zu den Koſten von
154 Millionen Mark zahlte der Staat 55 Millionen und in den
Städten, wo 2 300 000 Kinder unterrichtet wurden, trug der
Staat zu den 1638 Millionen Koſten nur 16 Millionen, d. h. noch

nicht ganz 7 Mark pro Kind,
bei. (Hört, hört! b. d. Soz.) Dagegen koſtete 1910 jeder
Student rund 900 Mk. pro Jahr, wovon der Staat
700 Mk. bezahlte! (Erneutes Hört, hört! b. d. Soz.) Nach
dem wir letzthin vom Abg. Trimborn gehört haben, daß z. B.
die juriſtiſchen Studenten in der Regel 3--4 Semeſter, alſo
34 ihrer Studienzeit verbummeln, wofür wir alſo 700 Mk.
für jeden Studenten pro Jahr bezahlen, ſollte man doch lieber
etwas mehr für die Volksſchüler aufwenden. (Sehr gutl links.)
Jn der Budgetkommiſſion, deren Bericht nichts davon erwähnt,
ſtellte der Abg. v. Campe feſt, daß 1906 in über 50 Schulen
auf einen Lehrer 100-120, in 70 Schulen 100--173 Schüler
kamen. Der Regierungsvertreter mußte zugeben, daß auch
jetzt noch ſtark überfüllte Schulen beſtehen. Aber dem wäre ab-
zuhelfen, wenn man die ungeheure Spannung zwiſchen den
Aufwendungen für die Volksſchüler und die Studenten zu
gunſten der erſteren verminderte. Das wäre beſſer, als hier
immer wieder hervorzuheben, was Preußen doch für die Kultur
leiſte. (Bravol b. d. Soz.)

Und der Geiſt in unſeren Schulen? Vor einigen Wochen
forderte der Zentrumsabgeordnete Dittrich, daß der Staat,
der die Schulpflicht durchführe, auch Garantien gebe, daß die
Kinder nicht entgegen dem Geiſte ihrer Eltern erzogen
werden. Wir werden Herrn Dittrich an dieſe Forderung er-
innern, wenn es gilt, dieſe Garantien für alle Eltern
zu fordern. (Sehr gut! b. d. Soz.) Die Abgg. Dittrich und
Stychel haben ſich hier öfter beklagt über die Verletzung der
Gefühle der Katholiken in der Schule. Was ſollten dann wir
erſt ſagen von dem Auftreten der Lehrer gegen die Kinder
ſozialdemokratiſcher Eltern? Jn den Geſchichtsbildern
für evangeliſche Volksſchüler, mit befonderer Be
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Storck, Lehrer in Dortmund, die für Volksſchüler, alſo
faſt ausnahmslos für Arbeiterkinder, beſtimmt ſind, wird in
einem Artikel Sozialdemokratie geſagt: „Mit der Zu-
nahme des Verdienſtes iſt auch in beſonderer Weiſe Woh
nung und Kleidung beſſer geworden; trotzdem
kommen die meiſten Arbeiter nicht zu Wohlſtand, weil
es ihnen an Spärſamkeit und Wirtſchaftlichkeit fehlt.“ Hier
iſt nicht von Sozialdemokrälten die Rede, ſondern ſchlechthin von
den meiſten Arbeitern, den Eltern der Schul-
kinderl (Hört, hörtl! b. d. Soz.) „Die Genußſucht iſt
ins Grenzenloſe geſtiegen. Allein für Wein, Bier und
Branntwein wird jährlich in Deutſchland weit mehr ausgegeben
als die Ge ſamtſumme aller Steuern beträgt.“
Welcher volks wirtſchaftliche Unſinn, aber der Sinn iſt doch der,
daß die meiſten Eltern der Schulkinder Trunkenbolde
ſind! (Hört, hört! b. d. Soz.) „Bei dem Jagen nach Ge-
nuß und Vergnügen wurde es gewiſſenloſen Leuten
leicht, die Arbeiter zur Unzufriedenheit und Begehrlichkeit auf-
zuhetzen, und es bildete ſich vor einigen Jahrzehnten

eine gottloſe, kaiſerloſe und vaterlandsloſe Partei,
Sozinldemokratie genannt!“

Hier werden alſo die Arbeiter, außerdem daß ſie Sauf-
ſäcke ſeien, noch als Trottel hingeſtellt, die ſich aufhetzen
laſſen, ſtatt ſelber zu wiſſen, was ſie tun. Es wird weiter ge-
ſagt, daß die Sozialdemokratie die chriſtliche Religion
und das Königtum beſeitigen und das ehrlich erwor-
bene Einkommen gleichmäßig verteilen wolle, wozu die Sozial-
demokratie ſelbſt Blukvergießen nicht ſcheuen würde. Da kann
jeder die berühmte Gänſehaut bekommen, die neulich
einem der Herren Miniſter hier übergelaufen iſt. Heiterkeit
links.) Das wird den Kindern in preußiſchen Schulen über
ihre eigenen Eltern vorgeſetzt. Welch ein Ausdruck
paßt auf dieſe Art und Weifſe, die Kinder angeblich zu unter-
richten in Wirklichkeit gegen ihre eigenen Eltern auſzuhetzen!
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Wir haben ja darum
keine Sorge, die Arbeiterkinder, die ſehr früh ins Leben hinaus-
geriſſen werden, die ſehen, wie ſich ihre Eltern plagen
müſfen und woran es liegt, daß es den Arbeitern ſchlecht
geht, vertragen ſolche Koſt! Wir haben keine Angſt, lachen
darüber und finden, daß ſolche Bücher außerordent-
lich dumm ſind! (Sehr wahrl b. d. Soz.) Wird doch in dem
gleichen Buch allen Ernſtes behauptet, durch das von „Kaiſer
Wilhelm, dem Freunde der Armen“, veranlaßte Jnvaliditäts-
verſicherungsgeſetz ſeien die deutſchen Arbeiter davor bewahrt,
an ihrem Lebensabend Nahrungsſorgen zu haben. So ein-
fältig iſt kein Arbeiterjunge von 10 oder 12 Jahren, daß er
nicht gut wiſſen würde, daß es ein Hohn iſt, zu behaupten,
die Arbeiter könnten jetzt ihren Lebensabend ohne Nahrungs-
ſorgen verbringen. Vielleicht nimmt die Unterrichtsverwal-
tung Anlaß, gegen derartigen

blödfinniger Unfug
einzuſchreitew; wenn nicht, ſoll es uns auch recht ſein, wir
werden mit unſerer Aufklärung ſchon an die Jugend heran
kommen.

Die ganze Begründung der Jugendpflege zeigt uns, daß die
Unterrichtsverwaltung beſeelt iſt von dem Geiſte des
Kampfes gegen die Sozialdemokratie. Sie
ſprechen von nationalen, ſtaatstreuen, ſtaatserhaltenden Ver
anſtaltungen, umſchreiben aber damit nur ſchamhaft den' Kampf
gegen die Sozialdemokratie; beſteht doch die Nation gerade
aus den Leuten, die Sie im Namen des „nationalen Ge-
dankens“ bekämpfen. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.

Daß die Schule in den Dienſt der Bekämpfung der Sozial-
demokratie geſtellt werden ſolle, das hat ja auch die tempe-
ramentvolle Kriegervereinsrede bewieſen, die
der Kultusminiſter heute gehalten hat. (Sehr gut! bei
den Sozialdemokraten. Er ſagte, wenn ein Lehrer ſozialdemo-
kratiſch iſt, ſo muß er ſein Amt aufgeben oder er wird aus
ſeinem Amte entfernt Daß das ganz gewöhnlicher
Terrorismus iſt, werden Sie doch nicht ernſtlich beſtreiten
können. Es iſt das die taktiſche Anwendung des in der Theorie
ſo oft gehörten Wortes: „Und willſt du nicht mein Bruder
ſein ſo ſchlag ich dir den Schädel ein!“ (Sehr richtig! bei
den Sozialdemokraten. Wenn ein Lehrer wagt, anders zu
denken, als die hohe Regierung es wünſcht, dann wird ihm die
Exiſtenz entzogen Dieſer Terrorismus erklärt ſich daraus,
daß Jhnen die preußiſche Volksſchule weiter nichts iſt als eine

Waffe im politiſchen Kampfe.
(Sehr richtig! bei den Kozialdemokraten.) Jhr Unterrichts
ideal läuft darauf hinaus, die jungen Leute zu willen-
loſer Unterwerfüng unter die Autorität zu erziehen.
Dieſes, Jhr Unterrichtsideal, halten wir Sozialdemokraten für
tief unſittlich. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.)
Sie müſſen auch unſittliche Mittel anwenden, um dieſes Jdeal
zu erreichen. Daher iſt es zu einer wahren Schundlite-
ratur in den Schulleſebüchern gekommen. (Sehr
wahr! bei den Sozialdemokraten. In den meiſten Schulleſe-
büchern findet ſich ein Aufſatz: Friedrich II. bei Kollin. Da
wird geſchildert, daß' Friedrich II. an der Spitze einer Kom-
pagnie mit dem Degen in der Hand auf eine öſterreichiſche
Batterie zum Angriff vorging. Seine Leute flohen vor dem
Kugelregen, aber Friedkich achtete nicht darauf und
ritt immer weiter, bis einer ſeiner Adjutanten ihm zit
rief: „Wollen denn Seine Majeſtät die BVatterie allein ex-
obern Jetzt erkannte Friedrich ſeine Lage, wandte ſein Pferd
und kehrte langſam zu den Seinigen zurück. Heiterkeit
links.) Das iſt Schundliteratur, weil es erſtens blanke Un-

wahrheit iſt und dann, weil es die Eigenſchaften des Königs
umlügt. Friedrich II. war in Wirklichkeit ein ſehr ge-
ſcheiter Menſch. Wenn er aber das getan hätte, was hier
geſchildert wird, ſo wäre er ein vollendeter Trottel
geweſen.

Präſident Dr. Freiherr v. Erffa: Jch möchte nicht, daß in
dieſer Weiſe von einem König geſprochen wird, deſſen zwei-
hundertjährigen Geburtstag wir im Januar gefeiert haben.

Abg. Vorchardt: Jch habe gegen diefen König kein Wort
geſagt. Jch habe ihn in Schutz genommen gegen die
falſche Darſtellung, die von Jhnen gegeben wird.

Präſident Dr. Freiherr v. Erffa: Sie haben ihn in Schutz
genommen in einer Weiſe, die bei anderen Leuten den Eindruck
erwecken muß, daß es ironiſch gemeint fein muß.

Abg. Borchardt: Jch verwahre mich ganz entſchie-
den dagegen, daß meine Aeußerung ironiſch gemeint war.

Präſident Dr. Freiherr v. Erffa: Man ſpricht nicht von
einem König als von einem Drottel.

Abg. Borchardt: Jch habe nicht vom König als von einem
Trottel geſprochen, außerdem erlaube ich mir, eine eigene
Meinung darüber zu haben, wie man von einem
König ſpricht. (Beifall bei den Sozialdemokraten.

Präſident Dr. Freiherr v. Erffa: Jch rufe Sie zur Or d
nung.

Abg. Borchardt (fortfahrend):
Die Volksſchule kann nichts taugen, die mit ſolchen

Mitteln einem Erziehungsideal zuſtrebt, das nur die abſolute
Unterordnung unter die Autorität will. Was dabei heraus-
kommt, das zeigen Proben aus einem Liederbuch für die
ſchul entlaſſene Jugend, das von Zentrums
ſeite herausgegeben wird. Da heißt es z. B. in einem Lied:

Jch bin ein guter Arbeitsmann,
widd di widd bum bum

Das ſieht man mir ſofort ſchon an,
widd di widd bum bum

Und Sonn und Feiertags geh ich aus
widd di widd juchheiraſſa

Zu beten in dem Gotteshaus
widd di widd bum bum

(Heiterkeit.) Daneben wird in dieſen katholiſchen Jugenover-
einen eine Bibliothek unterhalten, deren Bücher Titel
haben wie: Die Räuber aus Maria Kulm, Der Mord in der
Zwiebelgaſſe und dergleichen. Heiterkeit. Zurufe rechts: Was
oll damit geſagt ſein Damit iſt geſagt, daß ein Unterricht,

der ſolche Reſultate zeitigt, nichts taugt.
Nach einem Urteil des Oberverwaltungsgerichts gehört auch

eine Ehrenkränkung, eine Beſchimpfung des Schülers zu den
zuläſſigen Zuchtmitteln der Schule. (Hört, hört!
bei den Sozialdemokraten.) Das iſt der Geiſt, der in unſeren
Schulen herrſchen muß, wenn ſie den Kindern allen eigenen
Willen austreiben wollen. Sittlich würde ein Erziehungsſhyſtem
ſein, das im Gegenteil darauf abzielt, charaktervolle
Menſchen heranzuziehen. (Sehr richtig! bei den Sozial
demokraten.) Jhnen auf der rechten Seite kommt es nur dax
auf an, die Maſſe des Volkes

zu willensloſen Ausbeutungsobjekten zu machen.

Wenn die Jugend heute nach der Schulentlaſſung leicht ſitt
lichen Schiffbruch leidet, ſo iſt das kein Wunder, wenn das
Kind acht Jahre lang dazu erzogen iſt, niemals dem eigenen
Willen zu folgen, nicht ſeine Pflicht zu tun aus eigenem Willen,
ſondern aus Furcht vor Strafe oder in der Hoff-
nung auf Belohnung. Damit werden Streber erzogen
und hier gilt das Wort:
Der eine fragt, was kommt danach? der andere, was iſt recht?
Und dadurch unterſcheidet ſich der Freie von dem Knecht!

Wenn wir ein ſittliches Jdeal der Erziehung erreichen wollen,
dann muß im Unterrichtsweſen das gerade Gegenteil
von dem geſchehen, was jetzt geſchieht. Dann muß die Er-
ziehung danach ſtreben, den eigenen Willen der jungen Leute
zu ſtählen und zu erziehen. Vor allem wäre die

Einheitsſchule

nötig, welche die Kinder der Reichen und Armen gemeinſam
beſuchen. Wenn auch die Kinder der Reichen die Volksſchulen
beſuchen, dann würden auch ohne weiteres größere Auf
wendungen für die Schulen gemacht werden. (Sehr gut!
bei den Sozialdemokraten.) Deshalb wäre es auch notwendig,
daß das Schulweſen von Rechts wegen geordnet würde. Jetzt
kommen auf einen Lehrer in Einzelfällen 233 Kinder und die
amtlich angeſtrebte Zahl von 45 Kindern auf einen Lehrer er
ſcheint uns auch zu hoch. Nach unſerem Erziehungsſyſtem
dürften v, höchſtens 12 Kinder auf einen Lehrer
kommen. (Lachen rechts.) Wir geben uns nicht der Hoff
nung hin, daß Sie in dieſer Richtung irgend einen Schritt tun
wollen. Sie wollen ja eben die Volksſchule miß-
brauchen als Waffeim politiſchen Kampf. Uns
bleibt vorläufig, ich ſage vorläufig, nichts weiter zu tun übrig,
als ſolch tief unſittliches Tun gebührend zu brandmarken.
Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)
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Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S. den 19. März 1912.

Aus dem Reichstage.
1. Fortſchrittliche Jämmerlichkeit. Jm Reichs

tage fand am Montage die Debatte über den ſozialdemokrati
ſchen Antrag, der den Ausbau der Reichsſchulkommiſſion zu
einem Reichs ſchulamt forderte, ihren Abſchluß. Dabei
betonten drei Redner der Fortſchrittler, daß ſie dem
Antrage nicht zuſtimmen und übrigens gegen die Eni-
fernung des zwangsweiſen Religions-Unt er
richt s aus der Schule ſeien. Da hat man wieder den echten
„Fortſchritt“! Man leſe nach, was die Herren an reaktionären
Phraſen von ſich gaben. Bei der Abſtimmung ſtimmten nur
die Sozialdemokraten für ein Reichsſchulamt, alle bürger-
lichen Parteien dagegen. So ſieht der „Block der
Linken“ in Kulturfragen ausl!
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2. Kalidebatte, Kalimonopol. Nach einem kurzen
Zwiſchenſpiel über Heimatweſen und Zigeunerbanden begann
die große Kalidebatte, die ſich beſonders aufbaute auf der
von unſerer Fraktion eingebrachten und von der Budgetkom-
miſſion angenommenen Reſolution. Jn einer ſehr eingehen-
den und gut dokumentierten Rede entwickelte Genoſſe Hoch
unter großer Aufmerkſamkeit der anweſenden Abgeordneten
die Stellung unſerer Partei. Er legte Wert darauf zu be
tonen, daß mehrfach namentlich bei der Verteilung der Pro-
pagandagelder das Geſetz eine falſche und willkürliche An-
wendung gefunden. Jedenfalls hätte die Verſtaatlichung, wie
ſie von der ſozialdemokratiſchen Fraktion ſeinerzeit ſchon bei
der Beratung des erſten Entwurfes gefordert wurde, die zahl-
reichen Nachteile nicht entſtehen laſſen, die ſich jetzt aus der
Anwendung des Geſetzes ergeben haben. Dieſe Nachteile unter-
ſuchte unſer Redner im einzelnen, und aus ſeinen Ausfüh-
rungen ging klar hervor, daß nur eine grundſätzliche und ent
ſchloſſene Aenderung wirkſame Beſſerung ſchaffen wird. Als
Rettung aus all den Wirrniſſen und Schwierigkeiten wird jetzt
das Staatsmonopol vorgeſchlagen. Genoſſe Hoch zeigte in
einer allgemeinen Betrachtung, in die ſeine intereſſanten Dar-
legungen mündeten, unter welchen beſtimmten Bedingungen
wir einem derartigen Monopol zuſtimmen könnten.

Der Vertreter der Regierung, der Unterſtaatsſekretär
Richter, ließ ſich auf eine Behandlung der ganzen Grund-
lage des Geſetzes nicht ein. Er beſchränkte ſich darauf, den
bisherigen Verteilungsmodus der Propagandagelder möglichſt
zu rechtfertigen und im übrigen die Reſolution der Budget-
kommiſſion ſo weit anzunehmen, als die Löhne der Arbeiter
nicht in Betracht kommen. Für die Nationalliberalen ſprach
der Abgeordnete Bärwinkel, der ſich namentlich dagegen
wehrte, das die Propagandagelder nach dem Willen der Bud-
getkommiſſfion zum Teil in der Reichskaſſe verbleiben ſollen.
Die weitere Debatte, die ſich noch in der Hauptſache um die
Schaffung einer neuen Frachtbaſis handelte, wurde um 48 Uhr
abgebrochen und auf Dienstag vertagt. Der Präſident er
innerte noch an die Beſchlüſſe des Seniorenkonvents und drohte

mit Abendſitzungen.

Unterbindung der Kritik der Wehrvorlagen.
Der Umfang der Wehrvorlagen mit der hierfür in

Ausſicht genommenen Deckung iſt im Bundesrat feſtgeſtellt;
gleichwohl ſollen aber die Vorlagen bis zu dem Moment, wo ſie
dem Reichstage zugehen, ſtreng geheim gehalten werden. Man
begründet dies damit, daß der Reichstag vor Oſtern ja doch keine
Zeit mehr habe, die Vorlagen zu beraten. Das letztere iſt
richtig, aber an Vorlagen von dieſer Tragweite hat nicht bloß
der Reichstag, ſondern vor allem die breiteſte Oeffentlichkeit
das allergrößte Jntereſſe. Die Geheimniskrämerei der amt-
lichen Stellen rechtfertigt die Vermutung, daß es auf eine
Ueberrumpelung abgeſehen iſt; anders wäre es nicht zu ver-
ſtehen, daß man die Vorlagen ſolange als möglich der öffent-
lichen Kritik entzieht. Wie der Berliner Lokal-Anzeiger aus
„gut unterrichteten Kreiſen“ erfährt, iſt man maßgebenden Orts
der Meinung, daß es beſſer ſei, eine vorzeitige öffentliche Dis-

kuſſion zu vermeiden, damit die Volksvertretung möglichſt „un-
beeinflußt“ an ihre Urteilsbildung herangehen könne.

Warum trifft man nicht gleich Maßnahmen, die Volksver
treter für die Zeit der Beratung der Wehr- und Deckungs-
vorlagen von der Außenwelt hermetiſch abzuſchließen! Die
breiten Volksmaſſen, die in letzter Linie die neuen, enormen
Laſten wieder zu tragen haben, ſcheinen für die Regierung gar
nicht zu exiſtieren. Brutaler iſt der Grundſatz: „Zahlen und
Maulhalten“ noch nie proklamiert worden. Es wird Aufgabe
der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion ſein, dafür zu
ſorgen, daß, wenn es nötig ſein ſollte, die erforderliche Zeit ge
ſchaffen wird, um in eine umfaſſende Maſſen-Proteſtaktion ein
treten zu können.

Politiſche Jnſtrumente der Sozialdemokratie.“
Keſſeltreiben gegen die freie Jugend-

bewegung.
Das preußiſche Oberverwaltungsgericht hat am Freitag die

Vereine Arbeiter-Jugendheim zu Berlin und Lichtenberg, die
ſich mit der Sammlung von Mitteln zur Errichtung von
Jugendheimen befaſſen, für politiſche Vereine“ und
die Arbeiter-Jugendheime für politiſche Jnſtrumente
der Sozialdemokratie“ erklärt.

Ob die preußiſche Polizei es wagen wird, nun die Arbeiter-
Jugendheime zu ſchlteßen? Es wäre ein Akt, der ihrer würdig
wäre. Hat doch ſelbſt das erkennende Gericht zugeben müſſen,
daß in den Jugendheimen „manches Nützliche und Gute erreicht

werden könne und auch erreicht werde“.

Deutſches Reich.
Verringerung der Schutztruppe für Südweſtafrika. Wie

die Scherlpreſſe erfährt, ſchweben Verhandlungen darüber, ob
die Schutztruppe für Südweſtafrika mit dem 1. April d. J. eine
Verringerung um 209 Köpfe erfahren ſoll. Die Schutztruppe
würde alsdann 90 Offiziere und 20 Sanitätsoffiziere, 22 Ober-
beamte, 16 Unterbeamte, 369 Unteroffiziere und 1444 Mann-
ſchaften, insgeſamt 1970 Köpfe zählen. Von dieſer Zahl wären
im Oktober 390 Mann abzulöſen.

Die Anſiedler in Südweſtafrika werden, wenn dieſe Ver
minderung eintreten ſollte, ſofort wieder mit beweglichen
Klagen an den Reichstag kommen, denn jede Verminderung
der Schutztruppen bedeutet für ſie einen Verluſt an Käufern.
Jn dieſem koſtſpieligſten aller Schutzgebiete herrſcht gegen-
wärtig Ruhe, denn die Hereros ſind zum größten Teil ausge-
rottet, ſo daß eine ganz erhebliche Verminderung der Schutz-
truppe angebracht wäre.

Liberale Erbärmlichkeit überall! Der Landtag für
Sachſen- Weimar iſt jetzt nach dreijähriger Tagungszeit
geſchloſſen worden. Nach der neuen Wahlrechtsreform,
die mit Hilfe der Liberalen zuſtande kam, iſt die Amts
dauer der Abgeordneten von drei aufs Jahreverlängert
worden, daß diesmal nicht wie ſonſt gewöhnlich nach dem
Schluß des Landtages in die Wahlbewegung eingetreten wird.
Die Liberalen ſind ſehr glücklich über dieſe „Reform“, die eine
erhebliche Verſchlechterung für die Wähler, für die
Liberalen freilich den Vorteil bedeutet, daß ſie ſeltener zur
Verantwortung gezogen und dem Urteil der Wähler
unterſtellt werden.

Verlängerung der Zuckerkonvention. Die internationale
Zuckerkonvention, die nahe daran war, von Rußland geſprengt
zu werden, iſt am Sonntag in Brüſſel wieder auf fünf Jahre
verlängert worden. Während die Rübenproduktion in Deutſch-
land im verfloſſenen Jahre unter der Einwirkung der Dürre
ſehr knapp ausgefallen iſt, litt Rußland unter einer gewaltigen
Ueberproduktion, für die infolge der Konvention keine Möglich-
keit des Abſatzes im Ausland vorhanden war. Die Zucker
konferenz hat nun das Ausfuhrkontingent Rußlands für die
Kampagne 1911-12 auf 150 000 Tonnen, für die beiden folgenden
Jahre um je 50 000 Tonnen höher bemeſſen. Die Erneuerung
der Zuckerkonvention hat für Deutſchland eine Verminderung
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der rapid geſtiegenen Zuckerpreiſe zur Folge. Eine im Reichs
tage vor einigen Wochen eingebrachte Interpellation über dieſe
Angelegenheit dürfte nunmehr zur Verhandlung kommen.

Rußland.
Ein Proteſt des jüdiſchen Proletariats. Unter den jüdiſchen

Arbeitern Ruſſiſch-Polens iſt gegenwärtig eine vom jüdi-
ſchen Arbeiterbund eingeleitete Proteſtbewegung im
Gange, die ſich gegen die Selbſtverwaltungsvorlage in Ruſſiſch
Volen, eine Spottgeburt des ruſſiſchen Chauvinismus und des
polniſchen Nationalismus, richtet. Die bürgerlichen Vertreter
der verfolgten und unterdrückten polniſchen Nation heißt es
in dieſem Proteſt, der in zahlreichen Arbeiterverſammlungen.
zur Annahme gelangt haben den ruſſiſchen Nationaliſten
öffentlich die Hand gereicht, um mit ihnen vereint gegen die
Juden ins Feld zu ziehen. Von der „ſchwarzen Hundertſchaft“
unterſtützt, trat das polniſche Kolo in der Dume mit einer
Reihe antiſemitiſcher Anträge hervor, und die geſamte
bürgerliche polniſche Preſſe, die ſogenannte „progreſſive“ nicht
ausgenommen, griff die antiſemitiſchen Loſungen ihrer Abge-
ordneten auf. Die Einſchränkung der Rechte der
Juden das iſt die jetzige Loſung der polniſchen nationalen
Selbſtverteidigung.

Jn bezug auf den Geſetzentwurf ſelbſt ſtellt die Proteſtreſo-
lution feſt, daß er den elementarſten Forderungen widerſpricht,
indem er den breiten beſitzloſen Maſſen der ſtädtiſchen Ein-
wohner das Wahlrecht raubt. Mehr als alle anderen
würde darunter die Arbeiterklaſſe zu leiden haben.

Tauſende von jüdiſchen Arbeitern haben dieſer Reſolution
auf Maſſenverſammlungen ihre Zuſtimmung gegeben. Die
ſozialdemokratiſche Dumafraktion erhält täglich Proteſtkund-
gebungen, die mit zahlreichen Unterſchriften bedeckt ſind. So
wurde aus Lod z ein Proteſt an die Fraktion geſandt, der von
1500 jüdiſchen Arbeitern unterzeichnet worden iſt.

Portugal.
Der Geheimvertrag mit England. Jn gut unterrichteten

Kreiſen verlautet, daß die Regierung von Portugal ein Ab-
kommen mit England getroffen habe, wonach eine Befeſti-
gung der Kap Verdiſchen Jnſelnundder Azoren
erfolgen ſoll. England ſoll nicht nur die Einwilligung zur
Befeſtigung dieſer Jnſeln gegeben, ſondern auch eine bedeutende
Summe Geldes vorgeſtreckt haben.

England hätte dann alſo im Kriegsfalle in Aktlantik zwei
neue Flottenſtützpunkte, die ihm obendrein keinen Pfennig
koſten.

Uebrigens hat der Miniſterpräſident am Sonnabend in der
Kammer erklärt, daß kein Vertrag mit England und Deutſch-
land beſtehe, der irgendeine geheime Klauſel enthalte, die die
Unabhängigkeit und Jntegrität oder die Jntereſſen irgendeines
Teiles der portugieſiſchen Beſitzungen bedrohen könnte. Dieſe
Erklärung, die zur Kenntnis der deutſchen und engliſchen Re
gierung gebracht worden ſei, gebe er mit deren Zuſtimmung ab.
Einen Tag ſpäter hat ſich dann der Miniſterpräſidertt beſonnen,
daß doch ein ſolcher Geheimwertrag mit England beſteht. Um
die öffentliche Meinung „zu beruwhigen“, erhielten die Zeitungen
die „Erlaubnis“, das Abkommen zu veröffentlichen. Nach dem
Vertrag darf keine der beiden Mächte ohne vorheriges er
nehmen eine dritte Nation angreifen oder den Truppen einer
Macht, mit welcher einer der beiden Staaten im Kampfe liegt,
den Durchzug geſtatten. Jm Kriegsfalle, oder im Falle einer
Jnvaſion ſind beide Mächte verpflichtet, ſich gegenſeitig zu Hilfe
zu kommen durch Entſendung von Truppen, Waffen, Munition
oder Kriegsſchiffen. Wenn Spanien oder Frankreich verſuchen
ſollten, Portugal oder ſeine Kolonien anzugreifen, muß
Großbritannien intervenieren und verſuchen, den
Frieden aufrecht zu erhalten. Sollte die Jntervention erfolglos
bleiben, ſo iſt Großbritannien verpflichtet, Hilfstruppen
zur Verfügung zu ſtellen.

Aus der Partei.
Das Stichwahlabkommen.

Der Parteivorſtand ſchreibt uns:
„Der Zentralausſchuß der Fortſchrittlichen Volks-

partei hat am Sonntag in Berlin eine Sitzung abgehalten,

Cchadſchi Murat. Mende ven
Roman von Leo Tolſtoi.

Die Loge war in der Tat beſetzt: auf dem kleinen Samtdiwan
ſaßen dicht nebeneinander ein Ulanenoffizier und eine hübſche,
funge, blondlockige Frau im Domino, ohne Maske. Beim An-
blick der in ihrer ganzen Größe vor ihr ſtehenden, Furcht ein-
flößenden Geſtalt des Zaren ſteckte die blonde Frau raſch die
Maske vor das Geſicht, während der Ulanenoffizier, ganz ſtarr
vor Entſetzen, den Kaiſer mit offenem Munde anſah und das
Aufftehen vergaß.

So ſehr auch Nikolaus gewöhnt war, das Gefühl der Angſt
und des Entſetzens in den Menſchen zu erregen, ſo bereitete
ihm dieſe Wirkung ſeiner Perſönlichkeit doch ſtets von neuem
ein beſonderes Vergnügen, und er liebte es zuweilen, im Gegen-
ſatz zu dieſer Wirkung ſeiner Perſon, die Erſchreckten durch
um freundlichere Worte in Erſtaunen ſetzen. Auch dies
mal gefiel er ſich darin, dieſen Kontraſt hervorzurufen.

„Nun, lieber Freund, du biſt jünger als ich,“ ſagte er zu
dem vor Schreck erſtarrten Offizier „du kannſt mir deinen
Platz für ein Weilchen abtreten

Der Offizier ſprang auf und verließ, abwechſelnd errötend
und erbleichend, mit einem tiefen Bückling hinter ſeiner Maske
her die Loge, während Nikolaus mit ſeiner Dame allein blieb.

Die Maske war, wie ſich herausſtellte, ein auffallend hüb
ches, unſchuldiges junges Mädchen von zwanzig Jahren, die
ochter einer ſchwediſchen Gouvernante. Sie erzählte dem

Zaren, daß ſie ſich ſchon als kleines Mädchen in ſein Bild ver
liebt, ihn ſtets vergöttert und ſich vorgenommen habe, um jeden
Preis ſeine Aufmerkſamkeit zu erregen. Nun, da ſie dieſes
Ziel erreicht, erklärte ſie, keine weiteren Wünſche zu hegen.
Das Mädchen wurde nach dem Ort gebracht, der für derartige
Zuſammenkünfte des Kaiſers mit weiblichen Perſonen be-
ſtimmt war, und die hier angeknüpfte Liaiſon hat ihn wohl
über ein Jahr in ihren Feſſeln gehalten.

Als er in dieſer Nacht in ſein Schlafzimmer zurückgekehrt
war und ſich auf ſeinem ſchmalen, harten Feldbett ausgeſtreckt
hatte, konnte er unter dem Soldatenmantel, der ihm als Bett-
decke diente, und den er ſelbſt für mindeſtens ſo berühmt hielt
wie den berühmten Hut Navpoleons, lange Zeit keinen Schlaf
finden. Er ſtellte ſich bald das halb ſcheue und halb verzückte
Geſichtchen dieſes jungen Mädchens, bald die üppigen Schul-
tern ſeiner ſtändigen Geliebten, der Nelidowa, vor und verglich
beide miteinander. Der Gedanke, daß die Ausſchweifungen
eines verheirateten Mannes aller Sittlichkeit ins Geſicht ſchlu
gen, lag ihm himmelweit fern, und er wäre im höchſten Maße
erſtaunt geweſen, wenn ihm jemand deshalb ein Wort des
Tadels geſagt hätte. Trotzdem er nun feſt davon überzeugt
war, ni an ſeiner Handlungsweiſe etwas ausſetzen
konnte, e er doch einen etwas bitteren Nachgeſchmack davon,
und um dieſen loszuwerden, bediente er ſich eines Mittels, das

ihn ſtets ganz außerordentlich beruhigte: er begann darüber
nachzudenken, was für ein großer Mann er doch im Grunde ge
nommen ſei.

Obwohl er erſt ſehr ſpät eingeſchlafen war, ſtand er doch
bereits in der achten Stunde auf, machte ſeine gewohnte
Toilette, rief den großen, feiſten Körper mit Eis ab und ver-
richtete ſeine Morgengebete in der von Kindheit auf gewohnten
Zuſammenſtellung: zuerſt das Gebet an die Luttergottes, dann
das Glaubensbekenntnis und hierauf das Vaterunſer ohne
ſich im übrigen bei den Worten, die ſeine Lippen murmelten,
auch nur das geringſte zu denken. Nachdem er ſich ſo für den
Tag vorbereitet hatte, verließ er er den kleinen Ausgang
das Palais und begab ſich nach dem Newakai, um ſeinen ge
wohnten Morgenſpaziergang zu machen.

Auf dem Kai war ihm ein junger Hörer der Rechtsſchule, in
Uniform und Hut, begegnet ein Menſch von der gleichen
Rieſengeſtalt wie er ſelbſt. Als Zar Nikolaus die Uniform des
Jnſtituts erblickte, die er wegen der unter den Schülern herr-
ſchenden freien Geſinnung gar nicht leiden mochte, runzelte er
unzufrieden die Stirn. Aber die ſtattliche Erſcheinung des
Rechtsſchülers, ſeine ſtramme Haltung und das ſtreng vor-
ſchriftsmäßige Vorſtrecken des Ellbogens beim Honneur be
fänkigten ſeine Unzufriedenheit ein h

„Wie ſaß du?“ fragte er den jungen Rieſen.
e atow, Ew. Majeſtät.
„Biſt ein ſtrammer Burſche!“

Der Schüler ſtand mit der Hand am Hute da, ohne ſich zu
rühren. Der Kaiſer trat auf ihn zu.

„Willſt du Offizier werden
„Zu Befehl nein, Ew. Majeſtät.“
„Tölpell“ ſagte Nikolaus und wandte ſich ab. Während er

weiterging, ſprach er das erſte, beſte Wort, das ihm auf die
Lippen kam, laut vor ſich him „Kopperwein, Kopperwein,“
wiederholte er mehrmals es war der Name des Mädchens,
das er geſtern kennen gelernt hatte. „Zu dumm, zu dumm,“
ſagte er dann' weiter, ohne über den Sinn der Worte, die er
mechaniſch hervorſtieß, nachzudenken. „Ja, was wäre Rußland
ohne michl“ fuhr er in ſeinem Selbſtgeſpräch fort und fühlte,
daß in ſeiner Seele wieder jenes unzufriedene Empfinden auf-
ſtieg. „Ja, was wäre Rußland, was wäre Europa ohne michl“

und er gedachte ſeines Schwagers, des Königs von Preußen,
und ſeiner Schwäche und ſchüttelte den Kopf.

Als er nach dem Palais zurückkehrte, ſah er an der Saltykow-
auffahrt den Wagen der Großfürſtin Helena Pawlowna mit
dem Lakaien in der roten Livree auf dem Bock.

Helena Pawlowna war für ihn die Verkörperung jener
hohlköpfigen, überflüſſigen Leute, die nicht nur-über Wiſſenſchaft
und Dichtkunſt, ſondern auch über die Kunſt des Regierens
grübelten und ſannen und ſich einbildeten, ſich ſelbſt beſſer
regieren zu können, als er, Nikolaus, ſie regierte. Er wußte,
daß dieſe Leute, ſo ſehr er ſich auch bemühte, ſie un er uducken,
doch immer und immer wieder an die Oberflöche ein rin uch-
ten. Er gedachte ſeines jüngſt verſtorbenen ruht Kichail
Pawlowitſch, und ein Gefühl des Un willen u.id der Nicderx-

geſchlagenheit überkam ihn. Er machte ein finſteres Geſicht
und begann wieder das erſte, beſte Wort vor ſich hinzuflüſtern.
Er hörte erſt auf zu flüſtern, als er das Palais längſt be
treten hatte. Jn ſeinem Schlafgemach glättete er vor dem
Spiegel Backenbart, Scheitel und Schläfenhaar, drehte ſeine
Schnurrbartſpitzen nach und begab ſich darauf in das ett,

Je er die Vorträge der iniſter entgegenzunehmen
pflegte.

Der Kriegsminiſter wurde zuerſt von ihm empfangen.
Tſchernyſchew ſah ſogleich am ichte und vor allem an den
Augen des Zaren, daß dieſer heute an beſonders mißlaunig
war. Er wußte von den geſtrigen Erlebniſſen des ſers
und erriet daher auch ſogleich den Grund der ſchlechten Stim
mung. Der Kaiſer begrüßte Tſchernyſchew kühl, forderte ihn
auf, ſich zu ſetzen, und richtete ſeine lebloſen Augen auf ihn.
Die erſte Angelegenheit, die Tſchernyſchew vorbrachte, war eine
umfangreiche Unterſchlagung, die von einigen r
beamten begangen worden war; dann kam eine Dislozierung
der an der preußiſchen Grenze liegenden Truppenteile zur
Sprache, worauf noch eine Anzahl von nachträglichen Neu
jahrsgratifikationen für ſolche Leute, die in der erſten Liſte
m worden waren, zur Genehmigung gelangte. Die
nächſte Sache war der Bericht Woronzows über die Ankunft
ChadſchiMurats in Tiflis, und zu allerletzt kam dann noch
die unangenehme Affäre eines Studenten der 7
Akademie zur Sprache, der ein Attentat auf einen Profeſſor
verübt hatte.

Schweigend, mit zuſammengepreßten Lippen, die große, weiße
dand mit dem einen Goldreif am ingfinger über die vor ihm
iegenden Papierblätter hinführend, hörte Nikolaus den Be-

richt über die ſpitzbübiſchen Jntendanturbeamten an, ohne auch
nur einen Blick von der Stirn und dem Scheitel Tſchernyſchews
zu verwenden.

Nikolaus war feſt davon überzeugt, daß alle Welt in Ruß-
land ſtehle. Er wußte, daß er dieſe Jntendanturbeamten be-
ſtrafen mußte, und er hatte bereits bei ſich entſchieden, daß
ſie alle miteinander als gemeine Soldaten in irgendein Regi-
ment einzuſtellen ſeien, aber er wußte auch, daß dies ihre Nach
folger durchaus nicht davon abhalten würde, gleichfalls zu
ſtehlen, wie es ſeine Pflicht war, ſie dafür zu beſtrafen, und
ſo ſehr er deſſen auch ſchon überdrüſſig war, ſo erfüllte er doch
dieſe ſeine Pflicht mit ruhigem Gewiſſen.

„Es gibt eben bei uns in Rußland nur einen einzigen ehr-
lichen Menſchen,“ ſagte er.

Tſchernyſchew verſtand ſogleich, daß er mit dieſem „einzigen
ehrlichen Menſchen“ ſich ſelbſt meinte und lächelte beifällig.

„So iſt's, Ew. Kaiſerliche Teaileite angte er.
„Gib her, ich will meine Reiol tion danehen ſchreiben“,

ſprach Nikolans, nan das kenſtücke nung legte es links neben
ſich auf den Tiſch

Hierauf hielt Tiche rn ber die Gratifikatien und die
Verlegung der Truppen e ettu
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in der auch das Stichwahlabkommen mit der ſozialdemo-
kratiſchen Partei verhandelt worden iſt. Ueber die Sitzung ſind
Verichte in bürgerlichen Blättern veröffentlicht worden, die als
irreführend bezeichnet werden müſſen. Da heißt es z. B.

Abgeordneter Fiſchbeck Lonſtatierte daß die von
ſozialdemokratiſcher Seite verbreitete Behauptung, die
Leitung der Fortſchrittlichen Volkspartei ſei an die Leitung
der ſozialdemokratiſchen Partei mit dem Erſuchen heran-
getreten, jenes Abkommen zu ſchließen, unrichtig ſei. Jn
Wirklichkeit habe die ſozialdemokratiſche Partei-
leitung derjenigen der Fortſchrittlichen Volkspartei zuerſt
Vorſchläge für ein Stichwahlabkommen gemacht. Jn der
lebhaften Debatte wurde feſtgeſtellt, daß die Geheimhaltung
des Abkommens auf Wunſch der Sozialdemokratie be-
ſchloſſen worden ſei.

Jedem aufmerkſamen Leſer werden die diplomatiſchen
Wendungen dieſes Berichts aufgefallen ſein, die den Anſchein
erwecken müſſen, als ſei der Vorſtand der ſozialdemokratiſchen
Partei zuerſt an den der Forkſchrittspartei „herangetreten“. Es
ſei feſtgeſtellt, daß zuerſt ein Mitglied des Geſchäftsführenden
Ausſchuſſes der Fortſchrittlichen Volkspartei an den Vorſtand
der ſozialdemokraten Partei „herangetreten“ iſt, um Rückſprache
zu nehmen wegen der Form, in der die auf dem Parteitag in
Jena beſchloſſenen Stichwahlbedingungen von den fortſchritt-
lichen Kandidaten anerkann werden könnten. Jm Laufe dieſer
Beſprechung hat dann unſer Parteivorſtand betont, daß es ange
ſichts der politiſchen Situation mit der Anerkennung der Jenger
Bedingungen allein nicht getan ſei. Vielmehr müßte die Fort
ſchrittliche Volkspartei, wenn ſie unſere Stichwahlhilfe wünſche,
beſtimmte Bedingungen akzeptieren, die gegen-
ſeitige Hilfe gewährleiſteten. Gleichfalls unrichtig iſt,
was in den Berichten über den Wunſch betreffend die Geheim-
haltung des Abkommens geſagt worden iſt. Ein ſolcher
Wunſch iſt vom ſozialdemokratiſchen Parteivorſtand nicht ge-
äußert worden. Nach der Veröffentlichung der Wahlaufrufe
beider Parteien am Tage nach der erfolgten Verſtändigung
konnte auch niemand im Zweifel ſein, daß ein Abkommen
zwiſchen den beiden Parteien getroffen worden war. Die
Einzelheiten des Abkommens ſollten allerdings im beider-
ſeitigen Einverſtändnis bis zum Abſchluß der Stichwahlen nicht
veröffentlicht werden.“

7

Die Fortſchrittler ſind zufrieden. Auf der
Tagung des Zentralausſchuſſes der Fortſchrittlichen Volkspartei
in Berlin beſprach der Abg. Fiſchbeck das Stichwahlabkommen
mit der ſozialdemokratiſchen Partei. Nach längerer Diskuſſion
wurde mit allen gegen ſechs Stimmen die folgende Reſolution
angenommen:

„Der Zentralausſchuß ſpricht dem geſchäftsführenden Aus-
ſchuß der Fortſchrittlichen Volkspartei für ſeine erfolg-
reiche Wirkſamkeit bei den letzten Reichstagswahlen
Dank und Anerkennung aus. Der Zentralausſchuß
billigt die von der Parteileitung getroffenen taktiſchen
Maßnahmen, die unter Wahrung der vollen Selbſtändigkeit
der Partei zur Beſeitigung ver bisherigen reaktionären Mehr-
heit des Reichstages geführt haben.“

Die Streikjuſtiz wirft ihre Schatten voraus!
Jn der Redaktion der Eſſner Arbeiterzeitung er-

ſchienen am Sonnabend drei, Kriminalbeamte, um das Manu-
ſkript einer am Montag vorher bereits veröffentlichten Notiz
über die Entſendung von Berliner Poliziſten zu ſuchen. Ge
funden wurde natürlich nichts. Jn der Notiz wurde ange-
deutet, daß nun in Berlin noch weniger Verbrecher gefaßt wer-
den würden, da die „ausgeſuchten“ Leute nach dem Ruhrgebiet
gezogen worden ſeien.

Eine bayeriſche Antwort.
Vor einigen Wochen wurde in Altenplos bei Baireuth Genoſſe

Hübner zum zweiten Bürgermeiſter gewählt, vom Bezirks-
amt aber nicht beſtätigt. Als Grund der Nichtbeſtätigung
wurde bezeichnenderweiſe auch der Austritt Hübners aus dem
dortigen Veteranenverein angegeben. Nun haben die
Wähler der „vorgeſetzten Behörde“ die richtige Antwort er
teilt. Bei der Erſatzwahl bekam das Bezirksamt von der
Bürgerſchaft einen nachdrücklichen Naſenſtüber: Genoſſe
Hübner wurde abermals zum zweiten Bürger-
meiſter gewählt.

Von der Parteipreſſe.
Auf der Kreiskonferenz für den 4. Badiſchen Reichstagswahl

kreis wurde beſchloſſen, die ſeit acht Jahren beſtehende Lörracher
Volkszeitung mit der Freiburger Volkswacht zu verſchmelzen.
Die Freiburger Volkswacht wird alſo vom 1. April ab das
einzige Parteiorgan für das ganze badiſche Oberland ſein.

Briefkaſten der Expedition.
K. Sp., 44, Ermsleben. Daß die Liſangen veröffentlicht werden

ſollen, ſteht nicht im Jnſerat. Bisher iſt uns Nachteiliges von
dieſer Firma nicht bekannt geworden. Schreiben Sie nochmals
an die Firma.

mm v————Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.

Ehrung der Märzgefallenen.
Aus Berlin wird uns geſchrieben: Zum ſtillen Friedrichs-

hain im Oſten Berlins, in dem in einem Winkel die Opfer der
Revolution von 1848 ein Ruheplätzchen, aber noch immer kein
Denkmal von Stein fanden, zogen am diesjährigen achtzehnten
März wieder viele Tauſende von Proletariern und Prole-
tarierinnen, um ihre Vorkämpfer der Freiheit zu ehren. Schon
von morgens ſieben Uhr an, als noch die Dächer mit Reif be
legt waren, bewegte ſich ein ſtarker Menſchenſtrom nach dem
kleinen Hügel, den ein goldener Sonnenſchein überflutete. Das
übliche Polizeiaufgebot fehlte nicht, doch ſtörte es in keiner
Weiſe die Friedhofsruhe, ſondern ſorgte ohne Aufregung für
einen guten Zugang der Maſſen, die ſich in geordnetem Zug
nach den Gräbern bewegten. Der lange Zug auf dem Wege
zum Friedhof rückte von Zeit zu Zeit nur um wenige Schritte
vor, und ſo harrten die Neuankommenden etwa eine halbe
Stunde, ehe ſie bis vor das einfache Stackettor des ſchmuckloſen
Friedhofes vorgerückt waren.

Unaufhörlich rollten die Kranzdeputationen in Automobilen
und Droſchken vor und in kurzer Zeit war die von den Be-
hörden ſo vernachläſſigte Ruheſtätte der Freiheitskämpfer,
die nur von Epheu überwachſen iſt, in einen Blumenhain ver-
wandelt. Der einzige Gang über den Friedhof, zu deſſen
beiden Seiten die Rieſenkränze aufgehängt waren, glich einer
Via triumphalis, durch die die Mitkämpfer für Freiheit, Gleich-
heit und Recht in ernſter Erinnerung an die Märztage lang-
ſam ſchritten. Bis gegen Mittag waren etwa 250 prachtvolle
Kränze mit Widmungen niedergelegt, davon etwa ein Dutzend
mit ſchwarzrot-goldenen Schleifen, von demokratiſchen und
Hirſch Dunckerſchen Vereinigungen ſtammend, und ein weite-
res Dutzend mit ſchwarzen Schleifen von anarchiſtiſchen Kor-
porationen. Die übrigen Kränze waren mit großen roten
Schleifen verſehen.

Die Polizeizenſur wurde wieder von einem Polizeileutnant
ausgeübt, der griesgrämig in den jungen Märztag blickte,
offenbar aber weniger kritiſch veranlagt war, als an früheren
Märztagen. Manche Schleife wurde diesmal unbeanſtandet
gelaſſen, die nach den gemachten Erfahrungen in früheren
Jahren vielleicht der Polizeiſchere verfallen wäre. Keine
Gnade fanden vor dem Zenſor bis gegen Mittag die Auf-
ſchriften von fünf Schleifen. So nahm er eine Schleife mit
folgender Aufſchrift fort: „Gewidmet von der Reichsſektion der
organiſierten Eiſenbahner, Mitgliedſchaft GroßBerlin.“ Ein
kleiner Zettel an dieſer Schleife gab eine Zeitlang Kunde von
dem hier verübten Attentat, bis er auch der Konfiskätion ver
fiel. Jn die große Taſche des Polizeileutnants verſchwanden
auch die Schleifen mit folgenden Aufſchriften:

Wohlan, es naht die Stunde des Gerichts,
Schon wanken eure Burgen, eure Tore,
Und zitternd lauſcht das Ohr des Böſewichts
Dem dumpfen Schritt der Maſſenbataillone.

Dann:
O 18. März, in dieſen Tagen,
Wo unſre Herzen höher ſchlagen,
Wo über Gräbern der Sonnenſchein,
Da wollen auch wir uns heilig geloben,
Nieder mit den Tyrannen von oben.

Ferner:
An euren Bajonetten klebt aller Zeiten Fluch,
Wir trügen keine Ketten, trügt ihr nicht buntes Tuch;
Durch euch ſind wir verraten, durch euch verkauft allein,
Wann ſtellt ihr, o Soldaten, die Arbeit endlich ein?

Einen bedenklichen Geſichtsausdruck des Zenſors löſten fol-
gende Widmungen aus, die jedoch paſſieren konnten:

Blut, was iſt Blut? Ein warmer, roter Saft;
Der Quell des Lebens und der Born der Kraft.
Jedoch das Blut, das für die Freiheit fließt,
Daß iſt der Dünger, d'raus die Freiheit ſprießt.

Weiter:
Die wollen uns knebeln mit roher Gewalt,
Und uns binden mit Normen und Ketten;
Doch kann ſie die Willkür in jeder Geſtalt
Vor ihrem Verderben nicht retten.
Wir kämpfen vor jeher, wir kämpfen fortan,
Und würfen ſie zehnmal uns nieder,
Aufſpringen wir wieder und greifen fie an
Und wieder und wieder und wieder.

Unbeanſtandet blieben auch folgende Schleifenaufſchriften:
Verleugnet von euren Epigonen, verläſtert von höfiſchen

Narren,
Jn treuer Dankbarkeit geehrt von den Soldaten der ſozialen

Revolution
Bleibt ihr Toten der 1848er Revolution die Unſterblichen.

Manche andere Schleife trug packende Jnſchriften. Auf
einer ſtand:

„Trotz Junkerbrut und Söldnerknechte erkämpfen wir uns
Menſchenrechtel!“

Eine Schleife war den „Tapferen Märzgefallenen als
Opfer königlichen Hochmuts und der preußiſchen Soldateska“

gewidmet Jn einigen Widmungen waren die Erfolge bei der
letzten Reichslogswahl erwähnt. So lautete eine Widmung:

„Anno 1848 waren wir nicht zu ſeh'n: heute ſind wir
unſerer 110.“

Die Taubſtummen widmeten den Toten im Friedrichs-
hain folgende Worte:

Wir Tauſtummen können nicht hören der Freiheit gewaltiges
Lied,

Doch tönt uns im Herzen die Weiſe von Freiheit, Glück und
Sieg.

Den Helden der Revolution widmet die Redaktion des Vor-
wärts die Worte:

„Lewwer duad üs Slaavl,
So war der achtzehnte März in Berlin wieder eine mäch-

tige Demonſtration für die Freiheit. Und den vielen Tauſen-
den, die in gemeſſenem Schritt an den Gräbern im Friedrichs-
hain vorüberzogen, waren die Worte aus dem Herzen ge
ſprochen:

Kein Himmel kann das Heil uns ſenden; es fällt aus keines
Gottes Schoß.

Die Menſchheit muß mit eignen Händen erſchaffen ſich ein
beſſres Los.

Oder:
Jhr bleibt uns unvergeſſen, wie auch die Zeit entſchwand,
Jm Geiſte dankbar preſſen wir euch die Bruderhand.

Wie ein Bekenntnis des Proletariats prangten auf einer
Schleife am Ausgang des Friedhofes:

Wir wanken und wir weichen nicht, bis daß das Werk voll
bracht

Bis daß vom Volk gewonnen iſt die letzte Freiheitsſchlacht.

Gewerkſchaftliches.
Zentraltarif im Lithographie- und Steindruckgewerbe?

Eine Gauleiterkonferenz des Verbandes der Lithographen
und Steindrucker beſchäftigte ſich eingehend mit der Anregung
des Schutzverbandes deutſcher Steindruckereibeſitzer, auf der
Grundlage der nach dem großen Kampf abgeſchloſſenen loſen
„Vereinbarungen“ einen feſten Tarifvertrag für das geſamte
Lithographie- und Steindruckgewerbe zu ſchaffen. Gemäß den
Beſchlüſſen früherer Verbandsgeneralverſammlungen hat die
Konferenz der Anregung zugeſtimmt. Jn der Ausſprache
über die gegenwärtige Situation nach der Beilegung des
großen Kampfes wurden jedoch viele Beiſpiele feſtgeſtellt, die
zeigen, daß von vielen Prinzipalen die abgeſchloſſenen „Ver
einbarungen“ durchbrochen oder ganz willkürlich ausgelegt
werden. Daher ſah ſich die Gauleiterkonferenz veranlaßt, ihre
Zuſtimmung zum Abſchluß eines feſten Tarifvertrages an die
Erfüllung von Vorausſetzungen zu knüpfen, die ſolche Ueber
griffe durch die Prinzipale für die Folge ausſchalten. Die
Gauvertreterkonfereng beauftragte den Hauptvorſtand, Vorver
handlungen unter folgender Vorausſetzung zu führen:

„daß der Schutzverband in der Lage ſein müſſe, ſeine Mit
glieder zur vollen Einhaltung der abgeſchloſſenen Verein
barungen anzuhalten; daß er oder ſeine Mitglieder alle
organiſationsfeindlichen, gegen die Mitgliedſchaft im Ver
band der Lithographen und Steindrucker gerichteten Hand
lungen unterlaſſen und daß eventl. die Allgemeinheit der
Unternehmer und Gehilfen die Träger der Tarifgemein-
ſchaft ſeien.“

Der Hauptvorſtand wird beauftragt, wenn der Schutzver
band den vorſtehenden Punkten nachkommt, dieſen zur Vor
legung einer entſprechenden Vorlage zu erſuchen, die in einer
ſpäteren Gauleiterkonferenz näher beſprochen werden muß,
bevor entſcheidende Schritte unternommen werden.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Lohn bewegungen im Böttchergewerbe. Schon

ſeit längerer Zeit ſtehen die Böttcher und Zimmerleute bei der
Firma C. J. Degner u. Söhne, Fiſchkonſerven und Einlege-
geſchäft, in Kauerndorf bei Altenburg in Tarifbewegung.
Bei dieſer Firma, die auch Lieferant verſchiedener Kon ſum-
vereine iſt, herrſchen geradezu altertümliche Arbeitszu
ſtände.

Jn Brieg in Schleſien gelang es der Organiſation erſt
malig, mit der Faßfabrik von Karl Teuerling einen Tarifver-
trag abzuſchließen. Der Tarif gilt auf drei Jahre und bringt
nebſt verſchiedenen anderen Verbeſſerungen eine Lohnerhöhung
von wöchentlich 3 Mk. für jeden Beteiligten.

Streik der Fenſterreinigerin Eſſen a. Ruhr.
Die im Transvportarbeiterverband organiſierten Fenſterputzer
in Eſſen befinden ſich ſeit Freitag im Ausſtand. Die Ar-
beiter ſtellen die Forderung, den Lohn um zirka 10 Prozent zu
erhöhen. Um Fernhaltung des Zuzuges wird gebeten.
Das Schiffsperſonal auf den Rheindamp-

fern iſt in eine Lohnbewegung eingetreten. Es fordert
Fortfall der Nachtarbeit, Sonntagsruhe und Lohn-
erhöhung. Die oberrheiniſchen Reedereien haben die For
derung abgelehnt. Die Schiffsleute in den Ruhrhäfen
haben ſich jetzt der Bewegung angeſchloſſen. Wenn keine Eini
gung erzielt wird, iſt der Ausſtand auf den 1. April angeſetzt.

selbst übernommen.

Nachdem ich bereits im Januar ds. Js. die(potilocſauſssteſe der Näsehefebrie Nnekhott 800.

Geiststrasse 42
xäuflich erworben hatte, habe ich mit dem heutigen Tage die Fabrikation sämtlicher von mir bisher geführten Wäschefabrikate unter der Firma

allesche Wäschefabrik
Nach wie vor werde ich nur haltharste, erprobie Qualitäten bei sorgfaältigster Ver-

arhbeitung und hilligsten Preisen zum Verkauf bringen.

Rurt Segrer, 42 Geiststrasse 42
bisher Verkaufsstelle der Wäschefabrik Menckhoff Co



lhalla- TheaterJ Direktor u. Baasitaer: Paul Blüthgen.

Heute Dienstug zum letzten Maol

PFolnische Wirtschaft.
Mittwoch den 20. März Premlere:

Burntmelstudenten.
Grosse Posse mit Gesang und Tanz in b Bildern von EmilPohl und H. z Musik von Conradi.
Neubearbeitet von Rud. Bernauer und Rud. Sehanser.
In Szene ges. v. Dir. Max Walden Dir.: Dr. Georg Pauli.

h Neue Musikeinlagen v, Willy Bretsohneider u. Bogumil Zeppler.
1. Bild In dulei jubilo,

Bild Studios Drautfahrt.
Bild Die verzwiekte Erbschakft.
Bild Blühendes Geschäft.
Bild Beim Volksanwalt.

arössier Sehiager!. In Berlin 400 en
Anfang s.10 Uhr. Vorverkauf eröffnet.

z Halle a. S.
Donerstag, 28. März 1912, abends S Uhr

in „Vorck's Reſtaurant“, Kurze Gaſſe:

General-Versammlung.
Tagesordnung:

1. Kaſſenbericht.
2. Bericht der Reviſoren.

9 3. Erhöhung der Kaſſenleiſtungen.
4. Sonſtiges.
Nur ſtimmberechtigte, gewählte Vertreter haben Zutritt.

Der Vorstand
i

0Damentaschen.
h Die Frühjahrs- Neuheiten sind eingetroffen. Die

bekannt guten Saffian-Ledertaschen schon von

41 3.85 Mk. an.
S

l Leipzigerstrasse 90.
Mitglied des Rabatt-Spar-Vereins.

Springwürmer, auch As
kariden genannt, werden
auch in hartnäckigen Fäl-
len beſeitigt durch das
ſpezifiſch wirkende neue
Madenwarmmittel

Madenwürmer
„Antiwarm Mi genauner Anweiſ. 1,20 bei Einſ. von 1,40 franko.
BRestandt. Detana, Grannee 10, t. Chae vt. 0, Aremas. Rieän. BSebokola de 20.0
Laboratorium Leo Dresden 3.

ühnnüwnnnen
in nur solider Ausführung

a

empfiehlt

G. Schalble.
Grosse eigene Werkstätten

Grosse Märkerstrasse 26.
Kataloge gratis u. franko. Kataloge gratis u. franko.

Alle Parteiſchriften Die

a

h

4 r J

e

Kleiderschürzen I Wäscheleinen

h Blusenschürzen enI Kindersehürzen C. L Bitter i
in alen Prelsiagen.

haleche Warche-Fabr.

42 Geizttrase 2,
bisher Verkaufsſtelle der

Waſqhe-gaten Menckhotf ä Co.

kaufen Sie billig u. preiswert bei
Max Oftt, Drogerie,

Steinweg 26.

Depots in Halle a. S.: Engel Apothek

geh

m zu sIII
krankenkasse befinden ſich von heute ab

Dessauerstrasse 52,
AnſchlußgleisHermann Knoechel,

W Tiefbau- und Eiſenbahnbau-Unternehmung, Halle S, 27

D Bruno Pretzseh, Koronlger

Halle a. S.

Halleſche
Genoſſenſchafts- Pucharuckerei

Harz 42 49
empfehlt ch zur Anfertigung

aller FNrten von Pruckſachen
in moderner Ausfükrang an zivilen Preiſen.

NB. Die verehrlichen Korporationen, Private etc. werden um rechtzeitige Aufgabe
iükrer Offerfeſt- Druckſachen gebeten

Mobelrdumer, Mobelpacer)
Donnerstag den 21. Wie 1912 W abends S Uhr

bei Jos. Streioner, Kleine Klausſtraße 7:

ſie deffentl. Ve rsummlune.
Tages-Ordnung:

Bericht der lodnkenmision Uber die Antworten der Unternehmer und Beschlusstasung darüber.

Alle Kollegen müſſen pünktlich erſcheinen.
Mitgliodsbuoh ist mitzubringen

Der Einberufor.

Iustige Bühne.
Täglich abends 8 Uhr

Die Sensutions-Hovität

„Um

eine

Million
DetektivBurleske in 4 Akt.

Rieſen 2 Erfolg! e

Stadt Theater

in Halle a. S.
Direktion Geh. Hofrat M. Richards.
Mittwoch den 20. März 1912:.

Nachmittags 3 Uhr:
Schüler-Vorſtellun

zu ganz kleinen Preiſen.

die Xibelungen.
Dritte Abteilung:

Kinderwagen-
nd Sportwugen Neunhelſten.

brocze Auswahl.Theodor Lünr,
Mitglied des Rabatt-Spar-Vereins.

Kriemhilds Rache
Ein deutſch. Trauerſpiel i. 5 Akten

von Friedrich Hebbel.
Abends 7 Uhr:

Sehr mäsvige Preise.

Leipziger-
strasse 94.

Massen-Verkauf!
vom f. März bis 25. März
zu nur drei Preisen

seriedledeRoliekostetis Pf.
ganz gleich, ob der Wert der Tapete 20, 25, 28 Pf. ist.

edeRolle kostet20pf.
ganz egal, ob die Tapete einen Wert von 80, 85, 40 Pf. hat.

s “edeRolie kostet2sPf.
ohne Rückeicht darauf, ob die Tapete 45, 50, 60 Pf. wert ist.

Es kommen nur neue, moderne Tapeten von bester
Qualität, ca. 8 Meter lang,
Verkauf. Kein Hausbesitzer, Kein Mieter ver-
säume dieses wahrhaft Konkurrenzlose Angebot in

(lewers «apetenhans

Eigene Tapetenfabrik.
Vussboden-Lackſarbe Pfund 55 Pf.Pa.

Motor breit zum

Grosze Unich-

gtrasze 26.

4 Mein Bureau ſowie die

Fernruf 1347.

Zahlſtelle meiner Betriebs-

„Steintorbahnhof“.

Richard Flemming,
Halle Z S a 22.Hecg nſtait:

Könstliche Zähne
Plomben et e.

Spezialität: Zahnziehen.

Paul Hafermalz,
Burgſtraße 4. p

und

C

ſſerzogubur

(igarefte
Freis lage

unine wüganenanmn

Nesteier
Stück 3 Pfg. 50.C. F. Ritter, gerre

Liebreiz
alen ein zart., rein. Geſicht, roſi

es, jugendfriſch. Ausſehen, weiße,
amtweiche Haut und blend. n
Teint. Alles dies erzeugt die echte

FStgggenvſerg Lilienmilch
à Stück 50 Pf., ferner macht derDada Cream
rote u. riſſige Haut in einer 7 tweiß u. ſamtweich. Tube 55 Pf. bHeimboläd 00., Leipzigerſtr. iöt

Bruno Bertholg, Gr. Sreinſtr. 48

F. A. Patz, Gr. Ulrichſtr. 6.
Franz Wahren, Poſtſtr. 1.
Ernst Jentzasch, Leipzigerſtr. 31.
Max Beyer, Oleariusſtr. 3.

w ilh. Durow, Dreyhauptſtr.
Jn Giebiehe nstein: Fritz Ssioli.

Merseburg.
Bätlig? Neun ſubrigiert?

100 Stücolkk 3. 00 M..
109 Seele 3. 29 M
100 Sttek 3. 50 M..

guter Geſchmack u. gutes Aroma,
empfiehlt

Firma Hugo Thomas
Zigarren Fabrik, begrnde 35.

Konſirmanden-
Geschenke

Unren, Gold-
u. Silberwaren,

welche man anerkannt gut und
billig kauft bei

Weiss Kleinſchmieden

gegenüber Alex Michel.

Ka Direkt an Privatetn In Chevreaux-

10 hnopf-Stietfel mit un
ohne Lackkapfür Damen u. Herren Paar Mk. so

Luxusaustührun 27.60
Paarweise Nachnahme.

Umtausech gestattet.
Deutsohe Sohnhzentrale, Pirmasens.

Einen großen Poſten

verkaufe zu ſehr billigen Preiſen

Kleiderschränke a 20

33
25
50
10.

352

W n Ausziehttſtellen mit u. ohne

s ad
Friedrich Peileke,

re egel uſw.

Geiststrasse 25.

Waſchgefäße,veſ. Pret Mitlanetiih
Talamtſtraße 7 I.

de t und billig. Gr Ausblicherti Sanieterer

186. Abonnem. -Vorſt. 2. Viertel.
Unter perſönlicher Leitung des

ompvniſten.Mit neuer Ausſtattung an Deko
rationen und Koſtümen:

Der König von Samarkand.

Ein miſſen rm rchen
Text (nach Kunde und Muſik

von Franz korey.
Kaſſenöffnung 7, Anfang 7* Uhr,Ende gegen 10 Ayr.

Novität! NovitättZum 3. Male
Donnerstag, 21. März 1912:

187. Abonnem. -Vorſt. 3. Viertel.
Schülerkarten 1.10 Mk. an der

Tages- und Abendkaſſe.
RNovität: Novität:

Zum letzten Male
Ein Wintermärchen.
Humoriſt. -phantaſtiſchès er
in 5 Aufzügen v. W. Shakeſpeare.
Muſik von Franz von Flotow.
Die Aufführung enDie fünf Frankfurter kannerſt Montag, 25. Ritg ſtattfinden.

Naſp ſ age- Theater
tſpielhausHalle e Lehleeehe 88.

gramm-Wechseljeden Nntvoch und Sonnabend.

Beginn der Vorstellungen
Wochentags präziſe 4 Unr.

Sonn und Feſttags

e i Jbeus- u. e2 Porzellen, Steine

Frauen
Sichere Hilfe bei Störung und

Stockung der WoStärke 1 M. 4, II M. 6.50, III M. 8,ſowie ſämtl. uns vebark

Luna Sch p. I.

menbed i in
Pau 4. Max Drſefehen

Zigarren Sperial Handlungen,
Wörmlitzerstr. 109, Merseburger-
gtrasse 48, Kefersteinstr. 1 Ecke
HKospitalplata), empfehlen sichden erehrt Lesern bei Bedart.

Kulante Bedienung. Qualitäten.

Damen -Wäsche,

Herren Oäsche,

nur beste Qualitäten
kalegche Härchefahn

42 Geiststrasse 42,
bisher Verkaufestelle d. Wäsche-
fabrik Mencokhoff o.

r 7 die Jnſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Druck der Halleſch. Genoffenſch. Buchdruck. (E. G. m. b. Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.



1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 67 Halle a. S

„Jnfame Heuchelei.“
Streikdebatte im Klaſſenhauſe.

„Raus mit dem Kerl!“
Jm ſogenannten Preußiſchen Abgeordnetenhauſe wurde am

Montag über den gewaltigen Bergarbeiterſtreik debattiert,
wobei es ſehr lebhaft, teilweiſe tumultnariſch zuging. Die
Vertreter der Regierung und der bürgerlichen Parteien
ſchwelgten förmlich in beleidigenden Exzeſſen gegen den „ſozial-
demokratiſchen Bergarbeiterverband, gegen die Sozialdemo-
kratie und die Streitenden. Die tapfere kleine Fraktion hat
durch Zwiſchenrufe wacker gekämpft, wobei ſogenannte „Ocd-

nungsrufe“ nur ſo niederpraſſelten.
Die Junker ſchrien: „Raus mit dem Kerl!“ (Liebknecht)

und ſchienen gar nicht übel Luſt zu haben,

zu Tätlichkeiten überzugehen.
Man leſe hier, was die prügelluſtige Deutſche Tageszeitung
darüber ſchreibt. Sie ſagt:

Aber das war doch alles nur eine ſchwache Begleiterſchei
nung zu der maßloſen Unverſchämtheit, mit der ſich die So
zialdemokraten gegen die Ordnung und den Anſtand
des Hauſes auflehnten. Als Herr v. Zedlitz ſeine ſehr
zutreffenden Ausführungen mit dem Hinweiſe ſchloß, daß
es vielleicht in dieſem gegenwärtigen Kampfe auf eine Probe
daraufhin ankomme, ob unſere gegenwärtigen ſtaatlichen
Mittel genügten, um den Arbeitswilligen utz zu ge
währen, und als er daran die Hoff. ung auf eine baldige,
friedliche Beendigung des Streits knüpfte, kreiſchte der So
ialdemokrat Liebknecht: „Das iſt eine infame Heuchelei.“
n die entrüſteten Proteſtrufe, die ſich darauf erhoben,

ſchrillt alsbald die Glocke, und der Sozialdemokrat erhält
den verdienten Ordnungsruf. Er quittiert darauf mit dem
nochmaligen Schimpfruf: „Jnfame Heucheleil!“ Der Mann
der keifenden Schimpfworte glaubt ſich eben abſolut körper-
lich ſicher in dieſen Räumen. Daß es ſo manchem der empört
aufſpringenden Landboten in den Händen zuckt, kann man
trotz aller heiligen Geſetze des Parlaments wohl nachfühlen!
Nur mit Mühe gelingt es jetzt dem Präſidenten, ſich mit der
Glocke Ruhe zu ſchaffen. Mit erhobener Hand ruft er den
Mann zum zweiten Male zur aber erſt mit der
warnenden Drohung mit den ihm zur Verfügung ſtehenden
Machtmitteln vermag er, den Sozialdemokraten zur Ruhe
zu bringen. Eine ähnliche Szene wiederholt ſich kurz darauf,
als der Präſident Herrn Dr. Friedberg gegen die Zurufe der
Roten in Schutz nimmt. Diesmal iſt's der Genoſſe
Borchardt, der ſeinem Freunde Liebknecht anſcheinend
nicht an Knotigkeit nachſtehen möchte.

Der Sauherdenton des Junkerorgans iſt fein, nicht?
Schade, daß die bürgerlichen Abgeordneten nicht einmal den
Anfang mit ihrer von dem Blatte wahrgenommenen Prügelluſt
machen!

Das Berl. Tageblatt muß aber folgendes feſtſtellen:
Jeder Satz des Oberſcharfmachers v. Zedlitz verrät die

Abſicht, zu provozieren. Gleich dem Major Stroſſer begrüßt
er begeiſtert die Verſtärkung der Polizei und vor allem die
Entſendung des Militärs. Als er damit ſchließt, daß die
Niederlage der Sozialdemokratie hoffentlich den wirtſchaft
lichen Frieden bringt, da ruft Herr Liebknecht erregt: „Jn-
fame Heucheleil“ Die Rechte raſt, geballte Fäuſte drohen
und erregte Rausrufe ſchallen herüber. Ein Konſervativer
ſchreit: „Naus mit dem Kerl!“

Ein Muſterparlament! Am Dienstag kommt Genoſſe
Leinert zu Wort.

Hier der Sitzungsbericht:

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
80. Sitzung, Montag, den 18. März, vorm. 11 Uhr.

Die Ruhrſtreik-Jnterpellationen.
Jn den Jnterpellationen der Konſervativen, Freikonſerva-

tiven, des Zentrums und Nationalliberalen wird Auskunft über
den Stand des Streiks, über die angeblichen Ausſchreitungen
verlangt und „Schutz der Arbeitswilligen“ gefordert. Die
Fortſchrittliche Volkspartei fragt, was die Regierung zur Vor-
beugung des Streiks getan hat und zu ſeiner Beendigung bei-
tragen will.

Abg. Stroſſer (konſ.): Der Streik ſoll die chriſtlichen Ge
werkſchaften zertrümmern. Die öffentliche Meinung ſteht auf
ſeiten der Arbeitswilligen. Hunderte von Ausſchreitungen
werden gemeldet. (Zuruf der Soz.: Unbewieſene Angabenl)
Schlagen denn die Poliziſten, die doch Familienbäter ſind, ihr
Leben mutwillig in die Schanzen? Eine Sprache wie die
Sachſes im Reichstag peitſcht die Leute auf. Das Streikpoſten
ſtehen iſt Terror. Vor zwei Jahren haben das auch die Fort
ſchrittlker geſagt. Aber ſeit den Wahlen ift das vergeſſen.
Wir begrüßen die Ankündigung einer Einſchränkung des
Waffenhandels und überhaupt das ſchneidige Eingreifen der
Regierung. (Lebh. Beifall rechts.)

Abg. Freiherr v. Zedlitz (freikonſ.): Nach der Taktik
„Haltet den Dieb!“ ſuchen die ſozialdemokratiſchen Arbeiter
führer die Aufmerkſamkeit von den politiſchen Motiven des
Streiks abzulenken. Der alte Verband will im Ruhrgebiet
allein herrſchen. Verbrecheriſch wird gegen die Arbeitswilli
gen vorgegangen. Beifall rechts, Widerſpruch der Soz.) Bei
dieſerle Machtprobe der Sozialdemokraten

hat die Regierung nicht zu vermitteln, wenn ſie nicht den
ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen Nahrung zuführen will.
(Zurufe der Soz.: Scharfmacher Jch wollte, ich könnte die
Spitzen der Regierung etwas ſchärfer machen. Heiterkeit
rechts.) Wir begrüßen das raſche Vorgehen der Regierung
und das Militäraufgebot. Bei nachdrücklicher Anwen-
pung der ſtaatlichen Machtmittel wird die ſozialdemokratiſche
Machtprobe mit einer vollen Niederlage enden. (Stürmiſcher
Beifall bei der Mehrheit, Lärm und Gelächter der Soz., Abg.
Dr. Liebknecht ruft dem Abg. von Zedlitz zu: Jnfame
Heucheleil Großer Lärm rechts.)
Präſident Dr. Freiherr v. Erffa ruft den Abg. Liebknecht
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zur Ordnung, der, als dem Abg. Friedberg das Wort erteilt
wird, nochmals laut ausruft: Jnfame Heucheleill Stür-
miſche Rufe rechts: Raus mit dem Kerl! Raus, raus! Prä-
ſident Dr. Freiherr v. Erffa ruft den Abg. Dr. Liebknecht
nochmals zur Ordnung und warnt ihn vor dem dritten Ord-
nungsruf. Nötigen Sie mich nicht, von meinen Machk-
mitteln Gebrauch zu machen! (Beifall rechts.)

Abg. Friedberg (natl.): Obgleich der Ruhrbergmann der
beſtbezahlte Arbeiter iſt, waren die Zechenbeſitzer zu weiteren
Verhandlungen bereit, freilich nicht mit dem alten Berg-
arbeiterverband, dieſer Kampforganiſation. Eine Lohnſteige-
rung von 15 Prozent würde den Bergbau unrentabel machen.
Wenn wegen der Teuerung geſtreikt würde, müßte man doch
bei den ſchlechteſt bezahlten Arbeitern anfangen, ſtatt bei den
beſtbezahlten. Der Redner lobt die Chriſtlichen, daß ſie nicht
mitmachen bei dieſem politiſchen Machtkampf der Sozialdemo-
kratie, Wir erkennen an, daß die Regierung ihre Schuldigkeit
getan hat, Militäraufgebot war notwendig und hat beruhigend
gewirkt. Die Polizei ging ſehr gemäßigt vor. Die begreif-
liche Erregung der Streikenden iſt nicht entſchuldbar. Es darf
nicht jeder ſeine eigenen Jntereſſen vertreten ohne Rückſicht
auf die Freiheit der andern. (Lebh. Unterbrechungen der Soz.)

Präſident Dr. Freiherr v. Erffa: Wenn der Reichstag mit
110 Sozialdemokraten die Verhandlungen ermöglicht, muß es
doch auch hier mit ſechs möglich ſein. (Heiterkeit rechts, erregte
Rufe der Soz., die auf die Provokationen der Rechten aufmerk-
ſam machen und ſich den Ton des Präſidenten verbitten, der
erklärt, daß von der rechten Seite überhaupt kein Ton geſagt
wird. Andauernder Lärm.)

Abg. Dr. Friedberg (natl., fortfahrend) verurteilt den
Kontraktbruch der Arbeiter. Der Staat muß bei ſolchen Jnter-
eſſenkämpfen Gewehr bei Fuß ſtehen und nur dafür ſorgen,
daß nicht die Allgemeinheit geſchädigt wird. Ganz beſonders
hier, wo es ſich um einen politiſchen Machtſtreik handelt. Ein
arbeiterfreundlicher Mann kann nur wünſchen, daß die Schädi-
gung der von unfähigen Führern hingeriſſenen Ar-
beiter nicht gar zu groß werden möge. (Stürm. Beifall bei
den Natl. und rechts.)

Abg. Dr. Pachnicke (Volksp.): Bei den HerrenhausVer-
handlungen, nach denen man glauben müßte, daß wir erſt
durch Ströme Blutes hindurchwaten müßten, ſcheinen die
Hauptvertreter der Intelligenz nicht dageweſen zu ſein.
Die Bergarbeiter wären auch mit 10 Prozent Lohnerhöhuag
oder weniger zufrieden geweſen. (Abg. Dr. Hoffmann: Das
weiß Herr Friedberg auchl) Ob der Streik ausbrechen und
namentlich, ob er mit Kontraktbruch inſzeniert werden mußte,
iſt mir allerdings unklar. (Hört, hört! rechts.) Die Arbeiter
haben losgeſchlagen, ehe alle friedlichen Mittel erprobt waren.
(Zuſtimmung rechts.) Auf der andern Seite wurde einzelnen
Ausſchüſſen die Zuſtändigkeit in der Lohnfrage rundweg be-
ſtritten. Wir verurteilen aufs ſchärfſte den Terrorismus, aber
die jetzigen Geſetze reichen aus. Das Anrücken von Maſchinen-
gewehren kann aufreizend wirken und den Verdacht erwecken,
als ſtehe der Staat mit ſeinen Machtmitteln auf Seite der
Arbeitgeber. (Sehr richtig! bei den Sogz.) Nicht neue Straf-
rechtsparagraphen und Ausnahmegeſetze ſind notwendig, ſon-
dern Vermittlungsinſtanzen. Das Kaiſerwort, daß Staats-
betriebe Muſterbetriebe ſein ſollen, wäre Wahrheit geworden,
wenn der Handelsminiſter uns erklären könnte, auf den ſtaat-
lichen Gruben iſt alles ſo geordnet, daß nicht geſtreikt zu
werden braucht. (Abg. Harmann (natl.): Graue Theoriel! Un
möglich!) An die Gewerbegerichte müſſen Arbeitskammern,
ein Reichseinigungsamt, die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine
und Tarifverträge angeſchloſſen werden. Wir hoffen, daß
bald ein für beide Teile ehrenvoller Friede kommen möge.
(Beifall bei der Volksp.)

Abg. Jmbuſch (Zentr.): Die Sozialdemokratie plante ſo
etwas wie einen internativnalen Generalſtreik. Gegenwärtig
war der Streik eine Rieſendummheit. Alle Vorbe-
dingungen zum Erfolg, Geld und Einigkeit fehlen. Der Ar-
beitswilligenſchutz reicht aus, aber die Arbeitswilligen werden
in unberſchämteſter Weiſe beläſtigt. Das muß ſelbſt die Frank
furter Zeitung zugeben, die mit dem Berliner Tageblatt und
dem Vorwärts auch einen Dreibund bildet. Eine tolle Hetze
gegen die chriſtlichen Führer hat eingeſetzt. An der Spitze ſteht

der Vorwärts, das infame rote Lügenblatt!
Jm Reichstag haben die Sozialdemokraten unſerm Redner
„Judas“ zugerufen, das iſt Jhr Anſtand. Die Sieger in dieſem
Streik werden wir ſein. (Beifall im Zentr.)

Handelsminiſter Dr. Sydow: Jch lege Wert darauf, der
Meinung entgegenzutreten, als könne es die Abſicht der preu-
ßiſchen Regierung oder des Parlaments ſein, den preußiſchen
Bergbau unter die Kontrolle des Reichstags zu ſtellen. (Lebh.
Beifall bei den Konſ.) Abſatzſchwierigkeiten haben die Lohn-
ſenkung ſeit 1907 begründet. Die ſcharfen Kämpfe bei den
Sicherheitsmännerwahlen verurſachen das ſcharfe Zerwürfnis
zwiſchen dem alten Verband und dem chriſtlichen. Während
der Dreibund ſeinerzeit eine Lohnbewegung nicht für ange-
zeigt erachtete, wurden auf einer internationalen Berg-
arbeiter- Zuſammenkunft in Dover am 27. Januar 1912 ge
wiſſermaßen die Jnſtruktionen für ſein Verhalten aufgeſtellt.
(Hört, hört! Abg. Leinert (Soz.): Das iſt nnwahr!) Die
Reſolution, die in Dover angenommen worden iſt, lautet fol-
gendermaßen: Die Verſammlung des internationalen Komi-
tees der Bergarbeiter bedauert die Handlungsweiſe des deut
ſchen chriſtlichen Gewerkvereins während der Bewegung über
eine Lohnerhöhung. Es iſt unſere Anſicht, daß die Erhöhung
der Bergarbeiterlöhne erzielt werden wird, wenn alle Berg-
arbeiter-Organiſationen Deutſchlands einig und geſchloſſen
handeln. Wir ſchlagen deshalb den hier vertretenen Berg-
arbeiterverbänden es waren vertreten Franzoſen, Belgier,
Engländer und deutſche Vertreter vom alten Verbande vor,
ihre Agitation zugunſten der Lohnerhöhung fortzuſetzen, und
wenn die deutſchen Vergarbeiter, nachdem alle Mittel gütlicher
Vereinbarung mit den Unternehmern erſchöpft ſind, ſich ge-
nötigt ſehen ſollen, zum Streik zu greifen, wird das Jnter-
nationale Komitee auf ihr Verlangen aufs neue zuſammen-
treten, um über die praktiſchen Mittel zu beraten, mit denen
man ſie in ihrem Kampfe gegen das Unternehmertum unter-
ſtützen kann.“ (Hört, hörtl!) Allerdings haben die engliſchen
Bergarbeiter abgelehnt, ihrerſeits zugunſten der deutſchen zu
ſtreiken (Hört, hört!), weil ſie erklärten, vertragsmäßig an ge-
wiſſe Kündigungsfriſten gebunden zu ſein. (Hört, hört!) Bei
den Verhandlungen zwiſchen Fiskus und Shndikat hat in der
Tat die Frage eine große Rolle geſpielt, daß im Falle der Ex

höhung der Kohlenpreiſe auch ein Weg gefunden werden
müßte, die wünſchenswerte Erhöhung der Bergarbeiterlöhne
eintreten zu laſſen. (Lebh. Hört, hört!) Die chriſtliche Organi-
ſation hat den Streik abgelehnt, weil eine Lohnerhöhung auch
ohne Streik zu erwarten ſei und weil ſie nicht gewillt ſeien,
die deutſchen Jntereſſen zurückzußellen, um die der Engländer
zu fördern. (Lebh. Beifall.) Auf das Schreiben der Berg-
arbeiter von Anfang Februar hoben die Zechen hervor, daß
eine Erhöhung der Löhne bereits erfolgt reſp. mit Sicher-
heit zu erwarten ſei. Trotzdem die Zechen die Arbeiteraus-
ſchüſſe zu Verhandlungen über die Lohnerhöhungen beriefen,
brach der alte Verband die Verhandlungen ab. Eine ſchema-
tiſche Lohnſteigerung iſt bei der unterſchiedlichen Arbeit nicht
angehracht. Deshalb haben die fiskaliſchen Zechen abgelehnt,
mehr zu tun, als eine allgemeine Zulage zu gewähren. Man
hatte keinen Grund, zu zweifeln, daß wir dieſes Verſprechen
auch erfüllen würden. Die Löhne haben Ende Februar d. J.
den Höchſtſtand von 1907 erreicht, teilweiſe ſogar überſchritten.
Zum Zweifel an der Ehrlichkeit der Lohnverſprechungen lag
nicht die geringſte Berechtigung vor. Der Haupigrund zum
Streik war nicht die Lohnfrage, ſondern man wollte die durch
den engliſchen Streik geſchaffene günſtige Lage ausnutzen.
Man wollte die Zechenbeſitzer durch den allgemeinen Kohlen
mangel zwingen. (Abg. Dr. Liebknecht: Sie ſind ein
Zechenanwalt!) Jch vertrete auch die fiskaliſchen Zechen und
habe ihre Intereſſen zu ſchützen. Es iſt das letzte Mal, daß ich
Jhnen antworte. Es wäre eine Verletzung der Würde des
Hauſes, wenn ich mich in Privatgeſpräche mit Jhnen einlaſſen
würde. (Lebh. Beifall. Abg. Dr. Liebknecht ruft: Das iſt
ja hier eine Kinderſchule! Tobender Lärm rechts. Rufe:
Werft ihn raus!)

Präſident Dr. Fr. v. Erffa ruft den Abg. Dr. Liebknecht
zur Ordnung.

Miniſter Dr. Sydow: Ich will nicht von Sympathieſtreik
ſprechen, aber unzweifelhaft iſt die deutſche Bergarbeiterbewe-
gung ein Glied in der Kette der internationalen Bergarbeiter-
bewegung. (Zuſtimmung.) Mit dem Einrücken des Militärs
beginnt die rückläufige Bewegung. Bei der Frühſchicht am
Sonnabend waren noch 164 000, heute nur noch 153 000 Mann
ausſtändig. Der Fiskus beſchäftigt 13 000 Arbeiter, die übrigen
Zechen über 300 000 Arbeiter. Wie ſollen da die Bergwerks
beſitzer dazu kommen, dem Fiskus in der Gewährung höherer
Löhne nachzufolgen? Zur Beendigung des Streiks können wir
nur das eine tun, daß wir alles vermeiden, was den Streik
verlängern müßte, und dazu gehört, daß die Freiheit der Ar
beitswilligen geſchützt wird. Wir müſſen uns aber auch einer
vorzeitigen Vermittlung enthalten. (Lebh. Zuſtimmung.) Die
Bergwerksbeſitzer wünſchen keine Vermittlung. (Hört, hört!
b. d. Soz.) Der nächſte Schritt wäre das Rufen nach dem Ein
ſchreiten der Geſetzgebung. Es iſt wohl nicht der letzte Streik,
den wir erleben. Aber die irregefihrten Arbeiter werden da
durch ſehen, daß durch den Streik nicht mehr erreicht wird, als
ohne ihn erreicht worden wäre. Hoffentlich nimmt der Streik
bald ein Ende. Seine Verlängerung wird gerade die Berg-
arbeiter am meiſten ſchädigen. (Beifall.)

Miniſter des Jnnern v. Dallwitz erklärt es als eine der
vornehmſten Pflichten des Stagates, jeden Arbeitswilligen zu
ſchützen. Um rechtzeitig den notwendigen Polizeiſchutz bekeit
zuſtellen, iſt im Miniſterium des Jnnern ein alle großen Jn-
duſtriezentren umfaſſender, bis in die kleinſten Details aus
gearbeiteter Verteilungsplan aufgeſtellt (Hört, hört!),
der ſtändig auf dem Laufenden erhalten wird und auch alle
Gendarmen und Schutzleute genau bezeichnet, die für die Ent
ſendung nach dieſen Bezirken in Betracht kommen. (Hört,
hört!) Es war alſo möglich, ſchon am 11. März, auf welchen
Tag der Streikausbruch feſtgeſetzt war, 5900 Mann Polizei
truppen im Streikgebiet zu haben. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Selbſtverſtändlich habe ich von vornherein erforderlichen
falls

militäriſche Hilfe
ins Auge gefaßt. (Pfuirufe b. d. Soz. Lebh. Beifall rechts und
i. Zentr.) Den Behörden wurde die rechtzeitige Heranziehung
des Militärs nahegelegt. Der Miniſter lieſt dann eine Schilde-
rung von Ueberfällen der Streikenden auf Arbeitswillige und
Polizeiſten vor und fährt fort: Das iſt nur ein Teil der feſt
geſtellten Exzeſſe. (Dr. Liebknecht (Soz.): Feſtgeſtellt? Ge-
lächter rechts.) Die Arbeitswilligen werden mit Gewalt und
Ehrverletzung bedroht, Streikende machen auf den Werken
Streifpropaganda. (Abg. Leinert (Soz.): Fſt ja nicht wahr

A. Dr. Arendt (freikonſ.) Der ganze Streik iſt nicht wahr!
Gelächter.) Die Kleider der Arbeitswilligen ſind wiederholt

beſchmutzt und unbrauchbar gemacht worden. Der Miniſter
nennt die Behauptung, daß die Polizeimaßnahme überfluſſig
und die Beamten an den Exzeſſen ſchuld ſeien, grotesk und
abſurd. (Beifall b. d. Mehrheit.) Er ſpricht weiter von üblkicher
Verdrehung und Entſtellung, die durch die von ihm vorge-
tragenen Tatſachen (Rufe d. Soz.: Die Jhnen aufgebundenen
Märchen!) völlig widerlegt werden. Der Rückgang des Streiks
nach dem Einrücken des Militärs läßt erkennen, wie groß der
Terrorismus der Streikenden vorher war. Woranus leitet der
ſozialdemokratiſche Arbeiterverband das Recht her, ſeinen
Willen den Angehörigen eines ſelbſtändigen, ihm gleichberech-
tigten Verbandes aufzuzwingen und deſſen Mitglieder als
Streikbrecher den Streikenden zur entſprechenden weiteren Ver
anlaſſung zu denunzieren? Heiterkeit und Beifall b. d. Mehr
heit.) Darf der ſozialdemokratiſche Verband es wagen, den
183 000 übrigen Arbeitern ſeinen Willen aufzuzwingen? Wenn
die Streikleitung geglaubt haben ſollte, die Staatsregierung
werde ruhig zuſehen, wie die Mehrheit der Arbeiter im Ruhr
revier in brutalſter Weiſe vergewaltigt wird, wie ſie durch Ehr
verletzung, Mißhandlung und

Bombenattentate
(Entrüſtete Rufe d. Soz.: Bombenattentate? Wo war denn
das? Rufe rechts und i. Zentr.: Ruhe, Ruhel' Stürmiſche
Rufe d. Soz.: Unerhörte Verdächtigungl Erneute ſtürmiſche
Rufe rechts, i. Zentr. und b. d. Natl.: Ruhe, Ruhel! Präſ.
Dr. Fr. v. Erffa bittet dringend um Ruhe), dann hat ſie ſich
gewaltig getäuſcht und auf die ungeheuerlichen Beſchimpfungen,
die der Reichstagsabg. Sachſe unter Mißbrauch der parlamen-
tariſchen Jmmunität (Stürmiſcher Widerſpruch d. Soz., die
dieſe Redewendung des Miniſters als unerhört bezeichnen
laute Zuſtimmung rechts und i. Zent.) den unter Einſetzung von
Leben und Geſundheit, unter Anſpannung aller Kräfte ihres
Amtes waltenden ſtaatlichen Sicherheitsorganen nachzuſagen
den traurigen Mut gefunden hat. (Erneute ſtürm. ufe
d. Sogz., der Präſ. ermahnt zur Ruhe. Zurufe d. Soz.: Er



hat eine Beſchimpfung ausgeſprochen? Abg. Borchardt:
Unverſchämtheit! Präſ. Dr. Fr. v. Erffa ruft den Abg.
Borchardt zur Ordnung.) Auch dieſe Dinge können unſere
Haltung nicht ändern. Die ſtaatlichen Behörden und Beamten
werden ſich nicht abhalten laſſen, nach wie vor ihre Pflicht zum
Schutze des Lebens, der Geſundheit und der Ghre der Arbeits
willigen zu tun. (Abg. Hoffmann: Geſchäftsführer der
Konſervativen!)) Daß die beſtehenden Machtmittel mit aller
Energie einzuſetzen ſind, iſt der ungbänderliche Wille der
Staatsregierung. Die Verantwortung fällt auf diejenigen, die
zu Gewalttätigkeiten gegen die Arbeitswilligen und Beamten
anreizen. (Stürm. anhaltender Beifall rechts, i. Zentr. und
b. d. Natl.)

Abg. Hirſch (Soz., zur Geſchäftsordnung) Jch ſtelle feſt,
daß der Miniſter des Jnnern die Ausführungen eines Mit-
gliedes des Reichstages als Beſchimpfungen bezeichnet hat. (Zu-
ruf rechts: Das waren ſie auchl) Jch erlaube mir die Anfrage,
ob auch wir in Zukunft das Recht haben, Ausführungen von
Mitgliedern anderer parlamentariſcher Körperſchaften oder
Ausführungen vom Regierungstiſch als Beſchimpfungen zu be-
zeichnen. (Lachen rechts.) Durch Jhr Lachen iſt meine An-
frage eigentlich beantwortet. Wir werden uns alſo nächſtens
das Recht dazu nehmen. (Sehr gutl b. d. Soz.)

Das Haus vertagt ſich.
Dienstag 11 Uhr: Antrag über den Religionsunterricht der

Diſſidentenkinder, Beſprechung der Ruhrſtreikinterpellationen.
Schluß 41 Uhr.

Der Kampf der Bergarbeiter.

Die Angaben der bürgerlichen Zeitungen über ein ſtarkes Ab-
flauen der Streikbewegung im Ruhrrevier ſind übertrieben.
Tatſache iſt, daß am Montag noch ein Teil der Ausſtändigen
angefahren iſt. Die Zahl der Ausſtändigen beträgt aber immer
noch 170 000 bis 180 000. Die Beteiligungsziffer ſchwankt ſehr
ſtark. Während auf einer Grube die Zahl der Streikenden ge-
ringer wird, kommen auf anderen Gruben noch eine Anzahl
Ausſtändiger zu den bereits im Ausſtand befindlichen hinzu.
Die Kohlen förderung weiſt einen ſtarken Rückgang auf.
Während in regulärer Zeit im Kohlenrevier täglich 30 000
Eiſenbahnwaggons Kohlen verladen werden, kommen jetzt etwa
11 000 Waggons zur Verladung.
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Die erſten Gerichtsurteile.
Jn Caſtrop ſtanden am Montag die erſten Aburteilungen

der an den Streikkrawallen im Ruhrgebiet Beteiligten zur Ver-
handlung. 13 Angeſchuldigte wurden aus der Haft vorgeführt.
Sie hatten ſich wegen Vergehens gegen J 153 der Gewerbe-
Ordnung und wegen „Beleidigung Arbeitswilliger“ zu verant-
worten. Die Angeklagten ſollen die Arbeitswilligen beläſtigt,
ihnen Schimpfnamen beigelegt, „Pfui“ oder „Streikbrecher“ zu-
gerufen haben.

Das Schöffengericht erkannte auf Gefängnisſtrafen
von ein bis zwei Monaten und beſchloß in allen Fällen,
den Haftbefehl aufrecht zu erhalten, um, wie das Gericht aus
führte, die Angeklagten vor weiteren Ausſchreitungen in der
jetzigen bewegten Zeit zu bewahren (1)

Jn Dortmund fanden ebenfalls die erſten Verurteilungen
ſtatt. Eine Anzahl Bergarbeiter, die in der Nähe der Schächte
Kaiſerſtuhl 1 und 2 mit Steinen nach den Gendarmen geworfen
haben ſollen, wurden mit 14 Tagen bis zu drei Wochen Haft
beſtraft. Beim Bochumer Landgericht wird für Streik-
verge hen eine beſondere Strafkammer gebildet werden,
die ſolange, „als es erforderlich iſt“, tägliche Sitzungen abhalten
wird.

Neue chriſtliche Schuftereien.
Der Vorſtand des Gewerkvereins chriſtlicher Bergarbeiter hat

an ſeine Mitglieder ein Formular ergehen laſſen, in dem die
chriſtlichen Bergarbeiter aufgefordert werden, folgende Er-
klärung zu unterſchreiben:

„Jch, Endesunterzeichneter, erkläre hiermit, daß ich nicht
ſtreiken will! Jch kann leider jetzt nicht zur Arbeit kommen,
weil die Unſicherheit auf den Wegen zu groß iſt, daß ich ohne
Gefahr für mein Leben und meine Geſundheit den Weg nicht
machen kann. Jch erkläre mich bereit, die Arbeit ſofort wieder
aufzunehmen, ſobald die Behörde dafür ſorgt, daß ich dieſe
ohne Gefahr wieder aufnehmen kann.“

Dieſes Produkt reiht ſich würdig den anderen Streikbrecher-
taten der chriſtlichen Führer an. Der Zweck der Erklärung iſt
offenſichtlich, man will die von den chriſtlichen Gewerkſchafts-
mitgliedern ausgeübte Solidarität umdeuteln in eine Angſt
vor dem Terror der nicht chriſtlichen Streikenden. Ferner ſollen
die zumeiſt erpreßten Erklärungen Waſſer auf die Mühle der
Scharfmacher fließen laſſen. Die chriſtliche Gewerkſchafts-
führung ſtrebt Zuchthausgeſetzen zu, die die Wirkſamkeit
der freien Gewerkſchaften unterbinden ſollen. Sie ſelbſt wer-
den ſich ja nach einer Richtung hin entwickeln, die eine Gefahr
von Ausnahmegeſetzen betroffen zu werden, ausſchließt.

Zum Streik im ſächſiſchen Kohlenrevier.
Soweit bis jetzt die Lage überſehen werden kann, iſt die Be

teiligung am Streik ſtärker, als jemals bei anderen Lohnbewe-
gungen im dortigen Revier. Auf dem Brückenbergſchacht ſind
gleich Montag 85 Prozent der Belegſchaft nicht angefahren; be
ſonders ſtark ſind auch die Unorganiſierten am Streik beteiligt.
Auf dem Tiefbau wie auf dem Vertrauensſchachte beträgt die
Streikbeteiligung 35 der Belegſchaft, auf dem Altgemeindeſchacht
70 Prozent. Auf den Vereinsglückswerken ſtreikt die ganze Be-
legſchaft, auf dem Käſtnerſchacht ſind bis auf zehn Mann alle
Arbeiter ausgeblieben. Auf dem 3. Morgenſternſchacht ſind
nicht einmal 100 Mann von 800 angefahren, ſogar die Tage
arbeiter ſtreiken. Auf dem 2. Wilhelmſchacht ſtreiken 90 Proz.

Jm Streikrevier iſt alles ruhig. Polizei und Gendarmerie
ſind im Streikrevier konzentriert.

Gegneriſche Organiſationen kommen in dieſem Streik nicht
in Betracht, auch der chriſtliche Bergarbeiterverband hat im
Streikrevier keine Anhänger. Von den in den Gruben be-
ſchäftigten 13 000 Bergarbeitern ſind 5000 im alten Verband
organiſiert, die übrigen ſind unorganiſiert, beteiligen ſich aber
zu einem großen Teil am Ausſtand.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 19. März 1912.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Nach der Verteilung einiger eingegangener Petitionen an

die vorberatenden Ausſchüſſe wurde geſtern ſofort in die Be-
ratung über den geplanten Bahnbau der elektriſchen Straßen
bahn nach Büſchdorf-Schönnewitz eingetreten.

Stadtv. Michel ſprach als Referent für die Magiſtrats-
vorlage, die wir geſtern ſchon mitgeteilt haben.

Stadtv. Reuß betätigte ſich als Bremſer. Er meinte, daß
der Bahnbau ein ſchlechtes Geſchäft ſei und daß da eine halbe
Million feſtgelegt werde auf Nimmerwiederſehen.

Bürgermeiſter v. Holly trat dieſer Anſicht entgegen, da
die öſtliche Gegend der Stadt, wenn ſie erſt aufgeſchloſſen ſei,
die Bahn rentabel machen werde. Die Stadt müſſe ſich für ihre
Bahn neue Gegenden aufſchließen, da ihre jetzigen Linien kein
Hinterland haben, das auf Zuwachs rechnen könne. Die Ein-
wendungen des Herrn Reuß ſeien dieſelben wie die, die vor
zehn Jahren gegen den Ankauf der Straßenbahn überhaupt
gerichtet wurden. Durch ſolche Einwendungen haben wir uns
zweimal den billigen Ankauf der Stadtbahn ſelbſt verdorben.
Jetzt den hohen Preis von 5 Millionen für die Stadtbahn zu
zohlen, ſei unmöglich. Da 1929 die Bahn koſtenlos der Stadt
zufalle. Man ſolle jetzt aber wenigſtens verhindern, daß die
Stadtbahn ſich noch mehr ausbreite und neue Rechte erwerbe.
Deshalb erwarte er, daß die Stadtverordneten den Bau der
Bahn nach Büſchdorf-Schönnewitz durch die Stadt zuſtimmen.

Stadtv. Beuchelt ſprach für die Vorlage, damit die Ber-
liner Beſitzer der Stadtbahn nicht noch mehr als 80 000 Mark
jährlich nach Berlin ſchleppen. Die Herren machten uns
ſchon genug Hinderniſſe. Es ſei die höchſte Zeit, daß die Stadt
ſelbſtändig vorgehe. Stadtv. Hüllemann trat für die
Vorlage ein, da die Bahn ſich mit der Zeit rentieren werde.

Die Stadtverordneten Kober und Meyer I. äußerten ſich im
gleichen Sinne. Letzterer bedauerte, daß nicht ſchon früher an
den Ausbau der Bahn gegangen ſei.

Nach dieſem gemeinſamen Anſturm verzichtete Herr Reuß
auf eine Erwiderung. Der Referent, Stadtv. Michel, trat
nochmals für die Vorlage ein und forderte den Magiſtrat auf,
recht wald noch mehr ſolcher Vorlagen zu
bringen. (Rufe: Ol! O!) Die Vorlage wurde nun mit
allen gegen die Stimmen der Stadtverordneten Reuß und
Schulz genehmigt.

Der Magiſtrat legt ein Projekt vor, wonach die Gasanſtalt I
auf 120 000 Kubikmeter höchſte Tagesleiſtung ausgebaut wer
den ſoll. Die Koſten hierfür ſind auf 960 000 Mark ver-
anſchlagt worden. Die Stadtverordnetenverſammlung wird
erſucht, das Projekt zu genehmigen und den Betrag von 960 000
Mark aus Anleigemitteln zu bewilligen.

Der Bauausſchuß ſchlug vor, vorläufig nur die Koſten für
die Maſchinenanlage zu bewilligen, die Baukoſten an ſich ſeien
dem Ausſchuß zu hoch und ſollten erſt ſpäter nach nochmaliger
Rückſprache mit dem neuen Stadtbaurat bewilligt werden.

Ueber dieſe Angelegenheit gab es eine längere Geſchäftsord-
nungsdebatte, da der Herr Föhring, der den Vorſitz führte, an
ſcheinend wieder ſeinen Unglücksrabentag hatte. Schließlich
nach ſo und ſo vielen Geſchäftsordnungsreden und Vorſchlägen
hatte man doch allgemein begriffen, was los war, und ſo
wurden dann die 693 000 Mark für die techniſchen Einrichtungen
nach dem Vorſchlage des Bauausſchuſſes bewilligt und der Be
trag für die Baulichkeiten vorläufig abgelehnt.

Es folgte eine Reihe von Rechnungsprüfungen, die nach dem
Vorſchlag des Ausſchuſſes als erledigt gelten ſollten. Bei der
Vorlage der Waſſerwerksrechnungen gab es eine kleine Debatte.

Stadtv. Em mer fragte an, ob dem Rechnungsausſchuß aus
den Rechnungen bekannt ſei, daß bei Waſſerrohrbrüchen die
Preisermäßigung für das dabei verloren gegangene Waſſer
verſchieden eingerichtet würden Es heiße, daß „beſſere“ Bürger
dabei günſtiger weg kämen.

Bürgermeiſter v. Holly und Stadtbaurat Lammers
antworteten darauf, daß bei ſolchen Brüchen nur unterſucht
werde, ob ein Verſchulden der Hausbeſitzer vorliege. Danach
richte ſich dann die Preisermäßigung. Die Rechnungsprüfungen
wurden dann genehmigt.

Als dringende Vorlage wurde die Verpachtung der als
Friedhofsgelände angekauften Aecker an der Deſſauer Straße
eingebracht. Die Aecker ſollen für 30 Mark pro Morgen bis
zum 1. Oktober 1912 an einen Landwirt verpachtet werden.

Stadtv. Em mer fragte dabei an, wie lange denn noch mit
dem Ausbau des Friedhofs gewartet werden ſolle, wenn man
jetzt noch erſt die Aecker verpachten wolle. Der Trothaer Fried
hof ſei nahezu völlig belegt; es werde alſo bald ein Notſtand
eintreten.

Stadtrat Richter teilte mit, daß zunächſt der Kanal gelegt
ſein müſſe, um durch Drainage mit der Entwäſſerung des
Ackers beginnen zu können. Und dieſe Vorarbeiten ſeien vor
dem Oktober keinesfalls erledigt. Der Verpachtung wurde
nunmehr zugeſtimmt.

Eine zweiſtündige Debatte erregte nun die Gemüter wegen
der Vergebung des Baues des neuen Sparkaſſengebäudes. Zum
Zwecke der Errichtung eines Gebäudes für die Sparkaſſe ſind die
Grundſtücke Rathausſtraße Nr. 5 und Kleine Steinſtraße Nr. 8
aus Mitteln der Sparkaſſe angekauft worden. Von den einge-
lieferten Skizzen wurde der Entwurf des Berliner Architekten
Jertz vorgezogen. Eine weitere Bearbeitung dieſes Entwurfes
und die Bauausführung wurde deſſen Chef, dem Regie-
rungs Baumeiſter a. D. Hans Jeſſen in Berlin übertragen. Der
Sparkaſſenvorſtand hielt es nach Beſichtigung verſchiedener
moderner Sparkaſſenbauten für richtiger, die weitere Be
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arbeitung der Skizzen und die Bauleitung nicht dem Hoch
baugmt, ſondern wieder einem Privatarchitekten zu über
tragen. Der Bauausſchuß hat bekanntlich den gegenteiligen
Standpunkt eingenommen. Die Baukoſten an ſich betragen
nur 500 000 Mk. Dazu treten noch die Honorar- und Neben-
koſten mit 40 000 Mk., die Koſten für innere Einrichtung einſchl.
Treſoreinrichtungen für Konten- und Safestreſore mit 62 000
Mark, insgeſamt alſo rund 602 000 Mk. ausſchließlich Koſten
für Straßenregulierung. Zur Abrundung dieſer Summe ſind
vom Magiſtrat noch 3000 Mk. hinzugeſetzt, ſo daß mit einer An-
ſchlagsſumme von 605 000 Mk. zu rechnen iſt.

Die Debatte über dieſe Angelegenheit war eine ſehr ausge-
dehnte. Doch brachte ſie fortgeſetzt Wiederholungen. Wir
bringen deshalb nur die Rede unſeres Sprechers etwas aus-
führlicher.

Stadtv. Em mer führte aus, daß der Sparkaſſenvorſtand
wohl mit Rückſicht auf die Entlaſſung des Stadtbaurats
Zachariä nicht das ſtädtiſche Hochbauamt für die Vorberei-
tung des Sparkaſſenbaues herangezogen. Auch bei dem Gas
werk, für das heute eine große Summe gefordert wurde, ſei die
Vorlage einem Privatarchitekten zur Vorbereitung übergeben.
Andererſeits habe aber gerade für die Sparkaſſenbanlichkeiten
auch ein tüchtiger ſtädtiſcher Beamter des Baugmtes, der Stadt-
baumeiſter Quambuſch ein durchaus brauchbares, zur
näheren Prüfung herangezogenes Projekt zum Wettbewerb ein
gereicht. Es ſcheine aber, daß der Vorſtand der Sparkaſſe ſchon
aus eigener Machtvollköſſmenheit allerlei Verpflichtungen mit
dem Berliner Preisträge zund ſeinem Chef Jefſen wegen
der Bauausführung ein nungen ſei; dann erſt verſtehe man
es, daß der Stadtrat ſo r fü r die Erfüllung der Verpflich-
tungen eingetreten ſei. Er, Redner, meine, dieſe Verpflich-
tungen ſeien doch leicht zu löſen, indem man den Herrn Jeſſen-
Berlin für ſeine Arbeiten die Architektengebühren bezahlt. Man
ſolle aber nicht dem neuen Stadtbaurat gleich die Ar-
beitsfreudigkeit nehmen, indem man ihm dieſen Bau entzgzieht.
Auf einige Wochen Verzögerung komme es doch nicht an. Die
alten Sparkaſſenbureauräume könnte man ſchließlich doch ſehr
wohl noch ein Vierteljahr weiter benutzen. Der Bauausſchuß

ſchon durch ſeine Prüfung des Entwurfes die Koſten
weſentlich herabgedrückt, und das würde auch noch weiter mög
lich ſein, wenn das ſtädtiſche Bauamt den Bau ausfithre. Als
Sparkaſſengebäude brauche man kein Prunkgebäude, ſondern
nur ein modernes ſchlichtes Haus, das die Sparer nicht abſtoße.
Der jetzige ſtellvertretende Leiter des Bauamtes Herr Quam-
buſch und der neue Baurat Joſt würden den Bau würdig durch-
führen können. Man raube ihnen nicht die Arbeitsluſt, ſondern
beſchließe, den Bau dem Bauamt zu übertragen.

Jn der Debatte ſprachen die Stadtvv. Kallmehyer,
Föhring und Kober neben dem Stadtrat Tepelmann
für Ueberlaſſung des Baues an den Berliner Architekten Jeſſen.
Die Stadtvv. Kühme, Höſchel, Neſſe, Meyer und
Herz au ſprachen ſich dafür aus, daß dem ſtädtiſchen Bauamt
die Bauausführung übertragen werde, weil die Stadt genügend
tüchtige Kräfte habe und man die 22 000 Mk. Architektengehalt
nicht nach Berlin zu werfen brauche. Vor der Abſtimmung'
produgzierte ſich Herr Föhring als Vorſteher wieder in der rühm
lichft bekannten Weiſe. Es lagen ein paar Nebenanträge vor,
und da geht's beim Herrn Föhring nicht anders als mit einer
roßen nungsdebatte. Schließlich klappte es nach

und Würgen doch und der Antrag des Bauausſchuſſes
wurde angenommen, während ſämtliche Anträge des Magiſtrats
und ſeiner Freunde glatt unter den Tiſch fielen. Die Stadt
väter haben einmal Herr Rive war nämlich nicht da er
freulich viel Courage für ihre gute Ueberzeugung aufgebracht.

Jn der geſchloſſenen Sitzung beſchäftigte ſich das Kollegium
mit der Gehaltsregulierung des zum hieſigen Stadtbaurat ge-
wählten Herrn Bauinſpektors Jo ſt. Es wurde beſchloſſen, dem
neuen Stadtbaurat die im heſſiſchen Staatsdienſt in etats-
p Beamtenſtellung verbrachte Dienſtzeit, ſeit dem
1. Februar 1904, in Anrechnung zu bringen und demzufolge
demſelben vom Antritt ſeines Amtes als Stadtbaurat an bis
zum 31. Januar 1913 ein Gehalt von 9000 Mark und von dem
darauffolgenden Monat ab ein ſolches von 9500 Mark zu ge
währen. Ferner ſollen die Umzugskoſten zurückerſtattet werden.

Mit einem jährlichen Ruhegeheklt von 3012 Mark wurde
der Magiſtratsſekretär Franz Hagen penſioniert. Zum
Oberſekretär ernannte die Verſammlung den bisherigen Sekre
tär Otto Robitzſch. Die Lehrer Emil Förſter und
Guſtav St rech erhielten definitive Anſtellung an der kauf-
männiſchen Fortbildungsſchule.

Der Annahme von zwei Legaten im Betrage von 300 und
600 Mark ſtimmte die Verſammlung gleichfalls zu. Es ſollen
eine auf dem Nordfriedhofe und zwei auf dem Stadtgottes
acker belegene Erbbegräbnisſtellen vom Ableben der Antrag
ſtellerinnen ab vierzig Jahre lang reſp. auf die Dauer dev
Verleihung gärtneriſch gepflegt und baulich in gutem und
ordnungsmäßigem Zuſtande erhalten werden. Dem Magi-
ſtratsantrage, gegen den Magiſtratsboten Bommert als
bald das Zwangs-Penſionierungsverfahren einzuleiten, trat
das Kollegium bei. Zum Schluß wurden noch folgende
Armenpfleger reſp. Armenbezirksvorſteher gewählt: als ſtell
vertretender Bezirksvorſteher der Sparkaſſenleiter und bis-
heriger Armenpfleger Biehle; als Armenpfleger die Herren
Bauunternehmer Karl Lange, Gr. Brunnenſtraße 63, Ren-
tier Albert Neupert, Angerweg 2, und Molkereidirektovy
Muth, Glauchaerſtraße 16.

Unſere Märzfeier.
Wie alljährlich, ſo veranſtaltete auch am geſtrigen Abend die

Parteileitung zu Ehren der 1848 er Märzgefallenen im großen
Saale des Volksparkes eine würdige Feier. Vor vielen, vielen
Jahren hatten ſich auch in Halle Reſte von wirklich liberalen
Leuten ab und zu am 18. März in kleinen Zirkeln zum Andenken
der Märzkämpfer zuſammengefunden. Die Zeit iſt vorbei; die
Sozialdemokratie iſt die einzige Trägerin des Märzgedankens ge
blieben. Wir ſind ſtolz darauf und werden auch künftig eingedenk
handeln der Vorkämpfer, die in den Märztagen für die Freiheit
ihr Blut ließen. Mehr denn je iſt es gerade heute angebracht,
gewiſſen Leuten, die im Cäſarenwahnſinn gegen das die Feſſeln
abſtreifende Volk vorgehen möchten, die Worte entgegenzurufen:
„Nehmt euch vor des Märzen Jdeen in acht!“ Allerdings möchten
wir nicht verſchweigen daß die Veranſtaltung hätte bedeutend
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Parker veſucht ſein miſſſen. Der ArbeiterSängerchor leitete die
Feier mit einem ſtimmungsvollen Liede ein. Dann nahm der
Referent, Genoſſe WittigLeipzig, zu ſeinem Thema: „März-
erinnerungen das Wort.

Jn ſeinem ausgezeichneten Vortrage wies unſer Genoſſe auf die
Worte des Dichters Hoffmann v. Fallersleben hin „Freiheit oder
Gewalt, eine verliert den Kopf.“ Jener Märzkämpfer kannte die
damalige Zeit, die ſich am 18. März 1871 in Paris wiederum
zeigte und ſich bis auf die heutige Zeit fortgepflanzt hat. Heute
können wir ſagen, Freiheit und Sozialismus, oder Gewält und
Kapitalismus, eine verliert den Kopf. Die Söhne mancher damaliger
Märzkämpfer ſind anderen Sinnes geworden und erklären die da-
maligen Freiheitskämpfe als Jugendtorheiten. Das klaſſenbewußte
Proletariat zeigt ſich aber als würdige Vertreterin der März-
gedanken. Blicke man hin in das Ruhrgebiet, wo jetzt die Berg-
arbeiter für ihre Freiheit kämpfen. Und wie wütet der Kapitalis-
mus dort mit ſeiner Dreieinigkeit: „Kanonen, Soldaten und Gen-
darmen“ gegen die in Not und Elend lebenden und von allen
Seiten bedrängten Proletarier Mögen ſie ruhig wüten! Nach
allen den Kampfesſchwingungen, die ſich in der' letzten Zeit ge-
zeigt haben, dürfte der Zeitpunkt der Befreiung nicht mehr allzu-
weit entfernt ſein. Das merken die dunklen Mächte des Kapitalis-
mus. Blicken wir. zurück auf unſeren Siegeslauf im Jannar.
Gerade das Jahr 1848 gab die Grundlage für unſer Wahlrecht.
Und was das Proletariat einmal beſitzt, das wird es nicht an-
taſten laſſen, trotz allem Geſchreies von Herrenhäuslern uſw.
Auch bei den großen Kämpfen um die wirtſchaftliche Macht wird
das Proletariat ſeinen Mann ſtehen. Das Koalitionsrecht wird
weiter ausgebaut werden müſſen, und wenn noch ſoviel Verräter
im Dunkeln wühlen. Gewiß möchte man das freie Volk gern auf
die Straße locken, allerdings nicht als freie Bürger, ſondern als
Zielobjekte. Man ſollte aber doch bedenken, daß man ſich auf
Bajonette nicht ſtützen kann. Die Weltgeſchichte geht trotz alle-
dem ihren Gang. Das haben die Zuckungen im Jahre 1789 in
Frankreich dargetan, die ſich im fernen China wiederholten. Das
heutige Proletariat kämpft nicht mit dem Rüſtzeug der Barbaren,
ſondern mit den Waffen der Aufklärung. Das Licht des Himmels
läßt ſich nicht verhängen. Sorge man dafür, daß unſere Vor-
kämpfer nicht umſonſt ins Grab geſunken ſind. Das Proletariat
wird ſtets gerüſtet und kampfbereit ſtehen. (Lebhafter Beifall.)

Genoſſe S nar verſchönte die Feier durch ſchwungvoll vorge-
tragene Rezitationen aus der Sturm- und Kampfperiode; der
Arbeiterſängerchor brachte noch weitere klangvolle Lieder zu Ge-
hör. Die Teilnehmer der Feier ſpendeten allen Darbietungen
wohlverdienten Beifall. Mit dem Verlauf der würdigen Feier
darf die Halleſche Arbeiterſchaft ſehr befriedigt ſein. 20.3.

Zum Streik der Schneider.
Ueber den Stand der Lohnbewegung und über den Erfolg der

Ausſperrung im Reiche ſowie in Halle, wurde geſtern abend in
einer ſtark beſuchten öffentlichen Schneider- Verſammlung Be-
richt erſtattet. Jn allen in der Bewegung ſtehenden Städten
zeigt ſich dasſelbe Bild. Die nicht im „Adav“ ſtehenden Ge-
ſchäfte erkannten die gerechten Forderungen der Gehilfen glatt
an und machen dabei die beſten Geſchäfte, während die im
„Adav“ ſtehenden Unternehmer der Klage kein Ende wiſſen
und die Behauptung ausſtreuen, die Schneider und ſie ſelbſt
müſſen zugrunde gehen, wenn ſie unſere Forderungen bewilli-
gen. Die Sache liegt jedoch ganz anders. Seitens des „Adav“c lediglich eine Machtprobe vor, der es gilt, unſere ganze
Kraft entgegenzuwerfen. Die Herren werden aber am Schluſſe
des Kampfes ſehen, daß ſie fich getäuſcht haben. Sie werden
inſofern die Rechnung doppelt bezahlen müſſen, daß ſie nicht
nur den materiellen Schaden, der ihnen jetzt erwächſt, haben,
es wird ihnen auch ein Teil der Kundſchaft und ein Teil ihrer
beſten Arbeitskräfte verloren gegangen ſein. Jn allen Streik-
orten ſtehen unſere Kollegen feſt. Keiner von den Streikenden

wird zum Streikbrecher. Auch in Halle iſt die Situation
äußerſt günſtig. Ein großer Teil der Streikenden hat außer-
halb und in den bewilligten Geſchäften Arbeit angenommen.
Die Ausſperrung, die am 9. März im ganzen Reiche erfolgen
ſollte, hat kläglich abgeſchnitten. Anſtatt 30 000 bis 40 000
Schneider, die „vernichtet“ werden ſollten, iſt es die knappe
Hälfte geworden. Die Herren ſind der Parole nicht gefolgt.
Sie ſollten ab 9. März ihre Betriebe „ſchließen“. Dieſem Rufe
ſcheint kein einziger Arbeit geber“ gefolgt zu ſein. Andere
Ortsgruppen des „Adav“ wollen ſich das Geſchäft nicht ver-
derben und haben gar nicht ausgeſperrt. Jn Halle ſind die
Herren froh, daß ſich noch einige nützliche Elemente“ ge-
funden haben, die als Verräter zu ihrem eigenen Schaden
ihren Kollegen in den Rücken fallen und das ehrenwerte Ge-
werbe des Arbeitswilligen treiben. „Jn Halle iſt geſtern zu den
bewilligten Geſchäften neu hinzugekommen Reinhold Schu-
mann, Alte Promenade, und W. Hackel, Talamtſtraße.

D

Der Streik in der Holzhandlung von Deparade
dauert an. Auf erneutes Vorſtelligwerden äußerte ſich ein
Teilhaber der Firma wie folgt: „Wenn uns die Geſchichte auch
ein paar tauſend Mark Schaden bringt, wir halten es aus und
wir ſind Herr im Hauſe.“ Die Streikenden ſind ihrerſeits
derſelben Anſicht, daß ſie es auch aushalten und zwar ſo lange,
bis die Herren Deparade ihren Herrenſtandpunkt aufgeben.
Jm übrigen iſt die Firma ſtark in Nöten, denn es wollen ſich
immer noch nicht die ſo notwendigen Arbeitskräfte finden. Die
fünf Arbeitswilligen, die zurzeit der Firma zur Verfügung
ſtehen, ſind keineswegs imſtande, die angehäufte Arbeit zu be-
wältigen. Zu den Arbeitswilligen zählt wiederum ein Herr
M. Juſt, Mühlberg wohnhaft, der ſich, wie es ſcheint, die
Aufgabe geſtellt hat, notoriſch Streiks zu brechen. Die andern
der Rausreißer ſind ein Herr Müller mit ſeinem Schlafgänger
aus Pulverweiden 1, ein Herr Breithach aus Diemitz und ein
Arbeiter aus Eisleben. Letzterer hat ſich der Firma als Ge-
ſchirrführer zur Verfügung geſtellt. Wir erſuchen die Ar-
beiterſchaft nach wie vor, jede Arbeit, die die beſtreikte Firma
liefert und liefern läßt, als Streikarbeit zu betrachten
und demgemäß einzuſchätzen.

Deutſcher Transportarbeiter-Verband.

Sie teilen ſich in die Hiebe!
Es ſoll nicht wahr ſein, daß der Generalanzeiger die Zuſchrift

über die ſtädtiſchen Arbeiterlöhne, die er erſt am Mittwoch ab-
druckte, ſchon mehrere Tage früher erhalten haben ſoll. Der
Generalanzeiger hat ſich das, was nach den uns vorher gewordenen
Mitteilungen ganz ſonderbar erſcheint, vom Hirſch-Dunckerſchen
Gewerkverein der Gemeindearbeiter beſtätigen laſſen. Es heißt
in dem Bericht des Vereins: „Ausdrücklich wurde anerkannt, daß
das erwähnte Eingeſandt vom Generalanzeiger, dem es am Mitt-
woch zugegangen rechtzeitig veröffentlicht worden und daß daher
der vom „Volksblatt“ erhobene Vorwurf einer „Verſchleppung“
durchaus hinfällig iſt.“

Wenn dem ſo iſt, dann teilen ſich die Hirſch-Dunckerſchen mit
dem Annoncenblatt in die Schuld. Die Einſendung des Materials
gegen die Beſchlüſſe des Etatsausſchuſſes erſt nach der entſcheiden-
den Stadtverordnetenſitzung, das iſt ein ſo unglaubliches Schild-
bürgerſtücklein, das man es ſelbſt den Hirſchen nicht zutrauen
ſollte. Nachdem die Forderungen abgewürgt ſind, erſt mit dem
durchſchlagenden Material zu kommen, das ſind uns nette Arbeiter
vertreter. Der Generalanzeiger weiß auch, was er von dieſen
Leuten zu halten hat. Er bringt das Eingefandt hinten auf der
Eſelswieſe. Jm redaktionellen Teil werden eben keine Arbeiter-
forderungen unterſtützt, ſondern bekämpft, wie die verſchiedenen
Streiknotizen zeigen. Das arbeiterfeindliche Streikbrecherannoncn-
blatt und die ſchildbürgerlichen Hirſche, ſie ſind einander in der
Arbeiter vertretung“ würdig.

Die Möbelränmer und -Packer werden, laut Jnſerat in hen
tiger Nummer, erfucht, ſich Donnerstag abend zur Entgegennahme
der Antworten auf ihre eingereichten Forderungen bei Streicher
einzufinden. Es wird notwendig ſein, daß alle der Einladung
Folge leiſten.

Die Mitglieder der Gemeinſchaftlichen Ortskrankenkafſe ſeien
auf die im Jnſeratenteil der heutigen Nummer enthaltene Bekannt-
machung ganz beſonders aufmerkſam gemacht. Es handelt ſich
um die Beſchlüſſe betr. Satzungsänderung und die Berechtigung
zur Aufnahme in einer Walderholungsſtätte.

Urkundenfälſchung eines Zugführers.
fälſchung hatte das Landgericht Halle am 22. Juni v. J. die Eiſen
bahnſchaffner Hermann Meinhardt und Emil Füchſel zu je
drei Tagen Gefängnis verurteilt. Auf die Reviſion der An-
geklagten hin hatte das Reichsgericht am 2. November v. J. das
Urteil aufgehoben und die Sache an die Vorinſtanz zurückver-
wieſen. Das Landgericht hat jedoch in der erneuten Verhandlung
vom 16. Dezember v. J. gleichfalls die Angeklagten zu je drei
Tagen Gefängnis verurteilt. Beide beſitzen das Zeugnis für
Zugführerdienſt und waren der Güterſtation Halle unter Leitung
des Vorſtehers Werder überwieſen. Sie erhielten außer ihrem
feſten Gehalt für Zugbegleitungen ſowie für die Zeit, die ſie ſich
zum Reſervedienſt auf der Station zur Verfügung halten mußten,
Nebenbez ge von 3940 Mk. monatlich. Dieſe wurden berechnet
auf Grund von Eintragungen in das Dienſtbuch eines jeden Be
amten. Dieſe Eintragungen unterlagen der Prüfung und Zeich-
nung durch den betreffenden Vorſteher. Die beiden Angeklagten
nun, die nur ſelten zum Fahrdienſt herangezogen worden waren,
ſollen ſich dadurch der Urkundenfälſchung ſchuldig gemacht haben,
daß ſie in ihren Büchern Eintragungen mit dem Namen der Vor
geſetzten unterzeichneten und dann die Bücher einreichten. Auch
gegen das erneute Urteil des Landgerichts hatten die Angeklagten
er o eingelegt. Das Reichsgericht verwarf jedoch beide Revi-
ionen.

Stadttheater. Mittwoch nachmittag 3 Uhr zum letzten Male,
und zwar als Schülervorſtellung bei kleinen Preiſen: Kriemhilds
Rache (3. Teil der Hebbelſchen Nibelungen). Abends 7 Uhr
Der König von Samarkand. Herr General-Muſikdirektor Mikorey
wird an dieſem Abend ſein Werk perſönlich leiten. Donnerstag
zum letzten Male: Ein Wintermärchen. Schülerkarten ſind an
der Tages- und Abendkaſſe zu erhalten. Sonnabend, erſtes Gaſt
ſpiel des kgl. Kammerſängers Wilhelm Herold von der Hofoper
in Kopenhagen. Kammerſänger Herold ſingt am Sonnabend den
Turiddu in Cavyalleria rusticana und den Canio im Bajazzo; am
Dienstag, den 26. März, den Pedro in Tiefland.

Ein verdächtiger Fahrradhandel. Feſtgenommen wurde hier
wegen gewerbsmäßiger Hehlerei der angebliche Landwirt Franz
Thiel. Er logierte im Gaſthaus Stadt Bremen, hielt ſich aber
auch im Reſtaurant des Hotels du Nord, am Riebeckplatz, auf und
erließ in den hieſigen Zeitungen Annoncen dahin lautend, daß
auf den genannten beiden Stellen gebrauchte Fahrräder billig zu
verkaufen wären. Der Abſatz ſcheint ein guter geweſen zu ſein.Da ſich aber unter den verkauften Fahrrädern viele Jeſtohlene

befinden dürften, ſo werden alle Perſonen, die Fahrräder von
Thiel gekauft haben, auch der Arbeiter Jgnaz oder Joſeph
Jackſchinski, der ein Fahrrad mit der Nummer 416 714 von
dem Fahrradhändler Lohrengel, Gr. Klausſtraße 32, gekauft
hat (der es von Thiel erworben hatte), erſucht, ſich im Polizei
gebäude, Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 37, perſönlich oder ſchrift
lich zu melden.

Kindesmord. Am 15. d. M. wurde in der Saale, nahe der
Kröllwitzer Brücke, die Leiche eines neugeborenen kräftigen Kindes
männlichen Geſchlechts von Paſſanten gefunden. che wer
unter anderm in ein Hemd, gezeichnet E. S.,, w

ſich um die Bluttat einer Frauensperſon, ihr eigenes
ind umgebracht hat. Perſonen, welche zur Ermittlung der

Kindesmörderin irgerdwelche Angaben machen können, wollen ſichſchriftlich oder mündlich nach Vimmer 21 der Kriminalpolizei,

Dreyhauptſtraße 6, wenden.

Von der Straße. Die aus einer größeren Menge Eiſen be
ſtehende Ladung eines Wagens fiel geſtern auf dem Ranniſchen
platze herab und verurſachte eine Verkehrsſtörung von 15 Minuten.

Einem Radfahrer, der heute vormittag aus der h s
in die Merſeburgerſtraße einbiegen wollte und im ſchnellen Tempo

Wegen Urkunden-

kinderwäsche

GWichtigelesen

Das selbsttätige
Maschmittel.
Unentbehrlich für jeden kinderreichem

Haushalt. Vereinlacht und erleichtert
das tägliche Waschen der Säuglings-

wäsche, macht sie

S geruchfrei
und schneeweiß, selbst wenn vorher stark

vergilbt. Bestes Desinſektionsmittel bei.
Krankheiten.

Erprobt u. gelobt!
Nur in Originalpaketen, niemals lose.
HENKEL 4 CO., DOSSELDORGP.

Alleinige Fabrikanten auch der allbeliebten

G v r n M h. Jer I 9 l T 5 c5 4 l 52 eg. 9e v e eVerkaufsstellen durch Plakate Kenntlieh!

Glauchaer Zallisäle.
Lerohenfeldstrasse- Lerchenfeldstrasse.

Donnerstag den 21. März:

Schlachtefest.
Abends im grossen Saal:

Grosser MausballI. e

Lungenleiclen

Sthma,
Herr Hanptlehrer Hoppe in Ditters-

bach schreibt am 4. Januar 1910:
„Seit 17 Jahren litt meine Frau an e

Luftröhrenkatarrh, daß man glaubte, es
gehe zu Enäe. Alle ähnlich Leidenden
werden ja wissen, was das für Tage und
besonders für Nächte sind.

Mit gutem Gewissen kann ich bestü-
tigen, daß meine Frau vollstäündig, und
2 war auf billige, einfache und wenig zeit-
raubende Weise ihre Gesundheit wieder
erlangt hat. Wir sagen Ihnen unseren
verbindlichston Dank für Ihre Mühe-
waltung u. werden Sie bestens empfehblen.“

Herr A. Lichmerowiez in Berlin schreibt
am 12. August 1910:

„Bestäütige Ihnen hierdurch, daß ich
durch Ihre Vorschriften von meinem V

h I10jäbrigen Asthmaleiden vollständig ge- c
e beilt bin und seit Herbst 1900 keinen

h Räckfall hatto,“
Derartige Resultato werden tüglich

aus allen Gesellschaftskreisen gemeldet
Leiden Sie an Husten, Atemnot, Aus-

wurf zähen Schleimes, Stechen auf Brust,
j und Rücken, Druck in den Schulter-
blättern, Nachtschweiß, öfter kalten Hän--
den und Füben, Blutspucken, pleifenden n
und schnurrenden Geräuschen in der
Brust, oft heftigem unregelmätigen Her
schlag verbunden mit starkem Angst- l
gefübl, mangelhaftem Schlaf, schlechter
Vordauung ete. etc., so verlangen Sie
sofort meine neueste, mit Vorwort
eines als Kreisphysikus geprüften Arztesversehene Broschüre. Sis wird Ihnen

vollständig gratis
gegen Einsendung des Portos zuge-
sundt von Kurdirektor Wackwitz in
Kötzschenbroda I. Sa. Nr. 44.

e
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J z1 V 2 4ääk m u ſ. u J WI nun l n rUm zahlreichen Beſuch bitten Fr. Sachse u. Frau.

C. F. Ritter, r

CeDeinschaff. ſtoranbentavge n Halea.9.

Wir bringen hiermit zur Kenntnis, daß die in den GeneralVerr der Gemeinſchaftlichen Orts rankenkaſſe beſchloſſenen
Nachträge vom Bezirksausſchuß genehmigt worden ſind.

Nachtrag XIII.
8 30.

Die wöchentlichen Kaſſenbeiträge betragen für ordentliche Mit
glieder in der

Klaſſe II 40 Pfennig,
Klaſſe IIla 54 Pefennig,
Klaſſe IIId. 67!2 Pfennig,
Klaſſe IVa 81 Pfennig,Klaſſe IVo
Klaſſe Va
Klaſſe v 121/2 Pfennig,
Klaſſe Vo 135 Pfennig

Die bei der Berechnung ſich etwa ergebenden Bruchpfennige
werden wenn ſie oder mehr betragen voll r

Vorſtehende Aenderung tritt mit dem I. April 1912 in Kraft,
RNachtrag XIV.

s 204 Abſatz b:
„Die Angehörigen Fürſorge wird nur auf Antrag und währendder Dauer er Wieſe gewährt. f t ad

Nachtrag XV.
S 13 Abſatz 6, und 8 204a Abſatz 3:

„Neben dieſen Leiſtungen kann auf prgg des Kaſſen Arztes
und mit Zuſtimmung des Vorſtandes auch Aufenthalt ſowie Be
köſtigung in einer Walderholungsſtätte gewährt werden.“

Halle a. S., am 18. März 1912.
Der Vorstand:

94*/2 Pfennig,
108 Pfennig,

P. Nöbins, Vorſitzender.

h

ff. Fabrikate, von 60 Mark an.
unſch günſtige Teilzahlung

bei kleiner Anzahlung.

Reparaturen sehneli und viniig.
Karl Möller, Vrüderſtruße 9a,

Vogelbauer
verzinnt und Messivg,
grosse Auswahl, bei

yſteme
Auf W

larl bonch,

und Leipzigerſtraße 61/62.

Kartokkelucke
in kleinen und gr Parzellen

Nur 15 Mk.
Ober u. Unterbett, Kiſſen zu
verk. Geiststrasse 21, 2 Tr.

Br. K. Kasten wagon billig wird ve
zu verk. Georgſtraße 14, III Aichard Wacker, o pt. r.
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H. Sohulze,
Ballin jr., Leipzigerſtr. 63; 0. Ballin

i

um die Ecke fuhr, lief

Straßenſperrung.

Fahr und Reitverkehr geſperrt.

ein 5 Jahr altes Mädchen direkt ins Radund wurde zur See geſchleudert.

am Kopfe erlitten; der Radfahrer iſt nnerkannt entkom
Behufs Pflaſterudie Artillerieſtraße vom 20. d. Mts. ab b a

Das Kind hatte Verletzungen
men.

Reſtſtrecke wird
weiteres für den

Döllnig. Die Gemeinderatswahl findet am Montag,
den 25. März, nachmittags 2 Uhr ſtatt.

Lettin. Gemeinderatsſi
8 Uhr, findet im Hüblerſchen
ſtatt.
träge zur Veſchlußfaſſung vor: 1.
betr.
Veichenfrou, 3.
zwecken,

'an dem A6. Boranſchiag für das

Löbejün.
weſend waren außer den
liedern der Re

Fuhrmanneiner Bürger meiſterwohnung

Dazu hatte 1
men laſſen.
blättchen und dem

Es liegen folgende für unſere Gemeinde ſo wichtige An

Schullaſtenbeitrag für das Jahr 1911,Armenſache, 4. Mieten einer Wohnung zu Armen-
5. n trag des Landrats zwecks Teilnahme eines Lehrers
Ausbildungskurins der ländlichen Fortbildungsſchulen,

Rechnungsjahr 1912.
Stadtverordetenſitzung vom 14. März. An

Stadtverordneten und Magiſtratsmit-zierungsrat Knodlauch und der T Aſſeſſor
Es ſollte zum dritten Male über die

deraten
nan ſich die beiden Herren als Unterſtützung kom-
Trotzdem die Sitzung als ſolche im hieſigen Lokal-

Stadtverordneten durch Zirkular bekannt

ung. Am Mittwoch, abends
aſthaus die Gemeinderatsſitzung

Antrag der Gemeinde Schiepzig
Anſtellun einer

eſchaffung
und beſchloſſen werden.

gegeben war, verſuchte der Staviverordnetenvorſteher Nord
mann aus der Se V „Beſprechung“ zu machen, mußte
aber auf den Ein r unſerer a r davon Abſtand
nehmen. Nachdem die in der öffen e nefaßte und dem e u i e verſellt unſer 7 er die Vor e xMagiſtrats wegen mine eiſterwohnung zur
Tagesordnung Obwohl die Stadtverordneten
Buſch und Nordmann immer noch etwas zu retten ſuchten,
wurde der Antrag Röber und Gen. mit 8 gegen 8 Stimmen
angenommen. Hoffentlich iſt die ganze Angelegenheit nun
für immer erledigt. Hierauf nahm der Regierungsrat ein
Verzeichnis der in Betracht kommenden Wohnungen auf, umſie in Gemeinſchaft mit Herrn Beling einer Veſichtigung zu

unterziehen.
Zöberitz. Der erſte Hecht. Bei der am Montag ſtatt

gefundenen Gemeindevertreterwahl ſiegten wir zum erſten mal
in der dritten Abteilung. Gewählt wurde der Genoſſe Müller
auf ſechs Jahre und als Erſatzmann der Genoſſe Liversky. Die
Gegner erhielten 29 Stimmen. Es war auch hier wieder die be-
trübende Tatſache zu verzeichnen, daß einzelne Genoſſen nicht
wählen konnten, da ſie ſich bei Auslage der Wählerliſten nicht
vergewiſſert haben, ob ihr Name auch in derſelben enthalten ſei.
Darum ſeht in Zukunft rechtzeitig die Liſten ein.

Spreochſtunde der Redaktion von e bis 341 Uhr.

M de u des s S
h t e

h--n»mm»JBW—----—S Wert Wittwoch
Schlachtehl t8 Uhr emit Sauerkohl, abends

Frü
diverſe Wurſiwaren.

F. Rallas, Beeſenerſtraße 1.

Arbeitsmarkt
Volin- u. klavter- Unterricht

erteilen

Kern,
Eichendorffſtr. 28,

T erie 49.

Bei 55 bis 60 Pf. Stunden
lohn wird ſofort bei dauernder
Beſchäftigung ein

tüchtig. Fapezierer

der flott, ſelbſtändig und gutarbeiten 'kann, eingeſtellt.

N. Fuchs,
Große Ulrichſtraße 58.

2Vech- u. Kesselschmiede-lehr-

x In bei hoher Vergütung ge-2 e ſucht. Gustav Kamprath,
X Aeußere Delitzſcherſtraße 26.

Wir ſuchen zum ſofortigen Ein
tritt tüchtigen, energiſchen

einigung rharnppe ha

Dienstag den 26. März abends
präcis 9 Uhr in der Aktien-

Dessauerstr. 1:

öffentlieherihn Abend
Thema

EIIIIIIIIErellgiöen führer zeiner Zeft.

Freie Diskuasion.
Religions- und Kirchengegner

sind besonders eingeladen.

Aufgeſprungene, riſſtge

rote Rände
d Arme, rauhe Haut beſeitigt überNacht Zuekooh Oreme (nicht
fettend), Tube 20,50, 75 Pf. 2c. DazuZnoko on Seite wundervoll für
reinen, zarten Teint, Stück 50 Pf.
bei Apotheker W. Hoeter, Geift
ſtr. 59/60; II. Stitz Neht., Gr. Stein-
ſtr. 33; B. Berthold, Gr. Steinſtr. 48;

Bernburgerſtr. 32;

sen., Leipzigerſtr. 91; Sohwanen-
drogerie, Leipzigerſtr. Helmhboldt

00., Leipzigerſtr. 104; Max Rädber,
eſtr. 2; V. A. Vatz, Gr. Ul

richſtr. 55; Waltsgott Neohti, Gr.
Ulrichſtr. 30: H. Pfahl, Ldw. Wuche-
rerſtr. 75; M. Ott. Steinweg 26; Gg.
Niedermann, Poſtſtr. 1; Fr. Patsehke,
Geiſtſtr. 34 u. Bonnhofs -Apotheke,
Delitzſcherſtr. 3.

i 151 tet n

kleiclet ſen

Antwort hierauf gibt Ihnen das
soeben erschienene RlIank'“s
Moden-Album für Frühjahr-
Sommer 1912 (Preis nur 60 Pf.).
Wer modern und ehie gekleidet
sein will, verwende nur die be-
rühmten Rlank's Schnitte.
Erhältlich in 4--10 Grössen bei

Ley NMuhaum,
Halle a. S.

Emnzunille-Bratp fannen
prima Qual. p sonders billig bei

C. F. Ritter, r
Alle Uhren, Schmuckſachen uſw.

repariert ſehr billig u. nur gut
Kurt Unger, Leipzigerſtraße 11,Eing.: Kl. Sandbg. Kein Laden

Ordnung ſind die Gewerbe-Unter-
nehmer verypflichtet, ihren Arbeitern
rer 18
Staate als Fortbildungsſchule an-
e

ſuchen, hierzu die erforderliche Zeit
5

dem Bemerken in Erinnerung ge-
bracht, daß
nach 8werbe-O rdiins u beſtrafen ſind.

Vorarheiter
für Eiſen ne tebgn u. Montage
(Waggon Angebote mitehe Lebenslauohnanſprüchen unter H. T. I o

an die Exped. ds. Bl. erbeten.

Juogen Haulergenllten
ſucht ſofort

Fr. Launtensehläger,Querfurt, Thaldorf 53.

Behanntmachung.
Nach S 120 der ReichsGewerbe-

Jahren, welche eine von
der Gemeindebehörde oder vom

rkannte Unterrichts Anſtalt be

i heni eſe Beſtimmung wird mit

uwiderhandlungen
150, Ziffer 4 der Reichsge- Selbſtändige

all März 1912Die Goitget. Verwaltung.

tung, ferner zwei gute, rote ame alsFederbetten a 18 M. hmaſchine, kurze Zeit gebr., Filialleiter
tiſ Uhr u. Teppich, ſpott

LRovenberg, bester 21.

Eriſtenz!
Kein Laden! ein Kaplfal erforderlich

ndet ſtrebſamer Herr oder

Nur 205 Mark
moderne Wohnungseinrich-

2 Bilder, Gaskrone, Schreib
einer Verſandſtelle. Verdienſt
bis 6000 Mk. pro Jahr Jmehr. Streng reeliepaſſend für eßermann, z
viel od in Stadt oder Land

billig zu verkaufen.

wohnhaft. Geſchäft wird von
uns eingerichtet. r r.nicht n w. Auch ohne
Aufgabe erufes alsNebenerwerhbh zu betreib. Ver-
sand von Nachnahme Paketen,
(2-3 Std. tägl.) Prospekte gratis
und franko! Anfr. zu richten u.

S Mittwoch Jr htoeres t.MNaeie Böttcher,
Triſtſtraße 2

Worgen, Mittwoch
Schlachtefeſt.

Früh 8 Uhr: Wellfleiſch
S. S. 39 an Ig. eigenOtt Becker,. Kröhwitz. W Leipzig, Markt 6 pJeden MittwochShlachtefen.

Olga Wentzke, Wolfftr 2.

Konsumverein Zelgern a. le
Wir ſuchen zum 1. Juli d. J. für unſer Hauptgeſchäft Belgern,000 V Jahresumſatz, einen tüchtigen b t

Lagerhalter.
mit ca. 65

ILCDMCCG
auch Poſtengeſellen für Halle und
auswärts ſtellt ſofort ein
Hermann Knoechel, en.

vahnban UVnternehmung.
Halle a. S., Deſſauerſtraße 52.

er e r Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul ennig,zen und Vermiſchtes Karl Boch, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles Gottl.Kasparek, ſämtl. in Halle.

Ausland, Gewerkſchaſtliches.

Dr. Thompsom S
Seifenpulver

(Schutxmarke sohwan)

ist billig, bequem, sparsam,

schont clie Wasche
Würmer

n
„Wurmas-
Bahnhoſn-Apotheko a. Bahnh.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2) 18. März.
Aufgeboten: Schloſſ.

und Ludowica Kwasnyk (Merſe-
bur zrſtraße 5 und L ae 9). Arbeiter e und

ida Selle (Mittelwa Sepnmichit e 26). n
und Hedw eye (Lſtraße 171 s Bü c Ricolai
und Emma VReiße emeyſtraße 14a und Ste wen
Stellmacher Lübbe u. Margatete

n (Merſebur Watſczabege u.
ranckeſtraße 4). cher Abel

mann u. Marie Hermann (Halle
und Kern Bergmann Franke
und Anng Moſch (Rothenſchirm
bach). an entze u.
S erhauſen und isleben
Schloſſer Jauch und Legleralle und Graditz) ütienmanneyer und E. wi au (Ahls
dorſ). Ken eiter Stolze und
Judt uſt e u. eheu chter u Knöchei(Ha c Böllberg). Reſ.Loko
motivführer Je 2 E. Peters
Gehen er ielitz).Wdeismann
s a Berta Weiß (Rats
werder 1rn n Seren 8 r W tri ſtr.utzer e u 4n Arbeiter er
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ehe eging 24). aler W
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au Minna geb. Beſel, 60 Ji -Krankenhaus).

Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 3a.)
18. März
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ſtraße 5 u. Leſſingſtr. 21).
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Tochter (Röder s 4 Feuer

ann eilſtr. idte Ert S s gutuchdrucker. e eier
et eſtr 23 unmann E n 50).et Sie rohe

wardt S. (Deſſaue 0).eſtorben:Wendt geb. toſſeechan,

(L. Wu T irgbe Bauarbeiters Claus WPotw-traße 6). Fabri re Die nken
totgeb. r a ſtr, 38).

Ärbeiter Muller, (Fleiſcher
ſtraße 38).

Verband der Brauerel-
und Munlenarbelter

Zahlstelle Halle a. Saale.

et unſer
llege, deru ällerim Pau l 26 Jahren.

Ehre ſeinem Andenken!
Der Vorstand.

al arb

Merseburg.
Todes Anzei e.

tag, 17. Mo u pl unbper nach kurzer erer
ankheit meine le c

unſere liebekmiüe Tnleme u

Soziuſcemokrat. Verein

Herseburg.

Am 17. März verſtarb plötz
lich und unerwartet unſere

j treue Genoſſin

Cwille
Ehre ihrem Andenken Sie

er ern Se der HMeißen gen Wo v
Beſuch weilte. Die Beer dine a mee t

rrot Jnlett, zu chließung Der Verwalter den 18 ar.ver Bewerbungen mit Angabe der bisherigen Tätigkeit ſind bis zum Mnlerlehrli cht ch d Gertrud ren Vier tlel einekaufen Anftate 16, IIt, 1 Avril einzureichen berg ber v rorstand. Eduard Brandt, Gikiſ heit 39. örbigh und Peißker
e

Wegweiser für unsere einkanfenden Abonnenten.
S Erscheint wöehentlioh dreimal. I Unsern Lesorn bei Bedarf zur Beachtung empfohlen. W
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Erseheiat uöchenttes areimal.

und
Kranzhbinderei

ahndort, SehſſſershofMarktta ags Verkaufst. a. Roland,8 Briketta. Koblen

Rioh. Wolf. verläng. Königstrasse.
Drogen und Farben 1

M. Rädler, Rannischestr. 2.
Ein- und Verkaufs Geschäfte

Hennicke. istr. 15.

c re c c c —=„Wr—VWVJWvw—-— ——v-- LR Fahrräder und Fähmas einen Hüte aud Mütunen m Lederhandlungen h I Zahnm Techniker J
nenry Kleprig, Reilstr. 2. Friedrich Fletner, Geiststr. 38. Uerm. Sopmidt, Geiststr. 23. 0. Kästner Co., Brunoswarte 86.
Oskar Wüstneck. L. Wuchoererst. 59

[Heischerweister, Wursttabriken

F. Klostermann, Advokatenweg 27.
Franz Kunze, nold. 59.
Ang. Mangol a er
Otto Ulbricht, Bäckerstr. 1.

L Handleiterwagen- Fabriken

Theodor I ühr, Leipzigerstr. 94.

ws J h Magazine
Wuh. Müller, Brunnenstr. 58

e Sie JKartonagen

W. Sechmeil, L. Wuchererstr. 40. ar Halt Tichlermt. e d.

r 7 Photegraghieh Atcer- J
H. Elxan, Rich. Schröder,

I Sehneiderei-Bedarfagrtikel

Friedr. Hofmann,
Robert Koch, Leipzigerstr. 44.
Albert Mennieke, Gr. Steinstr. 62.
A. Sohäfer, Leipzigerstr. 92.

H. Wagner, e
A. Weiss, Kleinschmieden 6.A. Holland Za ſohstrasgs 18. J Kinderwagen J ger ar L. Hans and Küchengeräte J Theodor Iänr. Teirn r 94 F. C. Wissell, Marktplatt t. Weine und Frnohtaüfte eto.
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F. Lindenhahn, Königstr. 8. en e C. Lango sen., Kl. Ulrichstr. 26. Friedr. Denzer, Lauchstädterstr. 6.
n Weo Franz Bamme, Lindenstr. 56.

Ehr ote Inſerate verantwortſich: Ro b Druck der Halleſch. GenoſſenſchBuchdruc. (E. G. m. b. H) Verleger

W. Muder, re
Carl ung ſucht K. Steinbem,

Zioarren, Zoarellen, laleas. Gr. Klausstr.

H. Stender, Grosse Brunvenstr. 72

R J
Gärtnerei Dienel, Fernspr. 25.
Adler Drogertie, Ernst Mewes.
Sanit.-Drogerie, Inh.: Rich. Glaubig
Ammendorf Radewell

Haheschestr. 65. Hauptestr. 20.
A. Hermann, Vhrmacher.
Kaufhaus Merkur.
0. Probsthayn, Bettf.- Rein.- Anst.
W. Wünecher, Schuhwaren.
F. G. Bank, Kaufbaus, Radewell

vorm. Aug. Groß jetzt A. Jähnig San Halle a. S

r



2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 67

Deutſcher Reichstag.
29. Sitzung. Montag, den 18. März 1912, nachmittags 2 Uhr.

Die zweite Beratung des Etats des Reichsamt des Innern
wird fortgeſetzt beim Kapitel Reichsſchulkommiſſion,
wozu der Antrag Albrecht (Soz.) auf
Ausbau der Neichsſchnlkomſiſcton zu einem Reichsſchulamt

vorliegt.
Abg. Dr. Preuß (Zentr.) bekämpft den Antrag, da er eine

Verfaſſungsänderung nötig machen würde. Die Schulgeldfrei-
heit, welche die Sozialdemokratie auch für die höheren Schulen
wollen, würde zu ungeheuren neuen Steuern führen. Die
Religion darf aus der Schule nicht verbannt werden, ſonſt
wird das Volk demoraliſiert. Es iſt ein heiliger Krieg, den
wir führen, um unſere Kinder vor dem Umſturz zu be-
wahren. (Bravol im Zentrum.)
Abg. Keinath (natl.) tritt für Beibehaltung des Ein-ährigFreiwilligenzeugniſſes auf der Schule ein und wendet
ich gegen den Antrag der Sozialdemokraten, weil auf dem

Gebiet der Schule keine Zentraliſation geſchaffen werden dürfe.
Abg. Dr. Müller-Meiningen (Vpt.): Die Berechtigung

zum Einjährig-Freiwilligendienſt müßte neben der wiſſen
ſchaftlichen Prüfung auch an eine Prüfung der körperlichen
Tüchtigkeit gebunden ſein. Dann würden unſere Schulen weit
mehr Zeit auf die körperliche Ausbildung verwenden. Jetzt
ſind nur 30 Proz. der zum Einjährigendienſt Berechtigten
überhaupt militärtauglich; das iſt die ſtärkſte Verurteilung
a u Erziehung auf unſeren Schulen. (Zuſtimmung

d. Vpt.
Abg. Bruckhoff (Vpt.) bekämpft den ſozialdemokratiſchen

Antrag, die Schule müſſe Sache der Einzelſtaaten bleiben.
Die Volksſchule braucht auch den Religionsunterricht. (Lebh.
Hört, hört! rechts und b. d. Soz.) Das ſage ich als fort-
ſchrittlicher Lehrer, denn es hat mit fortſchrittlicher Politik
nichts zu tun. (Sehr wahrl! b. d. Soz.)

Abg. Schulz (Soz.)
Dr Preuß ſteht zwar 38 Jahre im höheren Schulweſen, wie

er ſelbſt ſagte, kennt aber trotzdem die Nöte des höheren Schul-
weſens ſehr wenig, ſondern hat ſich in eine gewiſſe Fach-
verbohrtheit verrannt. Sonſt müßte er erkennen, wie
der Aufbau und die Entwicklung des höheren Schulweſens durch
das Einjährig-Freiwilligenweſen gehemmt wird. Er, ſowie die

anderen Redner, fürchten von einem Reichsſchulgeſetz eine
Schabloniſierung. Wenn das richtig wäre, müßte es doch auch
von einem Landesſchulgeſetz gelten. (Sehr wahrl b. d. Soz.)
Selbſtverſtändlich verlangen wir

die Schule ohne Religion,
aber damit wollen wir doch nicht die Religion und Gott ab-
ſchaffen. Wir wollen niemanden ſeine Religion rauben, aber
auch unſere religiöſen Anſchauungen nicht vergewaltigen laſſen.
(Sehr wahrl b. d. Soz.) Die Unentgeltlichkeit der Einheits-
ſchule, die wir wünſchen, würde natürlich erhebliche Koſten ver
urſachen. Aber die Millionen und Milliarden für ein gut
organiſiertes Schulweſen würden nicht ſchlecht angewendet
ſein, ſondern dadurch würde auch die Wahrhaftigkeit des
Volkes weſentlich geſtärkt werden. (Zuſtimmung b. d. Soz.)
Wir haben in unſerer Reſolution abſichtlich keine ſpeziellen
Aufgaben genannt, damit der Reichstag dem Prinzip der Er-
richtung eines Reichsſchulamtes zuſtimmen kann. Wenn er
das nicht tut, werden die Lehrer erkennen, wer mit ihren

rderungen hier am entſchiedenſten Ernſt machen will.
ravo! b. d. Soz.)
Abg. Mumm (Wirtſch. Vgg.): An den Ausführungen des

Herrn Bruckhoff hätte ich nicht viel zu kritiſieren. (Hört, hört!
b. d. Soz.) Feſtſtellen muß ich aber, daß die Sozialdemo-
kraten nach ihrem Programm alle Eltern zwingen wollen, ihre
Kinder in religionsloſe Schulen zu ſchicken. (Abg. Pfann-
kuch (Soz.): Sie wiſſen ja gar nicht, was im Erfurter Pro
gramm ſteht.) Jch kenne es halb auswendig. (Heiterkeit.)

Damit ſchließt die Diskuſſion. Das Kapitel wird ange
nommen, die Reſolution Albrecht (Soz.) wird gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt.

Es folgt das Kapitel
Ausführung des Kaligeſetzes.

Dazu liegen eine Anzahl Anträge vor.
Abg. Hoch (Soz.)

Die Abſatzverhältniſſe in der Kaliinduſtrie waren unhaltbar'
geworden. Ein Teil der Jnduſtriellen ſchloß ſich dem Shn-
dikat nicht an und zwiſchen ihnen und dem Shyndikat kam es
zu heftigen Zuſammenſtößen. Die Verhältniſſe waren ähnlich
wie zwiſchen den drei kämpfenden Bergarbeiterorganiſationen
und den chriſtlichen und gelben, die ihren Brüdern in den
Rücken fielen. Aber hier handelt es ſich nicht um Arbeiter, die
um menſchenwürdige Lebensverhältniſſe kämpfen, ſondern

um den Profit der Unternehmer
und daher nahmen die Regierung und die Vertreter der bür-
gerlichen Parteien eine ganz andere Stellung ein. Von
der Begeiſterung der Freiheit der Streikbrecher von der mora-
liſchen Entrüſtung über den Terrorismus der Streikenden war
keine Rede, niemand dachte daran, gegen den Terrorismus
des Kali-Syndikats etwa die Polizei anzurufen. Jm Gegen
teil, die Herren von der Rechten, vom Zentrum und die Natio-
nalliberalen ſchlugen ſich auf die Seite des Syndikats und be-
eilten ſich, ein Geſetz zuſtande zu bringen, das

den Terrorismus des Syndikats ſtärkte
und die Jnduſtriellen, die ſich dem Syndikat nicht angeſchloſſen
hatten, zu dieſem Anſchluß zwangen, und ſo hat das Syndikat
eine Herrſchaft errungen, jedoch nicht aus eigener Kraft, viel
mehr beruht ſein ſtolzes Gebäude auf der durch das Kaligeſetz
geſchaffenen Grundlage. Wir haben die Pflicht, darüber zu
wachen, daß das KaliShndikat den Gebrauch von dem Geſetz
macht, den der Geſetzgeber beabſichtigt hat. Von dieſem Ge-
ſichtspunkt nehmen wir zu den vorgeſchlagenen Reſolutionen

Stellung. nNach S 2 des Kaligeſetzes muß jeder Kaliwerksbeſitzer für
jeden Doppelzentner, den er abſetzt, eine Abgabe von 60 Pf.
in die Reichskaſſe entrichten, und dieſe Einkünfte ſind für
Propaganda zur Hebung des Kaliabſatzes zu verwenden. Der
Reichstag hat die Kali Induſtriellen zu dieſer Abgabe für den
Zweck der Propaganda zur Hebung des Kaliabſatzes gezwungen,
und deshalb hat er auch die Verpflichtung, darüber zu wachen,
ob die Gelder für dieſen Zweck verwendet werden. So hat
der deutſche Fiſchereiverein 30 000 Mk. bekommen und eine
Erklärung der Regierung hierfür nicht gegeben. 18000 Mk.
hat das Jnſtitut für das Gärungsgewerbe erhalten und 1000
Mark der deutſche Hopfenbauverein. Ich frage die Regierung,
ob dieſe 13 000 Mk. wirklich ſo verwendet ſind, wie ſie nach
dem Geſetz verwendet werden ſollen. Die Oeffentlichkeit muß
um ſo mehr darüber Aufklärung erhalten, als das Jnſtitut
für das Gärungsgewerbe in enger Beziehung zu dem Brauer-
und Brennergewerbe ſteht, das doch wirklich keinen Anſpruch
auf eine Extraunterſtützung vom Staat hat. (Lebh. Sehr
richtigl b. d. Soz.) Die Parteien haben ein Intereſſe daran,
ſich ſelbſt von der Verteilung der Gelder zu überzeugen und
deshalb wäre es zweckmäßig, daß auch die verſchiedenen Frak-
tionen einen Verireter in dieſem Beirat entſenden. Um die

Halle a. S., Mitewoch den 20. März 1912 23. Jahrg.

Verſchleuderung von Reichsgeldern zu verhindern, brauchen
wir eben eine genaue Kontrolle. Wir haben für das Kali-
geſetz geſtimmt, weil wir nichts beſſeres erreichen konnten,
haben aber zunächſt die Verſtaatlichung in unſerem Sinne ver-
langt, die aber leider abgelehnt wurde. Jn bezug auf

das Monopol
hat ſich ein bezeichnender Umſchwung in der öffentlichen Mei-
nung vollzogen. Weite Kreiſe, die ſich ſehr ablehnend verhalten
haben, denken heute ganz anders. Der Staatsſekretär hat auf
die Frage, wann wir das Monopol bekommen werden, geant-
wortet: Wenn wir dazu reif ſein werden. Nun, hoffentlich
geht dem Staatsſekretär bald die Erkenntnis auf, daß wir für
die Sache doch ſchon reif ſind. (Sehr gutl bei den Soz.) Das
Geſchick des Herrn Wermuth ſollte ihn warnen. Wenn eines
ſchönen Tages die Herren vom Zentrum für das Kalimonopol
eintreten, dann tritt vielleicht auch beim Staatsſekretär die
mögliche Reife auf, ſonſt muß er gehen. (Heiterkeit.) Wir
müſſen die ganze Kaliproduktion planmäßig regeln, dann
würden die Selbſtkoſten bedeutend vermindert werden, die Ar-
beiter brauchten nicht geſchädigt werden, und die Abnehmer
könnten das Produkt zu einem billigen Preiſe bekommen. Zum
Schaden der Geſamtheit werden einzelnen Leuten Rieſenpro-
fite zugeführt. Durch die jetzt betriebene Ranbwiriſchaft gehen
ungeheure Schätze verloren. Nun ſagt man gegen die Ver-
ſtaatlichung, daß große Kapitalien in der Kaliinduſtrie feſtge-
legt ſeien, der Staat müßte über 3 Milliarden Entſchädigung
zahlen und würde dann nicht zu dem erwarteten Verdienſt
kommen. Wir denken natürlich nicht daran, Spekulations-
gewinne zu entſchädigen. Für uns ſind Monopole nicht Selbſt-
zweck, ſondern wir erſtreben ſie

im Jntereſſe der Arbeiter und der Geſamtheit.
Die Leute, die heute Papiere kaufen von den Rieſenunter-
nehmungen, wie Kaliwerken, Kohlen- und Hüttenwerken, elek-
triſchen Werken, mögen ſich vergegenwärtigen, daß die Ver-
ſtagtlichung ſolcher Betriebe nur eine Frage der Zeit iſt. Schrieb
doch auch ein Fachblatt erſten Ranges, der Deutſche Oekonomiſt,
ſchon 1897:

„Das Endziel der heutigen Kumulation aller Betriebe im
Bankverkehrsweſen und der Jnduſtrie iſt die Verſtaatlichung,
gleichviel ob dies unvermeidliche letzte Ziel in einer kürzeren
oder längeren Reihe von Jahren erreicht iſt.“

(Hört, hört! b. d. Soz.) Wir denken nicht daran, unſere heutige
Bureaukratie, die nur nützlich iſt in kleinen und kleinlichen Ver-
hältniſſen, zu Herren der Betriebe zu machen. Das deutſche
Volk iſt reif genug zur Verſtaatlichung, die Vorgänge im Ruhr-
revier werden auch gewaltig dazu beitragen, daß nach einer
Veränderung der Verhältniſſe gerufen wird. Aber die können
nicht durchgeführt werden von der deutſchen Bureaukratie, die
nach Militär ruft, die den Scharfmachern in die Hände arbeitet
und der gewaltigen Kulturbewegung verſtändnislos gegenüber-
ſteht nein, je mehr ſich die Staatsbetriebe ausdehnen, um ſo
mehr muß der Einfluß der Bureaukratie zurückgedrängt und
der großen Maſſe des Volkes Einfluß eingeräumt werden. Wir
erſtreben die Monopole auch nicht etwa als reine Finanzquelle.
Wir denken nicht daran, ſie Jhnen (zum Zentrum) darzu-
bringen,

damit Sie von der Erbſchaftsſteuer loskommen.
(Sehr gut! b. d. Soz.) Wir würden nur dann für ein Mono-
pol eintreten wenn die Ueberſchüſſe zur Verminderung der
Verbrauchsabgaben und der Zölle auf Nahrungsmittel und Ge-
brauchsgegenſtände oder für ſoziale Zwecke verwandt würden.
Jch habe in einigen Sätzen kurz feſtgelegt, wie ich mir die Ver-
ſtaatlichung denke. Sie lauten:

1. Das Reich erwirbt die beſtehenden Betriebe im Wege der
Enteignung, ſoweit ſie nicht auf der Grundlage der tatſächlichen
Anlagekoſten freihändig erworben werden können.

2. Die Leitung der Kaliwerke ſowie der Abſatz ihrer Produkte
geſchieht durch das Reich unter entſcheidender Mitwirkung
eines Beirates.

Der Beirat ſetzt ſich zuſammen aus vom Bundesrat und vom
Reichstag ernannten ſowie von den Arbeitern und den Betriebs-
beamten der Werke in gleicher, geheimer und direkter Wahl ge-
wählten Mitgliedern.

3. Den Arbeitern und den Betriebsbeamten darf die Koali-
tionsfreiheit in keiner Weiſe geſchmälert werden. Für die Be
triebe gelten entſprechend alle Beſtimmungen zum Schutze der
Arbeiter und Betriebsbeamten, insbeſondere die der Gewerbe
ordnung und des Handelsgeſetzbuchs. Die Arbeitszeit iſt auf
acht Stunden, an geſundheitsgefährlichen Betriebsorten noch
weiter zu beſchränken.

Für jedes Werk iſt zur Feſtſetzung der Löhne, Gehälter und
Arbeitsbedingungen ſowie zur Erledigung von Beſchwerden
durch die Belegſchaften und Betriebsbeamten in geheimer,
gleicher und direkter Wahl ein Betriebsausſchuß zu wählen, der
gegen die das Arbeitsverhältnis berührenden Anordnungen und
Entſcheidungen der Betriebsleitung das Recht der Berufung an
den Beirat (Ziffer 2) hat.

4. Die Löhne und Gehälter ſind zwiſchen der Betriebsleitung
und dem Arbeiterausſchuß auf der Grundlage von Minimal-
ſätzen zu vereinbaren. Die Minimalſätze bedürfen der Ge-
nehmigung des Reichstags.

5. Die Verkaufspreiſe ſind im Geſetze unter Berückſichtigung
der einheimiſchen Landwirtſchaft geſondert für das Jnland und
das Ausland feſtzulegen.

6. Die Ueberſchüſſe der Kaliwerke ſind zur Berminderung der
Verbrauchsabgaben und Zölle auf Nahrungsmittel und Ge-
brauchsgegenſtände oder für ſoziale Zwecke zu verwenden.

Wenn nach dieſen Grundſätzen die Verſtaatlichung der Kali-
betriebe durchgeführt wird, dann bin ich überzeugt, würden wir
wirklich etwas im Jntereſſe des arbeitenden Volkes erreichen.
(Lebh. Beifall b. d. Soz.)

Unterſtaatsſekretär Richter: Wir müſſen erſt die Wir-
kungen des Geſetzes abwarten, ehe wir eine Denkſchrift darüber
vorlegen. Wir können den einzelnen Werken nicht zumuten,
ihre Lohnliſten zu veröffentlichen. Die Tarifverträge könnten
eher veröffentlicht werden. Bei der Verteilung der Propaganda-
gelder haben wir Sachverſtändige gehört, ſind aber gern bereit,
neue Anregungen zu prüfen. Die 30000 Mk., die der Fiſcherei-
verein bekommen hat, dienen wiſſenſchaftlichen Verſuchen, ebenſo
die Summe für das Jnſtitut für Gärungsgewerbe.

Abg. Bärwinkel (natl.) Das Kaligeſetz ſollte nicht dem
Profit der Unternehmer dienen, wie Herr Hoch ſagte, ſondern
der Verſchleuderung der Kaliſalze entgegentreten. Von Kali-
ſchmiergeldern kann, nachdem das Reichsamt des Jnnern die
Verwaltung der Gelder hat, keine Rede mehr ſein. Es iſt nicht
gut, der Jnduſtrie jetzt Monopole anzudrohen, ſondern man
ſollte ſie in Ruhe ſich entwickeln laſſen. (Bravo! b. d. Natl.)

Nach weiteren Bemerkungen vertagt das Haus die Weiter-
beratung auf Dienstag 1 Uhr. Schluß 348 Uhr.

Für die ausgeſperrten Porzellanarheiter gingen ein:

Halle a. S. Verband der Schmiede 25. Verband der Bäcker
30. von Schmidt-Beeſen 0.50 Mark. M. Güldenberg.

indra-Katarrh- Bonbons
ſind das vorzügliehste Hnsten-Linderungsmiättel.

5 Paket 20 Pfg. nur beiKonfitüren- Gentzsech, 15 Filiglen in Halle g. S.

Aus der Provinz.
Sächſiſcher Provinziallandtag.

Jn der Sitzung am Sonnabend wurde zunächſt in der Be-
ratung der Sonderhaushaltspläne fortgefahren und eine längere
Debatte über den Etat der Provinzialchauſſeengeführt,
der ſchließlich in Einnahme und Ausgabe mit 2675 000 Mk. ge
nehmigt wurde. Beim Etat der Kleinbahnen, der mit
1 442 000 Mk. abſchließt, wurde ein Antrag Borcke betr. Auf-
nahme einer Anleihe von 2 Millionen Mark zum Kleinbahn-
fonds angenommen. Bei Verhandlung der Provinzialausſchuß-
vorlage betreffend Aenderung des Reiſekoſtenregle-
ments fand Oberbürgermeiſter Schütze (Stendal) die für
Reiſekoſten der Provinzialbeamten pro Jahr ausgegebene
Summe von 85000 Mk. viel zu hoch. Jn der Rechnungs-
kommiſſion ſei gerügt worden, daß für eine Fahrt von
Halle nach Ammendorf 20 Mk. gezahlt würden. Es
wäre wünſchenswert, daß für derartige kleine Reiſen die Tage-
gelder etwa um ein Drittel ermäßigt würden. Landrat von
Jagow ſprach gegen eine Erhöhung der Tagegelder für die
Mitglieder des Landtages. Er habe die Empfindung, daß die
Abgeordneten immer wieder etwas nach Hauſe nehmen und
fürchtet, daß die Abgeordneten mit 15 Mk. pro Tag zu gut be-
zahlt werden, da Merſeburg nicht der Ort ſei, wo man viel Geld
ausgeben könne. Der Vorlage wurde zugeſtimmt und der Reſt
der aus Petitionen und kleineren Sachen beſtehenden Tages-
ordnung debattelos erledigt.

Die Montagsſitzung begann nach Erledigung einiger
Wahlen zum neuen Verwaltungsrat der Land-Feuerſozietät des
Herzogtums Sachſen mit der zweiten Beratung der Provin-
zialausſchußvorlage, betreffend den Neubau des Provin-
zialmuſeums in Halle. Der Berichterſtatter der
Muſeumskommiſſion, Oberbürgermeiſter Dr. Schmidt
(Erfurt) begründete in eingehender Weiſe die Vorlage. Es
handelt ſich um die Bewilligung eines Betrages von insgeſamt
145 000 Mk., die für einen Anbau und für eine vollkommenere
Ausgeſtaltung des Bauwerks aufgewandt werden ſollen. Der
Anbau würde ſich im ganzen für 70 000 Mk. herſtellen laſſen.
Die Reſtſumme verteilt ſich auf die Ergänzung zu niedrig ein
geſtellter Summen des urſprünglichen Koſtenanſchlages, Mehr
koſten für Eiſenbetondecken, einen dem Charakter des Gebäudes
beſſer entſprechenden Fußbodenbelag uſw. Die, wenn auch nur
in mäßigen Grenzen gehaltene Ausſtattung mit Figuren und
Bildhauerarbeiten und eine dekorative Ausgeſtaltung der Eiſen
betondecken wird nicht entbehrt werden können zur Belebung
des Bauwerks. Für dieſe bildneriſche Ausſchmückung, durch
die gleichzeitig die Beſtimmung des Gebäudes auch äußerlich
angedeutet werde, ſind 3000 Mk. beantragt. Der zukünftige
Direktor des Muſeums, Privatdozent Dr. Hans Hahne, der
zur Beratung dieſer Vorlage hinzugezogen wurde, unternahm
dann an der Hand der Pläne einen Gang durch die künftigen
Räume des neuen Muſeums und hob hervor, daß heute die
Muſeen nicht mehr bloße Ausſtellungsräume, ſondern Bil-
dungsanſtalten ſein wollten. Mit 20 000 prähiſtoriſchen Fun
den würde das neue Muſeum die reichſte Altertumsſammlung
in Deutſchland haben. Die Vorlage fand darauf mit großer
Mehrheit Annahme.

Sodann wurde der Vorlage betreffend Neuregelung der Rech-
nungsprüfung zugeſtimmt, ferner einer großen Zahl von Rech-
nungen Entlaſtung erteilt und ſchließlich die in den Rechnungs
jahren 1909 und 1910 vorgekommenen Etatsüberſchreitungen
und außeretatsmäßigen Ausgaben, ſowie die Verwaltungsüber-
ſchüſſe derſelben Jahre genehmigt.

Es folgt ſodann die zweite Beratung der Provinzialaus-
ſchußvorlage betreffend Errichtung einer neuen Lan-
des-Erziehungs anſtalt für ſchulentlaſſene, männliche
Zöglinge evangeliſchen Bekenntniſſes. Der Provinzialausſchuß
beantragt, die neue Anſtalt in Burg bei Magdeburg zu errich
ten, die Verausgabung von je 87500 Mk. für den Ankauf des
Grund und Bodens, von je 434 000 Mk. für die Einrichtung der
Gebäude und von je 17500 Mk. für die innere Einrichtung wäh
rend der Rechnungsjahre 1912 und 1913 zu genehmigen. Außer
Burg hat auch die Stadt Delitzſch ein Grundſtück in Größe von
107,0377 Hektar zum Preiſe von 211 000 Mk. angeboten. Das
Grundſtück in Burg iſt 95 Hektar groß und würde infolge des
Entgegenkommens der Stadtgemeinde vom Provingzialverbande
zum Preiſe von 175 000 Mk. erworben werden können.

Namens der Kommiffion beantragt Oberbürgermeiſter Barſt
den Antrag auf Errichtung der Anſtalt zurzeit abzulehnen
und den Provinzialausſchuß zu ermächtigen: einem oder mehre
ren Vereinen, welche ſich verpflichten, bis zu 120 ſchulentlaſſene,
männliche Fürſorgezöglinge nach den von der Provinzialver
waltung aufzuſtellenden Grundſätzen anſtaltsmäßig zu ver
ſorgen, ein unverzinsliches Darlehen bis zum Geſamtbetrage
von 250 000 Mark, ein mit 4 Prozent zu verzinſendes und mit
2 Prozent zu tilgendes Darlehn bis zum Geſamtbetrage von
450 000 Mark zu gewähren. Für den Fall, daß dieſer ange
gebene Weg nicht gangbar ſein ſollte, den Provingzialausſchuß
zu erſuchen, in eine nochmalige Prüfung einzutreten, ob dem
beſtehenden Bedürfnis nicht vorläufig durch Erweiterung be
ſtehender Provinzialanftalten oder durch vermehrte Unter
bringung in Privatanſtalten innerhalb der Provinz Rechnung
getragen werden kann. Zu dieſem Zwecke werden dem Pro
vinzialausſchuß 100 000 Mark zur Verfügung geſtellt.

An der ausgiebigen Debatte beteiligten ſich die Abg. Beſte
horn, Krüger, Duvigneau, Stegemann und v. Wedel. Der
Landeshauptmann Frhr. v. Wilmowski wandte fich mit Ent
ſchiedenheit gegen die verſchiedentlich ausgeſprochene Meinung.
als ob die Provinzialbauten ſich durch beſonderen Luxus aus
zeichneten. Landrat Stegemann meinte, daß er in der Er-
ziehungsanſtalt in Nordhauſen zwar keinen Luxus, aber
manches geſehen habe, was manche Kadettenanſtalten nicht auf
zuweiſen vermöchten. Nach Annahme eines Schlußantrags
ſtimmte der Provinziallandtag unter Ablehnung der Kom-
miſſionsanträge der Vorlage des Provinzialausſchuſſes zu, je
doch mit der Einſchränkung, eine nochmalige Prüfung des Pro-
jekts vorzunehmen und auf eine Verbilligung hinzuwirken.
Nach einer faſt zweiſtündigen Geſchäftsordnungsdebatte, die ſich
über die Frage entſpann, ob die neue Anſtalt in Burg oder
Delitzſch zu errichten ſei, wurde beſchloſſen, dieſe Angelegenheit
nochmals an die Kommiſſion zurückzuverweiſen. Zur Annahme
gelangten ſodann ohne Debatte die Provinzialausſchußvorlagen
betreffend Gewährung von Darlehn an private Erziehungs-
anſtalten in der Provinz zur Errichtung von Neubauten und
Vornahme von Verbeſſerungen, Anſammlung eines Ausgleichs
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fonds, Erhöhung des Pflegegeldes für die von der Provinzial
verwaltung in den Neinſtedter Anſtalten untergebrachten Pfleg
linge. Beim Bericht der Haushaltskommiſſion über den Haus
haltsplan beantragte Landrat v. Borcke (Liebenwerda), das
Anfangsgehalt der beiden neu anzuſtellenden Landesaſſeſſoren
ſtatt auf 4200 Mk. auf 3600 Mk. feſtzuſetzen und das Endgehalt
von 7200 auf 6600 Mk. herunterzuſetzen. Der Antrag wurde
abgelehnt. Abg. v. Schenck begründete eine Reſolution, die
Frage der Errichtung einer öffentlichen provinziellen Lebens-
verſicherungsgeſellſchaft und einer Landesbank ins Auge zu
faſſen. Die Reſolution fand, nachdem die Abgg. Steckner
Halle), Ludewig (Erfurt) und Schneider (Magdeburg) als

Vertreter privater Verſicherungsgeſellſchaften ſich mit Energie
dagegen wandten, Annahme.

Merſeburg. Gewerkſchaftskartell. Jn der letzten
HKartellſitzung übergab der Vorſitzende den einzelnen Delegierten
ein Exemplar der Anweiſungen über den Maifonds. Sodann
nahm man Kenntnis von der Abrechnung des Bezirksſekre-
tarigts. Der Vorſitzende regte dann an, in den einzelnen Ge-
werkſchaften Stellung zur Maifeier zu nehmen, um in der
nächſten Sitzung einen Ueberblick über die eventuelle Beteiligung
zu haben. Die Zuſammenſetzung der Maifeierkommiſſion wurde
genau der des Vorjahres entſprechend beſchloſſen vom Kartell
wurden die Genoſſen Spiegel, Kleine und Dorn gewählt. Eine
rege Diskuſſion entſtand wegen der Bibliothek. Es ſind dort
einige Werke in ſo ſchlechtem Zuſtande, daß für dieſe Erſatz ge
ſchaffen werden muß; des weiteren müſſen Neuanſchaffungen
gemacht werden, da neuere Werke ſehr oft verlangt werden. Ein
frikherer Antrag, für Neuanſchaffungen 100 Mk. zu veraus-
gaben, fand Anerkennung. Des weiteren wurde folgender An-
trag angenommen: Wer ein Buch länger als 14 Tage behält,
hne Verlängerung der Friſt herbeigeführt zu haben, zahlt
10 Pfg. Strafe. Ein weiterer Antrag: pro Gewerkſchaftsmit-
lied und Vieteljahr 1 Pfg. für die Vibliothek zu zablen, wurde

erſt den einzelnen Gewerkſchaften zur Durchberatung emp-
fohlen. Ferner übernahm das Kartell die Koſten für die Kurſe
über die neue Reichsverſicherungsordnung. Klage wurde ge-
führt u. a. über die Feſtlegung des Tages ohne Rückſichtnahme
auf die örtlichen Verhältniſſe, durch die ein Teil der Genoſſen
an der Teilnahme verhindert iſt. Zum Schluß wurden noch
einige Anregungen zur Betreibung der Agitation gegeben und
zur Werbung von Mitgliedern für den Staats- und Gemeinde-
arbeiterverband Material empfohlen. Entſchuldigt fehlte:
Schmied Heilemann; unentſchuldigt fehlten: Steinſetzer Sorge,
Buchdrucker: Hörig und Elßner, Fabrikarbeiter: Rockendorf
und Hübner, Heizer: Koch, Schuhmacher: Keck, und Transport-
arbeiter: Albrecht und Ludzeweit.

Godulln-Veſta. Der hieſigen Arbeiterſchaft ſteht von den
drei hieſigen Lokalen keines zu Verſammlungen zur Ver-
füqgung. Wir müſſen uns, wenn wir unſere Jntereſſen ver-
treten wollen, nach Keuſchberg begeben. Ein Ort, mit einer
ausgeſprochenen Arbeiterbevölkerung kann leicht ein Lokal er-
ringen, wenn alle Arbeiter nach dem Grundſatz handeln: „Ein
Wirt, der uns den Saal nicht gibt, kriegt auch von uns kein
Geld.“ Alſo, Arbeiter von Godulla-Vefta, ſeid auf dem Poſten
und erobert euch bald ein Lokal.

Eisleben. Entwichen. Aus dem hieſigen Gerichtsgefängnis
ſind in der Nacht zum Sonntag drei Unterſuchungsgefangene
ausgebrochen und ungehindert entkommen. Sie hatten ſich von
einer eiſernen Bettſtelle ein Brecheiſen hergeſtellt und aus der
Mauer Steine herausgebrochen, ſo daß eine Oeffnung entſtand,
durch die ſie entwichen ſind. An einem aus Bettüchern her-

geſtellten Seil ließen ſie ſich hinab, kletterten über ein niedriges
Dach nach dem Seidlerſchen Grundſtück, von wo ſie, nachdem ſie
dort die Tür erbrochen, ins Freie gelangten.

Eſperſtedt. Wahlſieg. Bei dem am Sonntag ſtattgefundenen
Gemeindevertreter-Wahlen ſind die Genoſſen Otto Ballas und
Fran Pfeiffer gegen die Stimmen der Bürgerlichen gewählt
worden.

Unterröblingen. Zur Gemeinderatswahl ſei be-
merkt, daß der Termin zur Stichwahl zwiſchen unſerem Ge
noſſen König und Raſemann eine Aenderung erfahren hat.
Die Wahl iſt auf den 21. März zur bekannten Tageszeit an

geſetzt.

Ermsleben. Unſere Bewegung macht, trothdem wir
kein Lokal zu großen Verſammlungen haben, immer weitere
Fortſchritte. Die Mitgliederzahl des Sozialdemokratiſchen
Vereins, wie auch die Abonnenten des Volksblatts, mehren ſich
wieder, und beſonders gute Fortſchritte macht die Genoſſen-
ſchaftsbewegung. Bei der verfloſſenen Reichstagswahl hat ſich
auch ein Teil jüngerer Genoſſen ſehr eifrig gezeigt, die mit
Begeiſterung die großen Märſche ins Harzgebirge zur Flug-
blattverbreitung unternahmen. Die oft tief verſchneiten Wege
haben unſere Genoſſen nicht zurückgeſchreckt, und der Erfolg
ihrer fleißigen Arbeit iſt ja auch in einer großen Vermehrung
unſerer Stimmen bei der Reichstagswahl zu Tage getreten.
Nach längerer Zeit fand am Sonnabend, den 16. März, wieder
eine Mitgliederverſammlung ſtatt, in der Genoſſe Dreſcher-
Halle anweſend war und einen Vortrag hielt. Der Verlauf
dieſer Verſammlung war gleichfalls derart, daß man voll be
friedigt ſein konnte.

Rieſtedt. Eine Bezirksverſammlung des zweiten
Bezirks, Gau 17, des Arbeiter-Radfahrerbundes Solidarität,
die hier kürzlich ſtattfand, beſchäftigte ſich mit einer umfang
reichen Tagesordnung. Der Bezirk iſt im vergangenen Jahre
von 17 auf 25 Vereine geſtiegen und hat nun rund 600 Mit-
glieder gegen 375 im vorigen Jahre. Der Bezirksleiter Ge
noſſe Reich, welcher auf weitere zwei Jahre gewählt wurde,
gab ſeinen Geſchäftsbericht, aus dem hervorging, daß der
Bund im verfloſſenen Jahre gleichfalls einen ſchönen Fort-
ſchritt zu verzeichnen hat, was auf den geringen Beitrag und
auf die enorme Gegenleiftung zurückzuführen iſt. Es wurde
aber auch feſtgeſtellt, daß ſeitens der Arbeiterſchaft die Sport-
vereine noch viel zu wenig beachtet werden. Außer den ver-
ſchiedenen Vereinsfeſtlichkeiten wurde ein Bezirksfeſt, das in
Eisleben ſtattfindet und zwei Bezirksausfahrten beſchloſſen.

S eihio. Jn der Gemeindevertreterſitzung vom
13. März ſtand auf der Tagesordnung die Beatung des Vor
anſchlags für das Rechnungsjahr 1912-13. Der Gegenſtand wurde
von der Tagesordnung abgeſetzt, weil der Etat in der Rechnungs
kommiſſion noch nicht durchberaten war. Der zweite Punkt betraf
den Vortrag der Gemeinde Holzweißig mit der Grube Leopold
wegen einer Beihilfe zum Bau einer Waſſerleitung. Die Grube
Leopold verpflichtet ſich, eine freiwillige Beihilfe von 40000 Mk.
zum Bau einer Waſſerleitung zu geben; ſie iſt auch bereit,
dieſe Beihilfe bis auf ein Drittel der Koſten zu erhöhen, wenn die
ührigen Gruben zuſammen ein Drittel und die Gemeinde ein
Drittel der Koſten aufbringt. Die Verhandlungen mit den übrigen
Gruben wird der Landrat des Kreiſes Bitterfeld in die Wege
leiten.

Zur Gemeindevertreterwahl hatten die Arbeitervertreter
beantragt, die Wahl an einem Sonntag vornehmen zu laſſen.
Dieſer Vorſchlag wurde jedoch nicht angenommen, doch wurde an
Stelle der Terminwahl die Friſtwahl eingeführt. Und zwar ſoll

die Wahl der 3. Klaſſe am 22. März von nachmittags 3 Uhr
bis abends 7 Uhr, der 2. und I. Klaſſe am 23. März von
vormittags 11 bis nachmittags 2 Uhr im Lokale des Herrn
Prätzſch ſtattfinden.
Als Kandidat der organiſierten Arbeiter iſt in der 3. Klaſſe der

bisherige Vertreter Karl Thäle und in der 2. Klaſſe der Kaſ
ſierer Auguſt Raſt aufgeſtellt. Wenn auch in der 3. Klaſſe bei
der Wiederwahl des Genoſſen Thäle Schwierigkeiten nicht zu be
n ſind, ſo iſt es in der 2. Klaſſe, Dank des „edlen“ Geld-
ackswahlrechts ſchon anſtrengender. Geht es doch bei dieſer Wahl

um die Majorität im Gemeindeparlament, und daß die
Bürgerlichen alles anwenden, um eine ſozialdemokratiſche Mehr
heit zu verhindern, braucht nicht erſt geſagt 8 werden. Darum
muß jeder Genoſſe die paar Tage bis zur Wahl noch arbeiten
und unter den Wählern aufklärend wirken, damit auch der letzte
Mann ſein Bürgerrecht ausübt. Dann, aber auch nur dann wird
uns der Sieg gewiß ſein.

Jm übrigen verweiſen wir noch auf die öffentliche Volksver
ſammlung, die am nächſten Dienstag im Lokale des Gaſtwirts
Schröder ſtattfindet und wozu alle Wähler, auch die der 1. Klaſſe,
eingeladen ſind. Dort werden kommunale Angelegenheiten er-
rrert r e für jeden Gemeindeeinwohner von höchſtem Inter
eſſe ſind.

Greppin. Gemeinderatswähler. Mittwoch den 20. März,
nachmittags 4 Uhr, findet die Wahl ſtatt. Jeder Wähler hat die
Pflicht, Punkt 4 Uhr zu erſcheinen. Scheue niemand den Lohn
verluſt von zwei bis drei Stunden, da es gilt, die überwältigende
Mehrheit, die wir bei der Reichstagswahl in unſerem Orte er-
rangen, auch bei der Gemeindewahl zu erzielen. Ueberall ſind
glänzende Erfolge erzielt worden. Bleibt nicht zurück, ſondern
macht es nach. Rüttelt eure Arbeitskollegen auf, bringt ſie mit
zur Wahl und gebt eure Stimme dem Maurer Guſtav Mieth,
und der Sieg muß unſer ſein.

Gräfenhainichen. Märzfeier. Am vergangenen Sonntagewurde auch hier das erſte 8 eine Märzfeier im kleinen Kreiſe
veranſtaltet. Durch Vortrag einiger Freiligrathſcher Gedichte
wurde dieſelbe umrahmt, während der Genoſſe Lamſcha das
Referat übernommen hatte und den Anweſenden in treffenden
Worten die Bedentung des 18. März darlegte, um dann im zweiten
Teile des Vortrages auf die Ziele der Sozialdemvkratie in er
ſchöpfender Weiſe einzugehen. Die Ausführungen wurden mit
Beifall aufgenommen. Sechs Neuaufnahmen in den Wahlverein
waren der poſitive Erfolg.

Unfall. Dem auf dem Abraum der Grube Barbara be-
ſchäftigten Arbeiter Kowalsky von hier wurde beim Kippen der
Daumen der linken Hand abgequetſcht. Er wurde nach dem
Bergmannstroſt- Halle überführt.

Zſchortan. Gemeinderatswahl. Auch diesmal beabſichtigen
die Bürgerlichen für die dritte Abteilung einen Gegenkandidaten
aufzuſtellen, um die Stimmen zu zerſplittern und dadurch unſerm
Gegner die Möglichkeit eines Sieges zu bieten. Dieſem Beginnen
muß von den Wählern der dritten Abteilung, deren Jntereſſen
in den Klaſſenparlamenten fortgeſetzt vernachläſſigt werden, der
ſchärfſte Widerſtand entgegengeſetzt werden. Der berufene Ver-
treter für die Wähler der Rechtloſen in der dritten Abteilung iſt
der ſozialdemokratiſche Kandidat, der nicht von den herrſchenden
Cliquen abhängig iſt und deshalb ohne jede Rückſichtnahme in der
Lage iſt, die immer mehr bedrohten Rechte der Minderbemittelten
gegen die eigennützigen Beſtrebungen der privilegierten Klaſſen
zu ſchützen und zu verteidigen. Auch die Unterbeamten und Ge-
werbetreibenden ſollten der Sozialdemokratie, die ihre Jntereſſen
wahrnimmt, nicht den Knüppel zwiſchen die Beine werfen und
lieber daheim bleiben, wenn ſie von dem öffentlichen Eintreten
für den Sozialdemokraten wirtſchaftliche Nachteile befürchten.
Auf keinen w dürfen ſie die Zerſplitterungsbeſtrebungen unter-
Wagen durch die Wahl eines Gegenkandidaten. erſönliche
Differenzen oder die Unzufriedenheit über nebenſächliche Dinge
dürfen nicht den Ausſchlag geben, wo es gilt, das Intereſſe der
Allgemeinheit zu wahren. Nieder mit der Klaſſenherrſchaft ſei die
Parole auch bei den Gemeindewahlen. Jeder wähle deshalb am
21. März unſeren Genoſſen Hermann Straube.

Eilenburg. Oeffentliche Einwohnerverſamm-
lung. Am Tage des großen „nationglen Feſtes“ veranſtalteten
Partei und Gewerkſchaften eine öffentliche Verſammlung, die
von 900 bis 1000 Perſonen beſucht war. Der Referent W
Albrecht aus Halle ſah ſich zunächſt veranlaßt, die Bericht
erſtattung der Eilenburger Neueſten Nachrichten zu kritiſieren.
Redner geht auf die Gründung des Reichsverbandes zur Be-
kämpfung der Sozialdemokratie und deren Ergebnisloſigkeit
ein. Jetzt greift man zu anderen Mitteln. Die Jugend ſoll
im „vaterländiſchen“ und „nationalen“ Sinne erzogen werden,
um ſie dadurch dem unheilvollen Einfluſſe der Sozialdemokratie
zu entziehen. Das deutſche Bürgertum, das die Revolution von
1848 gemacht hat, ſchämt ſich deſſen heute und nur die Arbeiter-
chaft fühlt ſich dazu berufen, derer zu gedenken, die mit für die

Freiheit ihr Blut verſpritzten und für die Arbeiter einige Rechte
ſchafften. Das Eilenburger Bürgertum aber hat heute am Vor
abend des Tages der Revolution nichts beſſeres zu tun, als ein
Feſt zu feiern, bei dem unter anderm gegen den Terrorismus
der Sozialdemokratie und deren umſtürzleriſche Beſtrebungen
losgezogen werden ſoll. Redner gloſſiert das dazu wie te
Programm ſowie die beteiligten Vereine. Der Ernſt der Sache
dabei iſt, daß viele heute mitgehen, die bei der Wahl einen
ſozialdemokratiſchen Stimmzettel abgegeben haben, heute aber
dem Zwange zum Patriotismus gehorchen müſſen. Unſere Auf-
gabe muß ſein, aufklärend zu wirken und neue Anhänger zu
erwerben. Redner wies zum Schluß noch auf den Aufruf des
Parteivorſtandes und der Generalkommiſſion zum Berg-
arbeiterausſtand hin. Hierzu wurde folgende Reſolution an-
genommen: „Die heute von über 900 Perſonen beſuchte Ver-
ſammlung ſpricht den ſtreikenden Bergarbeitern des Ruhr-
gebietes ihre volle Smypathie aus. Sie verurteilt auf das
entſchiedenſte das ungerechtfertigte Vorgehen der Polizei den
Streikenden gegenüber, ein Vorgehen, das ſchon ſchwere Opfer
an Menſchenleben und Menſchenblut erfordert hat. Die Ver-
ſammelten proteſtieren auf das energiſchſte gegen die Ent
ſendung von Milit nach dem Streikgebiet, das nur dazu bei
trägt, die Erbitterung zu ſteigern und Zuſammenſtöße herbei-
zuführen. Ferner verpflichten ſich die Verſammelten, die Aus-
ſtändigen ſo lange finanziell zu unterfſtützen, bis der Kampf zu
gunſten der Arbeiter entſchieden iſt.“

Genoſſe Raute ſprach noch im Sinne der Reſolution und
fragte dann in aller Oeffentlichkeit um Ausfunft, ob die heutige
Veranſtaltung des nationalen Kartells nicht als politiſche be-
zeichnet wird. Die Sammlung für die Bergarbeiter ergab
80,28 Mk.

Wittenberg. Stadtverordneten Sitzung. Der
Polizeiſergeant Matz wird definitiv angeſtellt. Unſere Stadt
ſoll einen Polizeihund bekommen zur Ausbildung als Hunde-
führer hat fich Polizeiſergeant Donath gemeldet, und werden
für den Kurſus 808 Mk. bewilligt. Der Gemüſegärtner Jahnſoll das ihm gehörige Vorland in der Dörfurtsſtraße an die

Stadt abtreten, weil der Vertreter die Verbreiterung der
Straße fordert. Er verlangt hierfür pro Jahr 25 Mk., die ſo-
lange zu bezahlen wären, bis das Grundſtück bebaut wird.
Stadtverordneter Wollſchläger findet den Preis zu hoch;
er verlangt das Enteignungsverfahren, wie es in einem ähn-

ſtatiſtiſcher
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lichen Fall gegen ihn ſelbſt angewandt worden iſt. Bürger
meiſter Dr. Schirmer warnt vor dem Enteignungsver-
fohren, die Stadt komme hierbei teurer weg. Die Verſamm-
lung bewilligt die 25 Mk. Für eine ſechsmonatliche Ver
tretung eines Magiſtratsaſſiſtenten, für welche ein Zivil-
anwärter angenommen iſt, werden 550 Mk. bewilligt. Die
Kranken anſtalt erfordert eine Nachbewilligung von 6600
Mark, die pro 1911-12 gebraucht worden ſind. Der Zugang
von Kranken iſt geſtiegen. Die Sitzung genehmigt die Nach-
forderungen. Ein gleiches geſchieht mit einer Nachforderung
ür das Waſſerwerk von 8430 Mk. Der Beſitzer dertädtiſchen Badeanſtalt, Eylert, will Brauſebäder anlegen

und Turngeräte aufſtellen; er wünſcht aber einen ſariggn
Vertrag und, wie bisher, einen Zuſchuß von 1000 Mk. Es
ſollen dafür der ärmeren Bevölkerung, Mittwochs und Sonn
abends von 1 bis 4 Uhr, einige Zellen unentgeltlich zur Ver
fügung ſtehen. Ueber den letzteren Punkt wird man ſich indes
nicht einig, und ſo geht die Vorlage an den Magiſtrat zurück,
um eine beſſere Zeitbeſtimmung vorzuſchlagen. Der
Männerturnverein von 1862 feiert demnächſt ſein
50jähriges Stiftungsfeſt, und hierzu bewilligen ihnen die
Stadtverordneten 100 Mk. aus dem Steuerſäckel. Die Herren
Greſſe und Fi ſche r beantragten gar 300 und 200 Mk. Ob
die Herren bei Anträgen des Arbeiterturnvereins ebenſo bereit-
willig wären

Zum Straßenausbau legt der Erſte Bürgermeiſter
Dr. Schirmer eine Art Bauprogramm vor. Der Unwille
der Bürgerſchaft hat ſich bei der letzten Regenperiode energiſch
Luft gemacht, und ſo kommt man denn jeht mit einem Plan,
nach dem im laufenden Jahre folgende Straßen des Linden-
feldes mit Bürgerſteigen und Vordſteinen verſehen werden
ſollen: die äußere Heubnerſtraße, die Sternſtraße bis zur
Vigernſraße die Falkſtraße zwiſchen Adlerſtraße und
Wichernſtraße und die Bachſtraße. Für nächſtes Jahr iſt die
Friedrichſtraße vorgeſehen. Das vorliegende Programm er-
ordert einen Koſtenaufwand von 40 000 Mk., die dem Straßen-

n der über 80 000 Mk. beträgt, entnommen werden
ſollen. Juſtizrat Levin fordert ein weitſichtigeres Programm
vom Magiſtrat. Bürgermeiſter Dr. Schirmer tritt dem
entgegen. Wittenberg ſei eine moderne Stadt, der Zuſtand
der Straßen ſei übertrieben ſchlecht dargeſtellt. Der Zuzug
habe ſich beſtändig auf 9 bis 10 Prozent gehalten. Nachdem von
einigen Rednern noch weitergehende Wünſche geäußert, nimmt
die Verſammlung den Plan des Magiſtrats zur Kenntnis.

Wittenberg. Achtung, Genoſſinnen! Der nächſte Leſe-
abend findet am Mittwoch, den 20. März, abends 8 Ühr, bei
Freudenberg ſtatt. Genoſſin Bach Weißenfels wird einen
Vortrag über „Bürgerliche und proletariſche Frauen-
bewegung“ halten. Jm weiteren Verlaufe werden heitere
Rezitationen vorgetragen. Gehofft wird, daß ſich ſämtliche
Genoſſinnen an dieſem Abend beteiligen. Auch können Gäſte ein
geführt werden.

Zahna. Eine Märzverſammlung unter freiem Him-
mel. Aeußerſt zahlreich, ungefähr 300 Arbeiter, davon ein großer
Teil Frauen hatten am Sonntag nachmittag dem Rufe der
Parteileitung Folge geleiſtet, um ſich über die neueſten politiſchen
Vorgänge zu informieren. Unſer Reichstagskandidat Genoſſe
Julius Hildebrandt Neukölln den Anweſenden in
trefflicher Weiſe vor Augen, wie die Reaktion jetzt bemüht ſei, der
Arbeiterſchaft ihr wichtigſtes Recht zu rauben. 47 großen Zügen
ſchilderte er das brutale Verlangen des preußiſchen Herrenhanſes
nach vermehrtem Arbeitswilligenſchutz, hinter welchem Verlangen
ſich nur der Wunſch nach einem Ausnahmegeſetz gegen die Sozial
demokratie verſtecke. Er geißelte das Gebaren einzelner dieſer
hirnverbrannten Hohlköpfe und ging dann auf die Lage der Berg-
arbeiter im Ruhrrevier näher ein. An der Hand ſorgfältiger,

ahlen wies er nach, daß die ſogenannten hohen Löhne
der Bergarbeiter unr in den Köpfen einzelner Staatsbeamter
exiſtieren; daß vielmehr die Zechenfürſten des Kohlenreviers ihre

ividenden höher und höher ſchrauben. Die Kapitaliſten des
Ruhrreviers verlangten vom Staate militäriſche Hilfe, um ihr
Kapital zu ſchützen und ſelbſtverſtändlich war die Regierung bereit,
den Kampf gegen den „inneren Feind“ aufzunehmen. ftige
Entrüſtungsrufe wurden laut, r unſer Genoſſe den Eingriff des
Militarismus in das Vereinsrecht der Bergarbeiter erwähnte und
das brutale Vorgehen der „Sicherheits“beamten ſchilderte. Er
forderte zu einem Proteſt ter dieſen J das Koalitions
recht der Arbeiter auf und ſchloß ſeine ſehr dankbar nen
Ausführungen mit dem Appell, den Arbeiterorganiſationen beizu-
treten und die Arbeiterpreſſe zu leſen. Nachſtehende Reſolution
wurde einſtimmig angenommen

„Die am 17. März unter freiem Himmel in Zahna tagende,
von ungefähr 300 Perſonen beſuchte Volksverſammlung, nimmt
mit Entrüſtung Kenntnis von der maßloſen Hetze, die ſeitens
des Herrenhauſes wie der konſervativen Vertreter gegen die
Arbeiterorganiſationen getrieben wird. Sie proteſtiert ferner
mit aller Entſchiedenheit gegen das Vorgehen der Reichsregie
rung gegenüber den ſtreikenden J gegen die ver
arg Einſchränkung des Damm rechtes, und
erſucht den Reichstag, allen Geſetzesvorlagen der Regierung das
Koalitionsrecht der Arbeiter, das Vereins und Verſammlungsrecht zu verſchlechtern, die Zutimmuns zu verſagen.“

Mit einem begeiſtert aufgenommenen Hoch auf die Sozial
demokratie wurde die Verſammlung geſchloſſen.

Kleinwittenberg. Erfolgreiche Wahlen. Bei der am
letzten Freitag ſtattgefundenen Gemeinderatswahl erhielt Ge
noſſe Wilhelm Mucke 32, der Gegenkandidat 5 Stimmen.
Wir haben jetzt zwei Mandate inne. Jn Pieſteritz
wurde an Stelle des bisherigen Gen. Fricke Gen. Wilh Stein
mit 71 Stimmen gewählt. Der Gegenkandidat erhielt 8 Stim-
men. Trotzdem die Wahl an einem Sonntag ſtattfand, war
die Beteiligung eine bedeutend ſchlechtere als das letzte Mal.
Die Genoſſen von Pieſteritz ſollen ihre Siegesgewißheit nicht
zu weit treiben. Jn der zweiten Klaſſe erhielt Gen. Vater 3,
der Gegner 18 Stimmen.
Zeckritz-Zſchackau. n Bei der amSonntag ſtattgefundenen Gemeindevertreterwahl wurden zum

erſten Male in Zeckritz Genoſſe Karl Rochan und in Zſchackau
Genoſſe Otto Plößing gewählt. Jn Arzberg und Nichtewitz
ſind unſere Kandidaten noch einmal unterlegen. Die Wahlbeteili
gung war im allgemeinen ſchwach. Nach der Wahl machten
unſere Gegner recht verdutzte Geſichter und zogen kleinlaut ab.
Es mag auch ger zu ſchrecklich ſein, rote Hechte im bürgerlichen
Karpfenteich bekommen zu haben. An der Arbeiterſchaft liegt es
nun, die Organiſation immer mehr auszubauen, damit weitere
Poſitionen erobert werden.

Grünewalde. a einſtimmig gewählt wurden bei der
am Sonntag ſtattgefundenen Gemeindevertreterwahl die Kandi
daten der ÄArbeiterſchaft, und zwar in der 3. Klaſſe der Genoſſe
Manig mit 39, in der 2. Genoſſe Hofmann mit 25 Stimmen.
Trotz des ſchönen Sieges muß die geringe Wahlbeteiligung ſeitens
der Wahlvereinsmitglieder bedauert werden. Jn nächſter Zeit
ſoll auch hier eine durchgreifende Hausagitation für das Volks-
blatt unternommen werden, denn die Zahl der Abonnenten ſteht
in gar keinem Verhältnis zu der Zahl der für den Gen. Menzel
abgegebenen Stimmen. Jeder Genoſſe muß ſich zur Arbeit ein
finden es darf nicht ſo fortgehen, daß die ganze Agitationsarbeit
auf den Schultern der Leitung ruht.

Unſere Leſerinnen werden mit Freude erfahren, daß
wir von jetzt ab ein reich illuſtriertes Frauenblatt unter
dem Titel „Standard Moden Journal“ herausgeben.
Jnfolge Verbindungen mit den erſten Modegateliers des Welt mit Text,
Jn- und Auslandes bringen wir die neuen eleganten,
aher vor allen Dingen die wirklich praktiſchen Moden
für Damen, Mädchen und Kinder, Wäſche, Hüte, Hand
grbeiten, Haartrachten ufw. ufw. Sehr wichtig ift vor
allen Dingen, daß wir nach allen Abbildungen ge
prauchsfertige „Standard-Schnittmuſter“ liefern, wonach

jede Dame ohne große Vorkenntniffe alle Garderobe
ſelbſt fertigen kann.
Moden-Journal“ reichhaltigen Leſeſtoff, Bilder aus aller

Ratſchläge für Küche und Haus, er-
probte Rezepte Kinderzeitung uſw. Die Hauptſache iſt,
damit jede Dame ſich ein eigenes Frauen- und Moden-
blatt halten kann, und nicht auf Modenzeitungen angewieſen
iſt, die in Leſezirkeln oder bei Schneiderinnen von aü
und jedem angefaßt werden, die kleine Entfſchädigung, die
wir notwendig haben müſſen, ſo nie rig

Wichtige Mitteilung für die Leſerinnen des „Volksblatles“.
irgend möglich, und zwar iſt der Preis für den ganzen
Monat nur 20 Pf., alſo nicht mal 5 Pf. pro Woche.

Wir bitten nun die verehrlichen Leſerinnen, inner-
halb 5 Tagen den nebenſtehenden Beſtellſchein auszu-
füllen und direkt an die Expedition des „Standard

Ebenſo bringt unſer Standard

Moden-Journals“ einzuſenden.

und 12 Pf. Beſtellgeld.
zu ſtellen als

Der Beſteklſchein iſt für ein Abonnement auf das
zweite Quartal (alſo April, Mai, Junt).

Wird außerdem auch Monat
März gewünſcht, ſo bitter um 30 Pf. extra

Beſtellſchein awennchterven, Vollsblatts.
die Expediti des Standard Meden3 Berlin 5 63, Markgrafenſtr. 92-93. Zearnat

Hiermit beſtelle ich das zweim. monatl. erſcheinende

„Standard Moden-lIournal“
r zweites Quartal. Preis 60 Pf. u. 12 Pf. Beſtelmr z a en e ine g0 Pf. wen

am
Preis 60 Pf.
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